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1. 


Abschnitt. 


Einleitung. 

§  1.    Die  Entwickelung  des  Lehrllngswesens  in  der  Blütezeit 
der  Zünfte. 

Wer  über  gewerbliche  und  handelsrechtliche  Insti- 
tutionen schreibt,  der  kann,  selbst  wenn  er  nur  moderne 
Verhältnisse  im  Auge  hat,  an  dem  mittelalterlichen  Zunft- 
und  Gildewesen  nicht  vorübergehen,  haben  doch  die 
Zünfte  und  Gilden  trotz  aller  ihren  Statuten  anhaftender 
Zöpfe  und  Fehler  unendlich  viel  Gutes  auf  dem  gewerb- 
lichen und  Handelsgebiete  geschaffen.  Selbstverständlich 
konnten  die  Gilden  und  insbesondere  die  Zünfte  es  nicht 
unterlassen,  auch  bei  der  Ordnung  des  Lehrlingswesens, 
der  Grundlage  für  die  Gesundheit  der  gewerblichen 
Künste,  die  schaffende  und  regulierende  Hand  anzulegen. 

Beim  Handel  spielte  damals  das  Lehrlingswesen 
nicht  die  Rolle  wie  beim  Handwerk;  deshalb  finden  sich 
auch  in  den  Zunftstatuten  der  Handwerker  viel  mehr 
Vorschriften  über  das  Lehrlingswesen  als  in  den  Satzungen 
der  Gilden.  Dies  trifft  auch  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  noch  auf  die  heutige  Zeit  zu.  Das  Lehrlingswesen 
beim  Kaufmann  trat  damals  hinter  die  kaufmännischen 
Gesellenverhältnisse  an  Bedeutung  weit  zurück,  weshalb 
man  auch  kein  allzu  großes  Gewicht  auf  eine  satzungs- 
gemäße Regulierung  dieser  Lehrverhältnisse  legte.  Immer- 
hin finden  sich  schon  im  13.  und  14.  Jahrhundert  Be- 
stimmungen, welche  die  für  das  SchutzverhäUnis  zwischen 
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kaufmännischem  Lehrherrn  und  Lehrhng  beachtens- 
wertesten Punkte  enthielten.  Der  Kaufmann  konnte  auf 
unausgebildete  Hilfskräfte  weit  eher  verzichten  als  der 
Handwerker,  für  ihn  kam  es  darauf  an,  Leute  zur  Seite 
zu  haben,  die  in  den  Gang  des  von  ihm  geleiteten  Ge- 
schäftes bereits  näheren  Einblick  hatten,  ohne  solche 
Hilfspersonen  ließ  sich  eine  seinen  Interessen  vollauf 
gerecht  werdende  Durchführung  seiner  Geschäfte;  bei 
denen  in  erster  Linie  der-Kopf  und  erst  in  zweiter  Linie 
die  Hand  arbeitete,  gar  nicht  denken.  Dadurch  erklärt 
sich  die  relativ  geringe  Fürsorge  für  die  Lehrlinge. 

Anders  beim  Handwerk,  dem  schon  in  seinen  ersten 
Anfängen  und  dann  besonders  in  seiner  Blütezeit  in  der 
Regelung  des  Lehrlingswesens  eine  bedeutende  Aufgabe 
erwuchs.  Dieser  Unterschied  in  den  beiderseitigen  Ver- 
hältnissen führt  dazu,  daß  sich  die  Betrachtung  der  Ent- 
wicklung des  rein  gewerblichen  Lehrlingswesens  unter 
der  Ägide  der  Zünfte  in  den  Vordergrund  drängt  und 
näheres  Interesse  beansprucht. 

Der  Gedanke  an  eine  Lehrzeit  entstand  im  Hand- 
werk mit  der  weitergehenden  Trennung  der  einzelnen 
Gewerbe,  mit  der  eine  größere  Geschicklichkeit  in  der 
Handhabung  des  einzelnen  Gewerbezweiges  Hand  in 
Hand  ging.  Das  Anwachsen  des  Handwerkerstandes 
und  die  dadurch  gebildete  Konkurrenz  (12.  und  13.  Jahrh.) 
schuf  das  Bedürfnis,  den  Einzelnen  in  seinen  manuellen 
Fertigkeiten  tunlichst  zu  vervollkommnen,  und  legte  die 
Grundlage  für  die  Voraussetzungen  der  Erlangung  der 
Meisterwürde. 

In  der  Blütezeit  des  deutschen  Zunftwesens  während 
des  14.  und  15.  Jahrhunderts  befaßte  man  sich  in  be- 
sonders intensiver  Weise  mit  der  Normierung  des  Lehr- 
lings- und  Gesellenwesens.    Wenn  auch  dasselbe  von 
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Übertreibungen  nicht  frei  und  mit  manchem  Formelkram 
verbunden  war,  so  hatte  doch  die  Schule,  die  jeder  über 
sich  ergehen  lassen  mußte,  auch  unverkennbar  ihre  wohl- 
tätigen Folgen.  Die  merkwürdigen  uns  heute  auf  den 
ersten  Blick  ganz  unverständlichen,  die  Entfaltung  manchen 
Talentes  verhindernden  Vorbedingungen  für  die  Aufnahme 
eines  Knaben  in  das  Handwerk  wie  eheliche  Geburt, 
Nichtzugehörigkeit  zur  Famüie  von  niederen  städüschen 
Beamten  usw.  lassen  sich  nur  mit  der  organischen 
Sonderheit  des  Zunftwesens  erklären.  Interessant  im 
Hinblick  auf  unsere  heuügen  Zustände  ist  die  Tatsache, 
daß  schon  damals  der  aufzunehmende  Lehrling  eine 
Probezeit  von  höchstens  4  Wochen  zu  absolvieren  hatte, 
die  den  Nachweis  erbringen  sollte,  daß  Lust  und  Ge- 
schicklichkeit zu  dem  erwählten  Gewerbe  vorhanden  sei. 
Nach  zur  Zufriedenheit  abgelaufener  Probe  erfolgte  unter 
Beobachtung  -gewisser  Feieriichkeiten  in  Anwesenheit 
aller  Mitglieder  der  Zunft  die  Aufdingung,  d.  h.  der  Name 
des  Lehriings  wurde  in  das  Protokoll  eingetragen,  wofür 
eine  kleine  Gebühr  zu  entrichten  war.  Man  sieht  aus 
diesen  Formalitäten,  daß  man  damals  der  Einführung 
eines  neuen  Mitgliedes  in  das  Gewerbeleben  ein  nicht 
unbedeutendes  Gewicht  beilegte. 

Der  Lehrling  stand  unter  der  Zucht  des  Meisters, 
schlief  in  dessen  Haus  und  aß  an  dessen  Tisch.  Die 
Dauer  der  Lehrzeit  war  sehr  verschieden,  sie  schwankte 
zwischen  2  und  6  Jahren.  Nach  ihrer  Beendigung  er- 
folgte, ebenfalls  unter  Beobachtung  gewisser  Zeremonien, 
die  eben  dem  mystischen  Charakter  der  damaligen  Zeiten 
entsprachen,  die  Lossprechung  und  die  Ausstellung  eines 
Lehrbriefes,  der  Lehrling  war  Geselle  geworden.^) 

1)  Siehe  Aufsatz  von  Proi  Dr.  W.  Stieda,  Leipzig  bei 
Conrad-Lexis  Bd.  VIII,  1098. 
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§  2.    Das  Lehrlingswesen  beim  Verfall  der  Zünfte  bis  zur 
modernen  Zeit. 

Als  im  16.  und  besonders  im  17.  Jahrhundert  sich 
die  Zunftverhältnisse  dem  dehnenden  und  wachsenden 
Wirtschaftsleben  entgegen  formalistischer  und  beengender 
gestalteten,  der  Schematismus  jede  frischere  Geistesregung 
unterdrückte,  schritten  einige  Fürsten  dazu,  mit  strenger 
Hand  in  die  Organisation  der  Zünfte  einzugreifen.  Der 
Kurfürst  von  Brandenburg,  der  in  einem  Gutachten  sich 
für  radikale  Beseitigung  des  Zunftwesens  ausgesprochen, 
aber  die  Zünfte  doch  schließlich  beibehalten  hatte,  ordnete 
in  seiner  Polizeiverordnung  vom  3.  I.  1668  neben  dem 
Meisterwerk,  der  Wanderzeit,  Preisverabredungen  u.  a., 
auch  das  Lehrlingswesen.  Hier  tritt  uns  zum  erstenmal 
die  staatliche  Organisation  des  Lehrlingswesens  entgegen. 
Ob  mit  diesem  staatlichen  Einschreiten  etwas  erreicht 
wurde,  steht  nicht  fest,  jedenfalls  ließ  man  die  Sache 
einige  Jahrzehnte  beruhen,  nachdem  man  geglaubt  hatte, 
einige  der  schwersten  Mißstände  beseitigt  zu  haben.  Erst 
im  Juli  1713  erließ  man  ein  Reichsgesetz,  die  Reichs- 
zunftordnung, welche  die  erste  sich  auf  alle  deutschen 
Zünfte  erstreckende  Gewerbeordnung  darstellt.  Eingehende 
Aufmerksamkeit  wurde  dabei  dem  Lehrlingswesen  ge- 
zollt. Zwischen  unehelich  erzeugten  und  vor  oder  nach 
der  Kopulation  geborenen  Kindern  sollte  beim  Eintritt  in 
die  Zünfte  kein  Unterschied  gemacht  werden;  die  all- 
mählich zu  übermäßig  hohen  Sätzen  gesteigerten  Ein- 
und  Ausschreibgebühren  wurden  herabgesetzt  und  ver- 
fügt, daß  die  Aufdinge-,  Lehr-  und  Losspruchgelder  aller 
Arten  von  den  Obrigkeiten  bestimmt  und  allgemein  be- 
kannt gemacht  würden.  Die  Lehrbriefe  sollten  nicht  mehr 
von  der  Zunft,  sondern  von  der  Obrigkeit  ausgestellt 
werden.  Jeder  Lehrling  wurde,  wenn  er  nach  Beendigung 
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seiner  Lehrzeit  auf  die  Wanderschaft  ging,  angewiesen, 
das  Original  des  Lehrzeugnisses  zurück  zu  lassen  und 
nur  eine  Abschrift  desselben  nebst  einem  Arbeitszeugnis 
mitzunehmen.^) 

Diese  Vorschriften  waren  bei  dem  im  18.  Jahrhundert 
einsetzenden  Verfall  des  zünftigen  Gewerbes  nicht  im- 
stande Ordnung  zu  schaffen  und  einen  gesunden,  auf 
tüchtiger  gewissenhafter  Erlernung  des  Handwerks  hm- 
arbeitenden  Nachwuchs  heranzuziehen.  Die  das  Zunft- 
wesen durchwehenden  Grundgedanken  bewährten  sich 
Mitte  und  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  nicht  mehr,  die 
Lehrjungen  waren  nichts  anderes  als  die  Handlanger  und 
Laufburschen  für  die  Meister,  Meisterin  und  Gesellen. 
Was  sie  schließlich  von  ihrem  Handwerk  verstanden, 
hatten  sie  dem  Meister  mehr  absehen  und  abstehlen 
müssen  als  daß  es  ihnen  gezeigt  worden  wäre.  Die 
Hauptsachen  lernte  der  Lehrling  oft  gar  nicht.  Die  Meister 
hatten  eben  das  Interesse  an  der  Ausbildung  junger 
Leute  verloren  und  bedurften  nur  der  Heranziehung  von 
Handlangern. 

Das  Zunftwesen  hatte  sich  überlebt  und  die  Ge- 
werbefreiheit war  auf  dem  Wege. 

In  diesem  Stadium  der  Entwicklung  begegnen  wir 
noch  einigen  Zwischenstufen,  die  für  die  Fortschritte  in 
der  Fürsorge  für  die  Gesundung  des  Lehrlingswesens 
von  Bedeutung  sind. 

Die  Erfahrung  zeigte,  daß  die  Sorge  für  die  Lehr- 
linge nicht  lediglich  dem  Vertrage  und  der  Willkür  der 
einzelnen  Interessenten  überlassen  werden  durfte,  sondern 
zur  Aufgabe  der  öffentlichen  Gewalt  und  zu  einer  korpo- 
rativen Angelegenheit  der  Gewerbetreibenden  gemacht 

1)  Siehe  Aufsatz  von  Prof.  Dr.  VV.  Stieda,  Leipzig  bei 
Conrad-Lexis  Bd.  Vill,  1102. 
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werden  mußte;  es  bedurfte  hier  obrigkeitlicher  Maßregein 
teils  der  Gesetzgebung  teils  der  Verwaltung. 

Eine  vollständige  befriedigende  Lösung  bezüglich 
der  Frage  der  Erziehung  der  Lehrlinge  ist  jedoch  trotz 
aller  Bemühungen  der  beteiligten  Kreise,  der  gesetzgebenden 
Faktoren  und  der  Regierungen  bis  auf  den  heutigen  Tag 
noch  nicht  gefunden.  Weder  die  die  Gewerbefreiheit 
bringende  Gewerbeordnung  vom  21.  VL  1869  noch  das 
allgemeine  deutsche  Handelsgesetzbuch  vom  Jahre  1861, 
das  nach  einer  Überarbeitung  unter  dem  5.  VL  1869  als 
Bundesgesetz  für  die  damals  zum  norddeutschen  Bund 
gehörenden  Staaten  publiziert  und  ^urch  Reichsgesetz 
vom  16.  IV.  1871/22.  IV.  1871  zum  Reichsgesetz  erhoben 
worden  ist,  brachte  die  Regelung  des  Lehrlingswesens, 
die  den  Idealen  der  interessierten  Kreise  entsprochen 
hätte.  Das  ist  bei  der  Eigenartigkeit  des  Stoffes,  bei  der 
diffizilen  Natur  des  Objektes  auch  gar  nicht  zu  verwundern. 
Deshalb  blieb  die  Gesetzgebung,  namenüich  soweit  sie 
die  Regelung  des  Lehrlingswesens  betraf,  auch  seit  Ein- 
führung der  Gewerbeordnung  von  1869  stets  in  Fluß. 
Während  die  ursprünglichen  Vorschriften  des  H.G.B,  über 
das  kaufmännische  Lehrlingswesen,  die  damit,  daß  sie 
die  Dauer  der  Lehrzeit,  die  Natur  der  Dienste  und  die 
Ansprüche  des  Lehrlings  auf  Gehalt  und  Unterhalt  nach 
dem  Lehrvertrage  bezw.  nach  dem  Ortsgebrauch,  ört- 
lichen Verordnungen  und  im  Streitfall  nach  gerichtlichem 
Ermessen  bestimmten,  eigenüich  nur  Selbstverständliches 
zum  Ausdruck  brachten^),  nur  einmal  bei  Einführung  des 
B.G.B,  durch  Gesetz  vom  10.  V.'  1897  eine  Änderung 
erfuhren,  ist  das  gewerbliche  Lehrlingswesen  in  der 
Gewerbeordnung  hauptsächlich  durch  Gesetz  vom  15. 
VII.  1878,  18.  VII.  1881,  8.  XII.  1884  sowie  6.  VIL  1887, 
1)  Horrwitz,  S.  159  ht.  A. 
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ferner  durch  Gesetz  vom  26.  VII.  1897,  durch  die  Novelle 
vom  30.  V.  1908  und  durch  Gesetz  vom  17.  XII.  1911, 
also  verschiedene  Male  gründlich  geändert  und  verbessert 
worden,  bis  es  die  definitive  Fassung  vorwiegend  in  den 
§§  126 — 132  a  erhalten  hat:  Neben  diesen  die  sedes 
materiae  enthaltenden  Vorschriften  finden  sich  in  den 
Bestimmungen  über  Innungswesen  §§  81a— 103  k,  in  den 
Vorschriften  über  „gewerbliche  Arbeiter"  im  weitesten 
Sinne  eine  Menge  von  Normen,  die  von  Bedeutung  für 
den  hier  behandelten  Stoff  sind  und  im  Folgenden,  so- 
weit mit  Rücksicht  auf  den  Rahmen  dieser  Abhandlung 
möglich,  mit  angezogen  werden  sollen. 

✓ 

II.  Abschnitt. 
§  3.  Begriffsbestimmung. 

I.  Weder  die  Gr.O.  noch  das  H.G.B,  enthalten  eine 
Definition  des  Lehrlings.  Es  ist  im  Allgemeinen  auch 
nicht  Sache  des  Gesetzgebers,  die  Begriffsbestimmungen 
seiner  Normen  zu  fixieren,  Wissenschaft  und  Praxis  haben 
in  gemeinsamer  Arbeit  diese  Definitionen,  aus  denen  oft 
bei  der  praktischen  Verwertung  die  weitestgehenden 
Schlüsse  gezogen  werden,  zu  geben. 

II.  a)  Als  „Handlungslehrling"  erscheint  der  in  einem 
Handlungsgewerbe  zur  Erlernung  und  Leistung  der  kauf- 
männischen Dienste  durch  Vertrag  Angestellte.^)  Diese 
Definition  ergibt  sich  mutatis  mutandis  aus  dem  Wort- 
laut und  Sinn  des  §  59,  denn  wenn  der  Handlungs- 
gehilfe in  einem  Handlungsgewerbe  zur  Leistung  kauf- 
männischer Dienste  angestellt  ist,  dann  ist  der  Lehrling 
zunächst  zur  Erlernung  und  dann  auch  zur  Leistung  dieser 

1)  Staub  Anm.  1  zu  §  76.  Brand  Anm.  2  zu  §  76. 
Apt  Anm.  5  II  Abs.  3  zu  §  1  S.  11. 


-    8  — 


Dienste  auf  Zeit  verpflichtet;  dabei  kommt  es  auf  das 
Verhältnis  .zwischen  der  Erlernung  und  den  Diensten  an, 
nicht  die  Dienste  an  sich,  sondern  die  Dienste,  die  mit 
der  Erlernung  im  Zusammenhang  stehen,  ist  der  Lehr- 
ling zu  leisten  verpflichtet.  Horrwitz  (S.  159)  hat  in 
seiner  Begriffsbestimmung  vom  Handlungslehrling  den 
Passus:  „und  Leistung"  nicht  aufgenommen.^)  Dies  ist 
fehlerhaft,  denn  einen  Lehrling,  der  nicht  gleichzeitig  auch 
zur  Leistung  der  erlernten  Dienste  verpflichtet  ist,  kann 
man  sich  schlechterdings  nicht  denken.  Stelle  man  sich 
den  Fall  vor,  daß  der  volljährige  Lehrling  die  Leistung 
von  bereits  erlernten  Diensten  unter  Hinweis  darauf  ver- 
weigert, daß  er  nur  zur  Erlernung  und  nicht  zur  Leistung 
von  Diensten  angestellt  sei! 

Gar  eis  konstruiert^)  aus  seiner  Behauptung,  daß 
der  Handlungslehrling  kaufmännische  Dienste  nicht  zu 
leisten,  sondern  nur  zu  lernen  habe,  den  Gegensatz  von 
Handlungsgehilfen  und  Handlungslehrlingen,  er  kommt 
aber  schließlich  doch  zu  dem  Ergebnis,  daß  das  Lernen 
auch  Eigenarbeit  und  zwar  Eigenarbeit  im  Geschäfte  des 
Lehrherrn  voraussetze.  Eine  fest  umgrenzte  Begriffs- 
bestimmung ist  bei  Gareis  nicht  zu  finden.^) 

Brand*)  geht  in  dieser  Frage  weiter,  nach  ihm  soll 
der  Handlungslehrling  auch  kaufmännische  Dienste  leisten. 

Staub ^)  statuiert  dagegen  ganz  richtig  eine  Ver- 
pflichtung des  Lehrlings,  alle  im  Rahmen  des  Lehrver- 
hältnisses erforderlichen  Anordnungen  des  Lehrherrn  zu 
befolgen   und  insbesondere   die  in   diesen  Rahmen 

1)  Ebenso  jahrbuch  des  deutschen  Rechts,  II.  Jahrg.  Bd.  2  S.64. 

2)  Gareis  §  21,  V  S.  113,  115. 

3)  Die  gleiche  Ansicht  wie  bei  Gareis  findet  sich  bei 
Düringer-Hachenburg,  Anm.  II  Abs.  1  zu  §  76. 

4)  Brand  Anm.  2  e  zu  §  76. 

5)  Staub  Anm.  6  zu  §  76. 
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■fallenden  Dienste  zu  leisten,  auf  die  Leistung  dieser 
Dienste  habe  der  Lehrherr  einen  Anspruch.^)  Dieser 
Anspruch  auf  Leistung  von  Diensten  kann  zwar  nicht 
direkt  durch  Zwang,  Geldstrafen  oder  Haft,  wohl  aber 
indirekt  auf  dem  Wege  der  Schadenersatzklage  durch- 
gesetzt werden.  Den  Ausführungen  Staubs^)  muß  voll 
beigepflichtet  werden. 

Handlungslehrlinge  können  werden:  Minderjährige 
und  Volljährige,  Personen  männlichen  und  weiblichen 
Geschlechtes,  Verheiratete  und  Ledige,  die  nach  §  104 
Z.  2  und  3  B.G.B.  Geschäftsunfähigen  —  die  nach  §  104 
-  Z.  2  Geschäftsunfähigen  kommen  wegen  des  Verbots  der 
Kinderarbeit  (§§  4  bis  9  Ges.  betr.  Kinderarbeit  in  ge- 
werblichen Betrieben  v.  30.  III.  1903)  natürlich  nicht  in 
Frage  §  134  B.G.B,  —  ferner  die  nach  §  1 1 4  B.G.B,  wegen 
Geistesschwäche,  Verschwendung  oder  Trunksucht  Ent- 
mündigten, sofern  der  gesetzliche  Vertreter  für  die  Ge- 
schäftsunfähigen und  in  der  Geschäftsfähigkeit  Be- 
schränkten die  für  den  Anstellungsvertrag  erforderlichen 
Willenserklärungen  abgibt  oder  bei  den  in  der  Geschäfts- 
fähigkeit Beschränkten  den  Vertrag  genehmigt  (§  108 
Abs.  1  B.G.B.).  Daß  auch  die  letzten  beiden  Kategorien 
der  §§  104  Z.  2  und  3  und  114  B.G.B  Lehdinge  werden 
können,  ist,  soweit  ich  gesehen  habe,  in  keinem  Werke 
erwähnt,  obwohl  diese  Frage  von  praktischer  Bedeutung 
werden  kann.  Selbst  in  dem  ausführlichen  Kommentar 
von  Staub  findet  sich  kein  Hinweis  auf  diese  Möglich- 
keit. Bei  Horrwitz^)  trifft  man  auf  die  Bemerkung: 
Jeder  kann  Handlungslehrling  werden".  Ob  damit  auch 

1)  So  auch  Lehmann-Ring  Anm.  2  zu  §  76. 

2)  Staub  Anm.  8  zu  §  76.    Ebenso  Deiters  S.  48ff.  und 
Wapler  S.  45ff. 

3)  Horrwitz  C  I  S.  159  und  A  1  ad  1  S.  33. 
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die  Klasse  der  Geschäftsunfähigen  in  den  Kreis  der 
Lehrlinge  mit  aufgenommen  werden  wollte,  ist  nicht  fest- 
stellbar. Jedenfalls  steht  tatsächlich  und  rechtlich  der 
Auffassung  nichts  im  Wege,  daß  auch  die  Personen  der 
§§  104  Z.  2  und  3  und  114  B.G.B,  in  ein  Lehrlingsver- 
hähnis  treten  können.  Auch  im  praktischen  Leben  dürfte 
der  Fall  nicht  selten  sein,  daß  ein  wegen  Geisteskrankheit 
Entmündigter,  dessen  Gesundheitszustand '  sich  gebessert 
hat,  einem  Berufe  oder  einer  Beschäftigung  zugeführt 
werden  muß,  ohne  daß  sofort  die  Entmündigungsbesei- 
tigung  angestrebt  wird;  für  einen  derartig  Geschäfts- 
unfähigen kann  ein  Lehrvertrag  abgeschlossen  werden. 

b)  Das  Gleiche  gilt  für  den  Gewerbelehrling; 
schwieriger  ist  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  Arbeitsver- 
hältnisse (Großbetrieb,  Kleinbetrieb,  Fabrik-,  Handwerks- 
betrieb) die  Festlegung  einer  Begriffsbesümmung  des 
Gewerbelehrlings;  für  die  Frage,  ob  ein  Lehrlingsverhältnis 
oder  ein  sonstiges  Arbeitsverhältnis  vorliegt,  ob  also  der 
Arbeitgeber  die  Pflichten  eines  Lehrherrn  hat,  müssen 
die  Umstände  des  einzelnen  Falles  maßgebend  sein.^) 

Der  Gewerbelehrling  ist  m.  E.  als  der  gewerbliche 
Arbeiter  zu  bezeichnen,  der  in  einem  gewerblichen  Be- 
triebe das  betreffende  Gewerbe  oder  einen  Gewerbszweig 
vertraglich  erlernen  will.  Lediglich  die  Absicht  der  Ein- 
stellung zum  Zwecke  der  Ausbildung  in  dem  fraglichen 
Gewerbe  muß  auf  Seiten  der  Kontrahenten  gegeben  sein, 
wenn  ein  Lehrhngsverhältnis  konstituiert  werden  soll,  die 
Bezeichnung  des  Arbeitsverhältnisses  ist  nicht  maß- 
gebend.^) 

Die  G.O.  spricht  des  öfteren  von  Arbeitern  unter 
18  Jahren  (§§  106,  120  e  usw.).  Das  sind  keine  gewerb- 

1)  Landmann  II  Vorbem.  zu  Abschn.  III  c  ß. 

2)  Land  mann  II  Anm.  c  y  Vorbem.  zu  Abschn.  III  S.  464. 
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liehen  Lehrlinge  im  Sinne  des  Gesetzes  und  dieser  Ab- 
handlung, obwohl  natürlich  solche  Arbeiter  bei  Beginn 
ihrer  Tätigkeit  erst  in  den  Verrichtungen  derselben  unter- 
wiesen werden  müssen. 

Es  kann  sein,  daß  in  einem  industriellen  Großbetrieb 
ein  Arbeiter  als  sog.  jugendlicher  Arbeiter  eingestellt  ist, 
aber  als  Lehrling  angesehen  werden  muß,  andererseits 
kann  man  sich  aber  auch  Fälle  denken,  bei  denen  ein 
Jugendlicher  als  Lehrling  angestellt  ist,  ohne  die  Eigen- 
schaft eines  solchen  zu  besitzen.  Weder  der  Mangel 
eines  Lehrvertrages  noch  die  Abfassung  eines  das  Lehr- 
verhältnis verschleiernden  Arbeitsvertrages  kann  die  An- 
wendung der  Vorschriften  über  Lehrlingsverhältnisse  aus- 
schließen, wenn  nach  den  konkreten  Verhältnissen,  nach 
der  inneren  Absicht  der  beiden  Teile  ein  Lehrverhäitnis 
gegeben  ist.^) 

HI.  Da  sich  der  Handlungslehrling  nach  den  ge- 
gebenen Definitionen  klar  vom  Gewerbelehrling  unter- 
scheidet, so  wird  in  den  meisten  Fällen  eine  rechtliche 
Auseinanderhaltung  der  beiden  Klassen  keine  Schwierig- 
keiten bieten.  Doch  gibt  es  Grenzfälle,  bei  denen  die 
Kriterien  für  die  Annahme  eines  Handlungs-  oder  Ge- 
werbelehrlings vorhanden  zu  sein  scheinen.  Dabei  kommt 
es  dann  darauf  an,  welche  Dienstleistungen  der  betreffenden 
Personen  den  wesentlichen  und  erheblichen,  nicht  nur 
nebensächlichen  Bestandteil  ihrer  Dienste  bilden,  es  ent- 
scheidet also  die  überwiegende  Tätigkeit  und  daneben 
auch  noch  die  Rechtsnatur  des  Lehrherrn.  Das  Ober- 
landesgericht Colmar^)  hat  z.  B.  in  seinem  Urteil  vom 
3.  Mai  1907  entschieden,  daß  der  Lehrling  eines  Optikers 
nicht  Gewerbe-  sondern  Handlungslehrling  ist,  da  zwar 

1)  Schicker  Anm.  1  Abs.  3  zu  §  126. 

2)  Recht  1907,  S.  905  Nr.  2204. 
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zum  Betrieb  eines  Optikergeschäftes  technische  und 
wissenschaftliche  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  gehörten 
aber  doch  überwiegend  kaufmännische  Kenntnisse  zur 
Führung  eines  solchen  Geschäftes  erforderlich  seien. 

III.  Abschnitt. 

Rechtliche  Stellung  des  Lehrherrn  und 
Lehrlings. 

A.  Das  Recht  zum  Halten  und  Anleiten  von 
Lehrlingen. 

§  4.    Im  Allgemeinen. 

Die  Betrachtung  der  notwendigen  Voraussetzungen 
zur  Erwerbung  der  Eigenschaft  eines  Lehrlings  führt  von 
selbst  hin  zu-  den  Eigenschaften,  die  der  Vorgesetzte  des 
Lehrlings,  der  Lehrherr,  aufweisen  muß,  um  zur  Heran- 
bildung von  Lehrlingen  zugelassen  werden  zu  können. 

Lehrherr  ist  derjenige,  der  Lehrlinge  halten  und  an- 
leiten =  beaufsichtigen  und  unterweisen  darf.  Dabei 
macht  es  keinen  Unterschied,  ob  der  Lehrherr  eine 
physische  oder  jurisüsche  Person,  männlichen  oder  weib- 
lichen Geschlechts,  verheiratet  oder  ledig,  Voll-  oder 
Minderkaufmann,  Geschäftsinhaber  oder  gewerblicher  Stell- 
vertreter, selbständiger  oder  unselbständiger  Gewerb- 
treibender  ist.  Ja  selbst  minderjährige  und  sogar  ge- 
schäftsunfähige^) Personen  können  als  Lehrherrn  auftreten, 
denn  ein  Minderjähriger,  der  zum  selbständigen  Betrieb 
eines  Erwerbsgeschäftes  mit  Genehmigung  des  Vormund- 
schaftsgerichtes von  seinem  gesetzlichen  Vertreter  er- 
mächtigt worden  ist  (§112  B.G.B.),  kann  Lehrlinge  halten, 
da  der  Abschluß  eines  Lehrvertrags  ein  Rechtsgeschäft 
ist,  das  der  Geschäftsbetrieb,  zu  dem  die  Ermächtigung 

1)  Goldmann  Anm.  II  1  c  zu  §  76. 
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erteilt  worden  ist,  mit  sich  bringt.^)  Ist  der  die  Ermächtii^^ung 
erteilende  gesetzliche  Vertreter  der  Inhaber  der  elterlichen 
Gewalt,  so  ist  eine  Genehmigung  des  Vormundschaft- 
gerichtes nach  §  1822  Z.  6  B.G.B,  auch  bei  längerer 
Dauer  des  Vertrages  nicht  erforderlich.  Ist  jedoch  der 
gesetzliche  Vertreter,  der  die  Ermächtigung  erteilt,  ein 
Vormund  und  soll  der  Vertrag  für  länger  als  ein  Jahr 
abgeschlossen  werden,  so  ist  zu  diesem  Lehrvertrag  so- 
wohl die  Genehmigung  des  Vormundes  als  des  Vormund- 
schaftgerichtes nötig.    §  112  Abs.  1  Satz  2  B.G.B.^) 

Bei  der  außerordentlich  wichtigen  Materie  des  Ge- 
werbelehrlings, wie  sie  in  den  §§  126—132  G.G.  behandelt 
ist,  nehmen  die  hier  einschlägigen  Fragen  beim  Gewerbe- 
lehrling einen  größren  Raum  ein  als  beim  Handlungslehr- 
ling. Während  das  frühere  Recht  (allg.  d.  H.G.B,  in  den 
Art.  57  und  61)  nur  dürftige  Bestimmungen  über  den  Hand- 
lungslehrling enthielt,  hat  das  neue  H.G.B,  etwas  weiter 
gegriffen,  doch  ist  die  Regelung  keineswegs  eine  er- 
schöpfende, während  die  G.G.  etwas  intensiver  in  den 
spröden  Stoff  eingreift  und  so  Grundlagen  schafft,  die  in 
Verbindung  mit  den  Vorschriften  des  B.G.B,  in  manchen 
Fällen  analog  auf  den  Handlungslehrling  anwendbar  sind. 

Die  gleichen  Bestimmungen  enthalten  das  H.G.B, 
und  die  G.G.  insofern,  als  nur  derjenige  Lehrlinge  halten 
und  anleiten  darf,  welcher  sich  im  Besitze  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  befindet.  (§§  81  H.G.B,  und  126  G.G.) 
Angenommen  der  Lehrherr  bestehe  aus  mehreren  Per- 
sonen wie  z.  B.  bei  der  offenen  Handelsgesellschaft,  dann 
ist  §  81  anwendbar,  auch  wenn  nur  eine  dieser  Personen 
(Gesellschafter)  nicht  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte ist,  denn  die  raüo  legis  besteht  darin,  Lehrlinge 

1)  Wapler  §  3  S.  17. 

2)  So  auch  Goldmann  Anm.  II  zu  §  76. 
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von  solchen  Geschäften  fern  zu  halten,  die  nicht  auf 
ehrlicher,  anständiger  Grundlage  betrieben  werden.  Wenn 
also  ein  solch  „räudiges  Schaf"  unter  der  Herde  der 
Gesellschafter  sich  befindet,  dann  wird  man  wohl  in  der 
Annahme  nicht  fehlgehen,  daß  eine  Solidität  des  be- 
treffenden Betriebes  nicht  gewährleistet  ist. 

Den  auf  den  Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
bezüglichen  Normen  ist  der  Vollzug  durch  die  Strafvor- 
schriften der  §§82  H.G.B,  und  148  Z.  9  a  G.G.  gesichert. 

Weiter  als  der  Handlungslehrling  wird  der  Gewerbe- 
lehrling gegen  Pflichtvergessenheit,  sittenwidriges  Verhalten, 
geistige  und  körperliche  Indolenz  dBs  Lehrherrn  und  die 
Gefahr  mangelnder  Ausbildung  geschützt  (§§  126  a  und 
128  G.G.);  es  kann  solchen  Lehrherrn,  die  nicht  die 
genügende  Garantie  für  eine  richtige  Anleitung  von  Ge- 
werbelehrlingen bieten,  die  Befugnis  zum  Halten  und  zum 
Anleiten,  denen,  welche  wegen  körperlicher  und  geistiger 
Gebrechen  zur  sachgemäßen  Anleitung  eines  Lehrlings 
nicht  geeignet  erscheinen,  zwar  nicht  die  Befugnis  zum 
Halten,  wohl  aber  die  zum  Anleiten  von  Lehrlingen  durch 
Verfügung  der  unteren  Verwaltungsbehörde  auf  Zeit  ent- 
zogen werden.  Diese  entzogene  Befugnis  kann  aber 
nach  Ablauf  eines  Jahres  zwar  nicht  von  der  die  Befugnis 
entziehenden,  wohl  aber  von  der  derselben  vorgesetzten 
höheren  Verwaltungsbehörde  wieder  eingeräumt  werden, 
natürlich  nur  dann,  wenn  sich  Umstände  ergeben  haben, 
die  auf  eine  definitive  Beseitigung  der  für  die  Entziehung 
maßgebend  gewesenen  Gründe  mit  Sicherheit  schließen 
lassen.    Ein  Rechtsanspruch  besteht  in  keinem  Fall.^) 

Der  sogenannten  Lehrlingszüchterei  im  Gewerbe- 
betrieb ist  durch  §  128  G.G.  ein  Riegel  dadurch  vor- 
•  geschoben,  daß  bei  einer  die  gründliche  Ausbildung  der 

1)  Landmann  Anm.  6  zu  §  126a. 
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Gewerbelehrlinge  gefährdenden  übermäßigen  Zahl  von 
Lehrlingen  der  Lehrherr  von  der  untern  Verwaltungs- 
behörde gezwungen  werden  kann,  einen  entsprechenden 
Teil  der  Lehrlinge  zu  entlassen  und  Lehrlinge  über  eine 
bestimmte  Zahl  hinaus  nicht  anzunehmen. 

Dieser  Schutz  der  Gewerbelehrlinge  —  ein  Erfolg 
der  Bestrebungen  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  —  ist 
ein  sehr  bedeutungsvoller.  Es  wäre  zu  wünschen,  daß 
dem  Handlungslehrling  die  gleiche  Deckung  zur  Seite 
stünde,  Ein  Eingreifen  der  Behörden  zu  Gunsten  der 
Handlungslehrlinge  kommt  nur  in  einem  Fall  in  Frage, 
insofern  als  auch  gegen  die  Lehrlingszüchterei  im  Handels- 
gewerbe nach  der  Bestimmung  der  Gewerbeordnung  in 
1391  mit  §  128  ein  Einschreiten  der  amtlichen  Stelle 
möglich  ist;  die  Reichstagskommission  hatte  es  bei  der 
Beratung  der  Novelle  vom  30.  Juni  1900  zur  G.O.  im 
Hinblick  auf  die  auch  im  Handelsgewerbe  hervorgetretenen 
lebhaften  Klagen  über  die  Lehrlingshaltung  für  erwünscht 
erklärt,  die  einschlägigen  Bestimmungen  der  G.O.  auch 
auf  das  gesamte  Handelsgewerbe  auszudehnen,  es  kam 
jedoch  nur  zu  dieser  einen  Anordnung.  Im  Übrigen  ist 
der  Handlungslehrling  auf  Auflösung  seines  Vertrags  und 
auf  Geltendmachung  von  Schadensersatzansprüchen  an- 
gewiesen. Dazu  bieten  ihm  die  rechtlichen  Grundlagen 
die  §§  77  Abs.  3  mit  70—72  H.G.B.,  die  an  und  für  sich 
dieselben  Voraussetzungen  für  das  Kündigungsrecht  des 
Handlungslehrlings  wie  der  §  126  b.  G.O.  für  das  staat- 
liche Eingreifen  beim  Gewerbelehrling  enthalten.  Der 
Unterschied  besteht  nur  darin,  daß  sich  der  Handlungs- 
lehrling selbst  helfen  muß,  während  für  den  Gewerbe- 
lehrling bis  zu  einem  gewissen  Grad  die  Staatsbehörde 
sorgt.  Neben  diesem  staatlichen  Schutz  hat  aber  der 
Gewerbelehrling  auch  noch  die  Möglichkeit,  den  Vertrag 
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aufzulösen,  wenn  der  Lehrherr  seine  gesetzlichen  Ver- 
pflichtungen in  einer  die  Gesundheit,  Sittlichkeit  und  Aus- 
bildung des  Lehrlings  gefährdenden  Weise  vernachlässigt 
§  127  b  Abs.  3  Z.  2  G.O. 

Wie  ist  nun  die  rechtliche  Situation  zu  beurteilen,  wenn 
solche  Personen,  die  nicht  im  Besitze  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  sind,  trotzdem  Lehrverträge  abschließen? 

Zv^ei  Ansichten  stehen  sich  hier  gegenüber,  die, 
welche  besagt,  das  Fehlen  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
bei  Abschluß  des  Vertrags  mache  diesen  null  und  nichtig, 
von  Anfang  bis  zu  Ende  unwirksam,  und  die  andere, 
welche  den  Vertrag  trotz  des  Mangels  des  Vorhanden- 
seins der  Voraussetzungen  der  §§  126  G.O.  und  81  H.G.B, 
für  rechtsgiltig  erklärt  und  nur  als  die  Folge  ein  Recht 
zur  sofortigen  Aufhebung  des  Lehrverhältnisses  statuiert. 
Die  Literatur  in  dieser  Frage  ist  sehr  umfangreich,  so- 
weit sie  sich  auf  die  Verhältnisse  des  Handlungslehrlings 
bezieht,  dagegen  läßt  auf  die  Auffassung  des  bedeutendsten 
Kommentators  der  Gewerbeordnung  Landmann,  nur 
eine  Stelle  schließen,  die  sich  beim  Kündigungsrecht  des 
Gewerbelehrlings  ^)  findet  Er  nimmt  an,  daß  der  Lehr- 
ling ein  Kündigungsrecht  habe,  wenn  der  Lehrherr  in- 
folge des  Verlustes  der  Befugnis  zum  Halten  und  An- 
leiten von  Lehrlingen  unfähig  zur  Erfüllung  der  ihm 
vertragsmäßig  obliegenden  Pflichten  wird;  damit  stellt  er 
sich  scheinbar  auf  den  Standpunkt,  daß  eine  Nichtigkeit 
des  Vertrages  nicht  in  Frage  kommt,  doch  klipp  und 
klar  ist  zu  dieser  Frage  nicht  Stellung  genommen.  Doch 
gilt  zweifellos  all  das,  was  hier  für  das  Recht  des  Hand- 
lungslehrlingsvertrags zu  sagen  ist,  auch  für  den  Kontrakt 
des  Gewerbelehrlings;  denn  die  gesetzlichen  Grundlagen 
sind  für  beide  Rechtssubjekte,  wie  schon  die  Fassung 

1)  Landmann  Anm.  4  Abs.  4  zu  §  127b. 
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der  einschlägigen  Gesetzesparagraphen  im  H.G.B,  und 
in  der  G.O.  beweisen,  die  gleichen. 

Diejenigen,  welche  die  Nichtigkeit  eines  Vertrags 
annehmen,  berufen  sich  auf  §  134  B.G.B.,  wonach  ein 
Rechtsgeschäft,  das  gegen  ein  gesetzliches  Verbot  ver- 
stößt, nichtig  ist.^)  Ferner  verweisen  sie  darauf,  daß 
administrativer  Zwang  bestehe  und  Strafandrohung  zu- 
gelassen sei.  Allein  in  dem  Offizialeinschreiten  de/ 
Polizeibehörde  wird  man  lediglich  ein  Überwachen  des 
Lehrlingswesens  zu  sehen  haben,  das  auf  die  sonst  be- 
stehenden Vertragsverbindlichkeiten  keinen  Einfluß  hat. 
Ebenso  kann  darauf  verwiesen  werden,  daß  trotz  dts 
Mangels  einer  polizeilichen  Konzession  die  von  einem 
Gewerbetreibenden  geschlossenen  Verträge  giltig  sind 
z.  B.  im  Fall  der  nicht  konzessionierten  Gastwirtschaft, 
beim  unerlaubten  Betrieb  des  Pfandleihgewerbes,  des 
Gesindevermieters  oder  Stellenvermittlers.^) 

Staudinger^)  hat  in  seiner  neuesten  Auflage  (7./8.) 
seine  frühere  Ansicht  verlassen  und  solche  Verträge  mit 
bescholtenen  Kaufleuten  ebenfalls  für  nichtig  erklärt,  aber 
mit  der  Begründung;  daß  aus  dem  obwaltenden  öffent- 
lichen Interesse  auf  die  Nichtigkeit  zu  schließen  sei. 
Warum  Staudinger  den  §  126  G.O.  nicht  anzieht,  ist 
nicht  ersichtlich,  gilt  doch  für  ihn  dasselbe  wie  für  den 
§  81  H.G.B. 

Dagegen  verweist  Oertmann^)  bei  Behandlung  der 

1)  So  Düringer-Hachenburg  Anm.  I  zu  §  81,  Horr- 
witz  §  33  C  II  S.  160. 

2)  Jahrbuch  der  Gewerbe-  und  Kaufmannsgerichte,  Berlin 
1912  S.  14,  auch  Jahrbuch  des  deutschen  Rechts  2.  Jhg.  1905 
Anm.  3a  zu  §  134  S.  65.  Horrwitz  bleibt  die  Begründung, 
seiner  Ansicht  merkwürdigerweise  schuldig. 

3)  Staudinger  Anm.  5c  zu  §  134. 

4)  Oertmann,  allg.  Teil,  Anm.  bei  §  134. 

2 
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hier  einschlägigen  Materie  ausdrücklich  auf  §  126  G.O., 
erklärt  jedoch  Lehrverträge  nach  §  81  H.G.B,  und  §  126 
G.O.  als  eo  ipso  gegen  ein  gesetzliches  Gebot  verstoßend 
für  nichtig.  Nach  dieser  Ansicht  liegt  bei  den  §§  81  und 
126  ein  direktes  gesetzliches  Verbot  vor,  eine  lex  per- 
fecta, die  eine  andere  Beurteilung  als  die  Nichtigkeit  des 
Vertrages  nicht  zulasse.^) 

Goldmann ^)  kommt  zu  demselben  Resultat,  jedoch 
auf  einem  andern  Wege:  es  müsse  mit  Rücksicht  auf 
die  Tendenz  des  Gesetzes,  welches  den  Gefahren  begegnen 
soll,  die  entstehen  könnten,  wenn  Lehrlinge  von  be- 
söholtenen  Lehrherrn  unterwiesen  und  ausgebildet  würden, 
der  Abschluß  eines  Lehrvertrags  in  gleicher  Weise  für 
nichtig  erklärt  werden,  wje  dies  von  einem  Vertrag  gelten 
müßte,  durch  welchen  der  Lehrherr  eine  nicht  im  Be- 
sitze der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befindliche  Person  zur 
Anleitung  von  Handlungslehrlingen  annähme.  Dieser 
Deduküon  kann  nicht  beigepflichtet  werden,  weil  sie  die 
privatrechtliche  Seite,  wie  sie  unten  behandelt  wird,  nicht 
in  Betracht  zieht.  Sehr  formalistisch  begründen  Staub^), 
Wapler*)  sowie  Deiters^)  ihre  Meinung,  die  dahin 
geht,  daß  solche  Lehrverträge  nicht  nichtig  seien,  wohl 
aber  für  beide  Teile  einen  wichtigen  Grund  zur  einseitigen 
Aufhebung  des  Verhältnisses  und  für  den  Lehrherrn  die 
Verpflichtung  zur  Schadenersatzleistung  enthielten.  Das 
B.G.B,  gebrauche,  wenn  ein  Rechtsakt  derartig  verboten 
werden  solle,  daß  der  gleichwohl  vorgenommene  Akt 
unwirksam  sei,  die  Worte:  „kann  nicht",  während  dann, 

1)  So  auch  Fu  erth  Anm.  62  S.  53,  jedoch  ohne  Begründung. 

2)  Goldmann  Anm.  II  1  zu  §  81. 

3)  Staub  Anm.  1  zu  §  81. 

4)  Wapler  S.  15  und  16. 

5)  Deiters  S.  18  und  19. 
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wenn  nur  bestimmte  Nachteile  sich  daran  knüpfen  sollten, 
die  Worte:  „darf  nicht"  verwendet  würden.  Zweifellos 
richtig  ist  es,  daß  das  H.G.B,  den  Sprachgebrauch  des 
B.G.B,  soweit  gefolgt  ist  als  gleichzeitig  mit  dem  B.G.B, 
neue  Bestimmungen  in  das  Gesetz  eingefügt  oder  alte 
Vorschriften  denen  des  B.G.B-  angepaßt  wurden.  Allein 
schon  der  Hinweis  darauf,  daß  die  Ausdrucksweise: 
„kann  nicht"  nicht  immer  und  nicht  unter  allen  Umständen 
im  B.G.ß.  auf  die  absolute  Nichtigkeit  hinweist,  dürfte 
genügen,  um  das  Unzutreffende  dieses  formalistischen 
Standpunktes  darzutun;  mit  diesem  Gegensatz  im  Aus- 
druck kann  sohin  ein  Beweis  nicht  geführt  werden^); 
zudem  versagt  diese  Beweisführung  vollkommen  im  Hin- 
blick auf  den  Wortlaut  des  §  126  G.O.,  dort  ist  weder 
der  Ausdruck:  „kann  nicht"  noch  „darf  nicht"  gebraucht, 
sondern  es  ist  einfach  gesagt:  „die  Befugnis  zum  Halten 
und  zur  Anleitung  von  Lehrlingen  steht  solchen  Per- 
sonen nicht  zu." 

Nach  meiner  Ansicht  ist  das  Hauptgewicht  darauf 
zu  legen,  daß  die  privatrechtliche  und  öffentlich  rechtliche 
Seite  dieser  Frage  scharf  zu  scheiden  ist.  Vom  öffent- 
lich rechtlichen  Gesichtspunkt  aus  ist  das  Halten  von 
-  Lehrlingen  seitens  bescholtener  Lehrherrn  verboten,  sozial- 
politische Gründe  waren  es,  die  zur  Aufnahme  der  §§81 
H.G.B,  und  126  G.G.  führten.  Allein  warum  sollte  ein 
bescholtener  Lehrherr,  der  doch  in  der  Hauptsache  voll 
geschäftsfähig  bleibt,  einen  Privatlehrlingsvertrag  nicht 
vollgiltig  abschließen,  können?  In  den  meisten  Fällen 
geht  doch  dem  Eintritt  des  Lehrlings  in  das.  Gewerbe, 
das  Haus  und  den  Haushalt  des  Lehrherrn,  also  dem 
„Halten"  des  Lehrlings,  der  Abschluß  des  Vertrags  voran, 
in  dem  Vertrag  hält  ja  der  Lehrherr  den  Lehrling  noch 

1)  Kommentar  der  Reichsgerichtsräte  Anm.  1  zu  §  134. 

2* 
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gar  nicht,  sondern  er  fixiert  nur  die  Bedingungen  dieses 
Haltens.  Dies  kann  er  doch  tun,  ohne  im  Besitz  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  zu  sein,  und  zwar  vollrechts- 
giltig.  Niemals  ist  ein  solcher  Vertrag  ungiltig,  also  nichtig, 
wenn  z.  B.  der  Lehrherr  z.  Z.  des  Eintritts  des  Lehr- 
lings, also  beim  Halten  desselben,  in  die  glückliche  Lage 
kommt,  daß  die  Zeit  für  die  Aberkennung  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  gerade  abgelaufen  ist.  Niemals  kann 
ein  Lehrvertrag  mit  einem  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
verlustig  gegangenen  Lehrherrn  nichtig  sein,  schon  des- 
halb nicht,  weil  bei  Annahme  der  Nichtigkeit  ein  Lehr- 
verhältnis überhaupt  nicht  bestanden,  der  Lehrling  also 
während  seiner  ganzen  Lehrzeit  Lehrlingsarbeit  nicht  ver- 
richtet hätte.  Es  kann  praktisch  der  Fall  eintreten,  daß 
der  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  erst  nach  Ab- 
lauf der  Lehrzeit  bekannt  wird;  dann  hätte  also  nach 
Ansicht  von  Düringer-Hachenburg  und  seiner  Ge- 
folgschaft ein  Lehrvertrag  nie  bestanden  und  müßte  der 
Lehrling  wieder  von  vorne  anfangen^),  insbesondere  wäre 
der  Gewerbelehrling  nie  in  der  Lage,  sich  der  Gesellen- 
prüfung (§  131  G.G.)  zu  unterziehen,  da  ja  das  dort 
vorgeschriebene  Lehrverhältnis  gar  nicht  zur  Existenz 
gelangt  wäre. 

Diese  Erwägungen  führen  zu  der  wohl  richtigen  An- 
sicht, daß  der  Lehrvertrag  mit  einem  bescholtenen  Lehr- 
herrn rechtsgiltig  ist  und  nur  die  Folgen  des  Kündigungs- 
rechts mit  Schadenersatzpflicht  zu  äußern  vermag.*^)  0 

1)  Anderer  Ansicht  ist  Landmann  Anm.  4  zu  §  126,  er  will 
die  bei  einem  unfähigen  Meister  zugebrachte  Lehrzeit  anrechnen. 

2)  Brand  Anm.  1  zu  §  81. 

3)  Zu  den  gleichen  Resultaten  gelangt  der  Kommentar  der 
Reichsgerichtsräte  in  Anm.  1  Abs.  2  zu  §  134,  wo  als  Verbots- 
gesetze die  §§  81  H.G.B,  und  126  G.O.  nicht  aufgeführt  werden, 
dagegen  erscheint  die  Ansicht  von  Gareis  (V  1  S.  113),  daß 
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§  5.    Der  kleine  Befähigungsnachweis  beim  Handwerker 
insbesondere. 

Erhöhte  Anforderungen  stellt  das  Gesetz  an  die 
Ausbildung  von  Lehrlingen  im  Handwerk  d.  i.  in  den 
nicht  fabrikmäßig  betriebenen  Gewerben  der  Be-  und 
Verarbeitung  von  Rohstoffen  und  Halbfabrikaten,  der 
Reparatur  und  Reinigung  von  Gegenständen,  in  Gewerben, 
die  in  der  Verrichtung  persönlicher  Dienste  bestehen, 
schließlich  in  den  Betrieben  der  Hausgewerbetreibenden, 
der  Guts-  und  Fabrikhandwerker.  ^) 

Nach  Einführung  der  Gewerbefreiheit  trat  in  den 
achtziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  in  den  Kreisen 
der  Gewerbetreibenden  das  Bestreben  hervor,  als  Vor- 
bedingung für  die  selbständige  Ausübung  eines  Hand- 
werks den  Befähigungsnachweis  einzuführen.  In  dem  sog. 
Handwerkerschutzgesetz,  der  Novelle  vom  26.  Juli  1897, 
ging  ein  Teil  der  Wünsche  der  Handwerker  in  Erfüllung, 
indem  ab  I.April  1901  in  Handwerksbetrieben  Lehrlinge 
nur  von  solchen  Personen  angeleitet  werden  durften, 
welche  in  dem  betreffenden  Handwerk  die  Lehrzeit  durch- 
gemacht und  die  Gesellenprüfung  abgelegt  oder  5  Jahre 
lang  persönlich  das  Handwerk  ausgeübt  hatten  oder  als 
Werkmeister  oder  dergleichen  tätig  gewesen  waren. ^) 

Noch  weiter  ist  die  Novelle  vom  30.  Mai  1908 
gegangen,  dadurch  daß  sie  zu  den  bisherigen  Erforder- 
nissen zur  Anleitung  von  Lehrlingen  noch  das  Erfordernis 

bei  Nichtbesitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  eine  Nichtverbind- 
lichkeit  des  Vertrags  nur  für  den  Lehrling  gegeben  sei,  nicht 
zutreffend,  denn  mit  §  134  B.G.B,  läßt  sich,  wie  dies  Gar  eis  (Fuß- 
note 4  S.  113)  tut,  dieser  eigenartige  Standpunkt  nicht  begründen. 

1)  Landmann  II  Anm.  3  Abs.  1  zu  §  100  und  Anm.  1 
Abs.  5  zu  §  129. 

2)  Schicker  Anmerkungen  zu  §  129. 
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des  Bestehens  einer  Meisterprüfung  hinzugefügt  hat  Für 
dieses  Erfordernis  hat  man  den  Titel:  „kleiner  Befähigungs- 
nachweis" eingeführt  im  Gegensatz  zur  der  Bezeichnung: 
„großer  Befähigungsnachweis",  worunter  der  angestrebte, 
aber  noch  nicht  verwirklichte  Nachweis  der  Befähigung 
für  die  selbständige  Ausübung  eines  Handwerks  zu  ver- 
stehen ist.  Die  Vorschrift  des  §  129  G.O.  bedeutet  die 
Garantie  für  eine  absolut  solide  Durchbildung  der  Hand- 
werkerlehrlinge. Wer  bei  In-Krafttreten  der  Novelle  vom 
1.  Oktober  1908  nach  den  bis  dahin  geltenden  Be- 
stimmungen zur  Anleitung  von  Lehrüngen  im  Handwerke 
befugt  war,  aber  die  Vorbedingungen  der  neuen  Novelle 
in  seiner  Person  nicht  erfüllt  hatte,  durfte  die  in  das 
Lehrverhältnis  bereits  eingetretenen  Lehrlinge  noch  aus- 
lehren. (Art.  II  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  30.  V.  1908.) 
Für  unsere  heutige  Zeit  hat  diese  Vorschrift  keine  Be- 
deutung mehr,  es  sollte  deshalb  nur  kursorisch  hierauf 
verwiesen  werden. 

Heute  darf  im  Handwerk  nur  derjenige  einen  Lehr- 
Hng  anleiten  d.  h.  beaufsichtigen  und  unterweisen,  welcher 

1.  das  24.  Lebensjahr  vollendet, 

2.  eine  Meisterprüfung  bestanden  hat.  • 

Dispens  von  dieser  Vorschrift  kann  durch  die  höhere 
Verwaltungsbehörde,  in  Bayern  durch  die  Kreisregierungen, 
erteilt  werden  g  129  Abs.  2  G.G.,  aber  nur  in  besonderen 
Fällen,  wenn  die  Befähigung  des  betreffenden  Handwerkers 
zweifelsfrei  feststeht;  die  Handwerkskammern  und  ge- 
gebenen Falls  die  bestehenden  Innungen  sind  vor  der 
Erteilung  der  Dispensbefugnis  gutachtlich  zu  hören,  da- 
mit eben  ein  Widerspruch  mit  der  Tendenz  der  Novelle 
von  1908  vermieden  wird.  Um  allen  Härten  vorzubeugen, 
ist  der  Bundesrat  ermächtigt  worden,  für  ^  einzelne  Ge- 
werbe, in  denen  die  Lehrzeit  hergebrachterweise  nur  von 
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kurzer  Dauer  ist,  insbesondere  schon  in  einem  früheren 
Lebensalter  die  Anleitung  von  Lehrlingen  zu  gestatten 
oder  sonstige  Ausnahmen  zuzulassen  (Abs.  7  des  §  129 
G.O.),  der  Bundesrat  hat  aber  solche  Ausnahmen  bis 
jetzt  noch  nicht  festgesetzt,  ein  Zeichen  für  die  Gesund- 
heit und  wirtschaftliche  Kraft  des  Handwerks. 

Wer  die  Meisterprüfung  nicht  für  das  Gewerbe  oder 
denjenigen  Zweig  des  Gewerbes  bestanden  hat,  in 
welchem  die  Anleitung  von  Lehrlingen  erfolgen  soll,  der 
hat  die  Befugnis  zur  Anleitung  dann,  wenn  er  in  diesem 
Gewerbe  oder  Gewerbszweig 

a)  entweder  die  Lehrzeit  von  mindestens  3,  höchstens 
4  Jahren  zurückgelegt  und  die  Gesellenprüfung  be- 
standen hat 

b)  oder  5  Jahre  hindurch  persönlich  das  Handwerk 
selbständig  ausgeübt  hat  oder  während  einer  gleich  langen 
Zeit  als  Werkmeister  oder  in  ähnlicher  Stellung  tätig 
gewesen  ist.  (§129  Abs.  1  a.  E.)  Auch  hievon  können 
durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  unter  denselben 
Voraussetzungen,  wie  oben  bei  Z.  1  und  2  angegeben, 
Ausnahmen  gestattet  werden. 

Bei  dem  Betrieb  von  Spezialitäten  im  Handwerk 
(Bauschlosserei  und  Kunstschlosserei),  von  verwandten  Ge- 
werben —  verwandte  Gewerbe  (Schmiede  und  Schlosserei 
z.  B.)  werden  von  der  Handwerkskammer  bestimmt  — 
kann  jeder,  der  den  Voraussetzungen  des  §  129  ent- 
spricht, Lehrlinge  für  das  allgemeine  und  spezielle,  für 
das  ursprüngliche  und  verwandte  Gewerbe  anleiten. 
§  129  a  Abs.  1  und  2  G.G. 

Den  Unternehmern  von  mehreren  nicht  verwandten 
Betrieben  (Schreiner  und  Tapezierer)  kann  die  untere 
Verwaltungsbehörde  nach  Anhörung  der  Handwerks- 
kammer die  Befugnis  erteilen,  in  allen  zu  dem  Betrieb 
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vereinigten  Gewerben  oder  in  mehreren  dieser  Gewerbe 
Lehrlinge  anzuleiten,  wenn  er  für  eines  der  Gewerbe  den 
kleinen  Befähigungsnachweis  erbringt  oder  in  dem  einen 
Gewerbe  Meister  ist,  in  dem  anderen  Gewerbe  oder 
Gewerbszweig  die  Lehrzeit  zurückgelegt  und  die  Ge- 
sellenprüfung bestanden  oder  5  Jahre  hindurch  das  Hand- 
werk selbständig  ausgeübt  hat  oder  als  Werkmeister  oder 
in  einer  ähnlichen  Stellung  tä\ig  gewesen  ist  (§  129  a 
A.  3).  Voraussetzung  für  das  Anleiten  von  Lehrlingen 
ist  und  bleibt,  daß  der  Anleitende  stets  in  einem  Ge- 
werbe die  Meisterprüfung  bestanden  haben  muß;  ohne 
irgend  eine  Meisterprüfung  kein  Recht  zur  Anleitung  von 
Handwerkslehrlingen!  Die  einzige  gesetzliche  Ausnahme 
besteht  dann,  wenn  der  Gewerbetreibende  stirbt  und  das 
Geschäft  für  Rechnung  der  Witwe  oder  minderjähriger 
Erben  fortgesetzt  wird;  dann  können  bis  zum  Ablauf 
eines  Jahres  nach  dem  Tode  des  Lehrherrn  als  dessen 
Vertreter  im  Sinne  des  §  127  Abs.  1  G.G.  auch  solche 
Personen  verwendet  werden;  welche  eine  Meisterprüfung 
nicht  bestanden  haben,  sofern  sie  nur  die  anderen  ge- 
setzlich vorgeschriebenen  Bedingungen  (Lehrzeit,  Gesellen- 
prüfung einerseits,  fünfjährige  Ausübung  des  Handwerks 
als  selbständige  Handwerker,  als  Werkmeister  oder  dergl. 
andrerseits)  erfüllt  haben. 

§  6.    Der  Stellvertreter  des  Lehrherrn. 

Der  Lehrherr  kann  sich  bei  oder  zwecks  Ausbildung- 
(Anleitung)  des  Lehrlings  eines  Stellvertreters  bedienen. 
In  den  meisten  Fällen  werden  dies  Handlungs-  oder 
Gewerbegehilfen  sowie  Werkmeister  des  Lehrherrn  sein. 
Diese  müssen  dieselben  persönlichen  Qualitäten  wie  der 
Lehrherr  besitzen.  Sind  diese  Personen  nicht  im  Besitze 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte,  so  dürfen  sie  weder  aus 
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freien  Stücken  noch  im  Auftrage  ihres  Prinzipals  sich 
der  Beschäftigung  mit  der  Anleitung  von  Lehrlingen 
widmen.  Würde  der  Lehrherr  ihnen  die  Anleitung  trotz 
seiner  Kenntnis  von  der  Bescholtenheit  zumuten,  so 
können  und  müssen  sie  den  Auftrag  ablehnen,  ohne 
sich  durch  diese  Weigerung  den  Folgen  des  §72  Z.2  H.G.B, 
{fristlose  Kündigung  seitens  des  Prinzipals)  auszusetzen. 

Wie  den  Lehrherrn  so  kann  auch  deren  Stellver- 
tretern die  Befugnis  zur  Anleitung  von  Gewerbelehrlingen 
durch  Eingreifen  der  Staatsbehörde  entzogen  werden  • 
§  126  a  G.O.  Bei  Zuwiderhandlung  gegen  das  auch  für 
den  Stellvertreter  geltende  gesetzliche  Verbot,  beim  Fehlen 
ddr  bürgerlichen  Ehrenrechte  sich  mit  der  Ausbildung 
von  Lehrlingen  zu  befassen,  trifft  den  Stellvertreter  die- 
selbe Strafe  wie  den  Lehrherrn  §  82  Abs.  2  H.G.B,  und 
§  148  Z.  9  a  mit  §  144  a  G.G. 

Das  Gesetz  stellt  an  die  berufliche  Qualität  des  Stell- 
vertreters sowohl  im  Handels-  als  auch  im  Gewerberecht 
die  Forderung,  daß  er  „geeignet  und  ausdrücklich  zur 
Anleitung  des  Lehrlings  bestimmt"  sein  muß  §  76  Abs.  2 
H.G.B,  und  §  127  Abs.  1  G.G.;  überläßt  der  Lehrherr 
die  Leitung  des  Lehrlings  einem  „nicht  geeigneten"  Ver- 
treter oder  unterläßt  er  es,  den  Vertreter  ausdrücklich 
dahin  zu  informieren,  daß  er  dem  Lehrling  die  erforder- 
liche Anweisung  erteilen  soll,  so  liegt  hierin  ein  Ver- 
schulden, für  welches  der  Lehrherr  haften  muß.^)  Der 
Lehrherr  haftet  also  für  alle  Schädigungen,  insbesondere 
für  Verletzungen,  welche  sich  der  Lehrling  infolge  seiner 
Unkenntnis  bei  der  Arbeit  zuzieht,  wenn  der  Lehrling 
einem  Geschäftsgehilfen  zur  Beschäftigung  beigegeben 
war,  ohne  daß  dieser  einen  ausdrücklichen  Auftrag  er- 
halten hatte,  ihm  die  zur  Schadenverhütung  erforderlichen 
1)  R.G.E:  in  CS.  Bd.  34  S.  2  und  3. 
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Anweisungen  zu  erteilen.^)  Diese  Haftung  wird  dann 
von  Bedeutung,  wenn  sie  aus  Unfallschäden  des  Lehr- 
lings in  Anspruch  genommen  wird. 

Für  ein  Verschulden  des  Vertreters  bei  der  Aus- 
bildung, insbesondere  für  mangelhafte  Unterweisung  des 
Lehrlings  haftet  der  Lehrherr  nach  §  278  B.G.B,  wie 
für  eigenes  Verschulden.^) 

Horrwitz  und  Landmann  sowie  auch  Bloch^) 
lassen  den  Lehrherrn  nach  §  831  ff.  B.G.B,  haften,  also 
nur  dann,  wenn  er  den  Exkulpationsbeweis  nicht  führen 
kann.  Dies  ist  nicht,  richtig,  denn  nach  §  278  B.G.B, 
hat  der  Verpflichtete  in  Ansehung  der  Erfüllung  einer 
Verbindhchkeit  ein  Verschulden  seiner  „Gehilfen"  zu 
vertreten,  während  beim  §  831  B.G.B,  das  Bestehen 
eines  Vertragsverhältnisses  zwischen  dem  Ersatzpflichtigen 
(Lehrherrn)  und  Ersatzberechtigten  (Lehrling)  keineswegs 
vorausgesetzt  ist.^)  Beim  Verschulden  steht  also  immer 
ein  Vertragsverhältnis,  die  Verletzung  einer  Vertragspflicht, 
in  Mitte,  weshalb  eine  Haftung  nur  nach  §  278  B.G.B, 
auszusprechen  ist. 

Deiters  ^'^)  vertritt  eine  ganz  verschwommene  An- 
sicht, außer  der  Haftung  aus  §  831  B.G.B,  soll  dort  der 
Lehrherr  „schließlich"  für  jedes  Verschulden  seines  Ver- 
treters wie  für  eigenes  haften.  Dies  ist  in  hohem  Grade 
unklar.  Die  beiden  Paragraphen  sind  scharf  auseinander 
zu  halten.^) 

1)  So  auch  Horrwitz  §  34  B  I  2  Abs.  2  S.  163. 

2)  Ebenso  Staub  Anm.5a,  Brand  Anm.  3b  Abs.  6,  Gold- 
mann Anm.  3  I  2bb  und  Düringer- Hachenburg  Anm.  III 
2  zu  §  76. 

3)  Horrwitz  S.  163,  Landmann  Anm.  5  Abs.  2  zu  §  127 
und  Bloch  §  5  I  a.  E.  S.  19. 

4)  Staudinger  Anm.  1  Abs.  3  und  Anm.  6b  Abs.  1  zu  §  831. 

5)  Deiters  §  5,  1  a.  E.  S.  29. 

6)  Kommentar  der  Reichsgerichtsräte  Anm.  1  zu  §  831. 
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Darüber  besteht  Einstimmigkeit,  daß  der  Vertreter 
selbst  d.  h.  der  mit  der  Ausbildung  des  Lehrlings  Be- 
auftragte^) dem  Lehrling  zivilrechtlich  nicht  haftet;  da  kein 
Vertragsverhältnis  zvi^ischen  ihm  und  dem  Lehrling  be- 
steht, auch  eine  strafrechtliche  Haftung  eines  derartigen 
Vertreters  nach  §  82  Abs.  1  H.G.B,  und  §  151  G.O.  ist 
ausgeschlossen.  # 

Daß  der  Lehrling  dem  Vertreter  des  Lehrherrn  gegen- 
über zur  Folgsamkeit  und  Treue,  zu  Fleiß  und  anständigem 
Betragen  verpflichtet  ist,  versteht  sich  von  selbst,  §  127  a 
G.O.  erwähnt  dies  noch  besonders,  anscheinend  um  die 
Folgen  eines  gegenteiligen  Benehmens,  das  Recht  des 
Lehrherrn  zur  fristlosen  Kündigung,  besonders  in  die 
Erscheinung  treten  zu  lassen. 

Ein  weiteres  Recht  statuiert  der  §  126  b  Abs.  2  G.O. 
für  den  Stellvertreter  insofern,  als  auch  dieser  zur  Unter- 
zeichnung des  Lehrvertrags  berechtigt  und  verpflichtet  ist. 

Daß  beim  Handwerk  die  Qualifikaüon  des  Stellver- 
treters dieselbe  erhöhte  ist  wie  beim  lehrenden  Hand- 
werker, bedarf  keiner  besonderen  Erwähnung.  Doch  sind 
in  besonderen  Fällen  Ausnahmen  von  der  Regel  zuge- 
lassen. Nicht  nur  beim  Tode  des  Lehrherrn,  sondern 
auch  in  „anderen"  Fällen  kann  die  untere  Verwaltungs- 
behörde, in  Bayern  die  Distriktsverwaltungsbehörde,  bis 
zur  Dauer  eines  Jahres  und  nach  Ablauf  dieses  Jahres 
die  höhere  Verwaltungsbehörde,  in  Bayern  die  Kreis- 
regierung, K.  d.i.,  auch  über  ein  Jahr  hinaus  Personen  als 
Vertreter  des  Lehrherrn  zulassen,  welche  die  strengen  für 
das  Handwerk  bestimmten  Voraussetzungen  nicht  erfüllt 
haben  §  129  Abs.  3  Satz  2  und  3  G.O.  Es  können  sich  in 
der  Praxis  Umstände  ergeben,  die  den  alsbaldigen  Ersatz 

1)  Nur  um  diesen  Vertreter  handelt  es  sich  bei  diesem 
Abschnitt  meiner  Abhandlung. 
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des  Lehrherrn  durch  einen  allen  gesetzlichen  Anforde- 
rungen entsprechenden  Vertreter  behindern,  z.  B.  längere 
Abwesenheit,  länger  dauernde  Krankheit,  Ausscheiden  des 
bisherigen  Vertreters  aus  dem  Gewerbebetrieb  usw.  Unter 
solchen  Verhältnissen  müßte  dem  Lehrling  jedesmal  der 
lästige  Übertritt  in  ein  neues  Lehrverhältnis  zugemutet 
werden;  um  die  dabei  für  den  Lehrling  entstehenden 
Nachteile  zu  verhüten,  hat  das  Gesetz  mildere  Anforde- 
rungen an  die  Befähigung  des  gewerblichen  Vertreters 
für  solche  Fälle  aufgestellt. 

§  7.    Der  Vater  als  Lehrherr  des  Kindes. 

Ein  zwischen  Lehrherrn  und  Lehrling  bestehendes 
Verwandtschaftsverhältnis  im  weitern  Sinne,  gleichviel  ob 
es  sich  um  Handel,  Gewerbe  oder  Handwerk  handelt, 
steht  der  Anwendung  der  Vorschriften  über  das  Lehr- 
lingsverhältnis nicht  im  Wege.  Anders  verhält  es  sich 
bei  Lehrverhältnissen  zwischen  Eltern  und  Kindern. 

In  der  Gewerbeordnung,  wie  sie  vor  der  Novelle 
vom  30.  Mai  1908  in  Geltung  war,  und  im  Handels- 
gesetzbuch sind  Bestimmungen  für  diesen  Fall  nicht  vor- 
gesehen, man  hat  sich  sohin  mit  Analogien,  juristischen 
Deduktionen  und  Annahmen  geholfen  und  beim  Lehr- 
lingsverhältnis zwischen  Hauskind  und  Vater  den  still- 
schweigenden Abschluß  eines  Lehrvertrags  als  gegeben 
angenommen.^)  Diese  Annahme  ging  schon  um  des- 
willen fehl,  weil  ein  Minderjähriger,  der  doch  wohl  meist 
als  Lehrling  in  Betracht  kommt,  einen  Vertrag  auch  nicht 
stillschweigend  abschließen  konnte.  Es  setzte  sich  je- 
doch im  weitern  Verlauf  der  Entwicklung  hauptsächlich 
die  Auffassung  durch,  daß  beim  Fehlen  eines  schriftlichen 

1)  Urteil  des  Kammergerichts  vom  26.  III.  1888,  Reger 
Bd.  10  S.  8. 
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Lehrvertrags  das  Bestehen  eines  Lehrlingsverhältnisses 
zwischen  Eltern  und  Kindern  zu  verneinen  und  das 
Hauskind  als  Gewerbe-  oder  Handlungslehrling  im  Sinn 
der  Gesetze  nicht  anzuerkennen  sei.O  Um  jeden  Zweifel 
auszuschließen,  empfiehlt  es  sich  für  den  Vater,  der  sein 
Kind  in  die  eigene  Lehre  nehmen  will,  einen  förmlichen 
schriftlichen  Lehrvertrag  abzuschließen.  Daß  er  sein  Kind 
als  Lehrling  in  seinem  Geschäftsbetrieb  halten  und  an- 
lernen kann,  steht  unbestreitbar  fest.  Da  der  Minder- 
-jährige  einen  Vertrag  nicht  selbst  abschließen  und  ihn 
sein  Vater  nach  §  181  B.G.B,  beim  Abschluß,  weil  Selbst- 
kontrahent, auch  nicht  vertreten  kann,  so  muß  ihm  vom 
Vormundschaftsgericht  ad  hoc  ein  Pfleger  bestellt  werden 
§§  1628  und  1909  B.G.B.  Die  Praxis  wird  oft  den  Fall 
ergeben,  daß  dies  übersehen  wird,  dann  soll  nach  Staub  '^), 
der  sich  -einem  Urteil  des  Gewerbegerichts  Stettin  aus 
dem  Jahre  1906  anschließt,  über  diesen  Mangel  hinweg- 
gesehen werden  können,  wenn  der  Bestand  des  Lehr- 
verhältnisses klar  zu  Tage  liegt.  Diese  Meinung  trägt 
wohl  den  Bedürfnissen  des  täglichen  Lebens  Rechnung, 
hält  einer  juristischen  Betrachtung  jedoch  nicht  Stand. 
Fehlt  ein  giltiger  Vertrag^  dann  ist  eben  ein  Lehrver- 
hältnis, zu  dem  begrifflich  doch  zweifellos  ein  Kontrakt 
gehört,  nicht  gegeben  und  die  gesetzlichen  Folgen  können 
aus  einem  solchen  Verhältnis  nicht  abgeleitet  werden.  ^) 
Die  Novelle  zur  Gewerbeordnung  von  1908  brachte 
im  §  126  b  eine  Regelung  der  Streitfrage  insofern,  als 

1)  Schicker  Anm.  1  a.  E.  zu  §  126  S.  697. 

2)  Staub  Anm.  15  zu  §  76. 

3)  Anderer  Ansicht  auch  Schicker  Anm.  1  Abs.  3  zu 
§  126,  Wapler  S.  21,  der  m.  E.  vor  allem  übersieht,  daß  das 
Lehrverhältnis  immer  ein  Vertragsverhältnis  ist,  dessen  Abschluß 
zwischen  Vater  und  Sohn  der  §  181  B.G.B,  absolut  hindernd  im 
Wege  steht. 
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sie  in  Abs.  3  zu  §  126  b  den  Abschluß  eines  gewerb- 
lichen Lehrvertrags  zwischen  Eltern  und  Kindern  nicht 
für  nötig  erachtete.  Interessant  sind  die  Gründe,  die  im 
Reichstag  bei  der  Beratung  der  Novelle  für  die  Einfügung 
des  §  126  b  Abs.  3  vorgebracht  wurden  :  „es  müsse  für 
den  Sohn,  wenn  er  mit  dem  Vater  Zwistigkeiten  be- 
komme oder  wenn  der  Vater  sterbe,  die  Möglichkeit 
gegeben  sein  nachzuweisen,  daß  er  eine  gewisse  Zeit 
im  Lehrverhältnis  gestanden  habe,  insbesondere  mit  Rück- 
sicht auf  die  etwaige  Ablegung  der  Gesellenprüfung". 
Deshalb  wurde  bestimmt,  daß  der  Handwerkskammer  das 
Bestehen  des  Lehrverhältnisses,  der  Tag  seines  Beginnes, 
das  Gewerbe  und  der  Zweig  der  gewerblichen  Tätigkeit, 
in  welchem  die  Ausbildung  erfolgen  soll,  und  die 
Dauer  der  Lehrzeit,  also  so  ziemlich  alles,  was  die 
Grundlage  eines  gewöhnlichen  Lehrvertrags  bildet,  an- 
gezeigt werden  muss. 

Eine  gleiche  Bestimmung  gibt  es  für  den  Handlungs- 
lehrling nicht,  bei  ihm  muß  also,  wenn  er  bei  seinem 
Vater  kaufmännische  Dienste  lernen  und  verrichten  und 
sohin  als  Handlungslehrling  im  Sinne  des  Gesetzes  be- 
trachtet werden  will,  ein  förmlicher  Lehrvertrag  abge- 
schlossen werden.^) 

Eine  analoge  Anwendung  der  einschlägigen  Be- 
stimmung der  Gewerbeordnung  auf  Handlungslehrlinge 
ist  unmöglich,  denn  in  §  154  Z.  2  G.O.  ist  die  Anwendung 
der  §§  120  a— 139  aa,  also  auch  des  §  126  b  Abs.  3: 
der  Vorschriften  über  das  Lehrverhältnis  zwischen  Vater 
und  Sohn,  auf  Handlungslehrlinge  ausdrücklich  aus- 
geschlossen. 


1)  Staub  Anm.  15  zu  §  76.   Brand  Anm.  2  f  tJ^  zu  §  76. 
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B.  Der  Lehrvertrag. 
§  8.    a)  Rechtliche  Natur  des  Lehrvertrags. 

Wie  schon  verschiedentlich  angedeutet,  liegt  jedem 
Lehrverhältnis  ein  Lehrvertrag  zu  Grunde,  zu  dessen 
rechtsgiltigem  Abschluss  nur  vollgeschäftsfähige  Personen 
berechtigt  sind.  Ein  prinzipieller  Unterschied  zwischen 
kaufmännischem  und  gewerbUchem  Lehrvertrag  besteht 
nicht,  nur  betont  das  Gewerberecht,  der  Entwickelung 
der  beiden  Gesetze  zufolge,  die  familienrechtlichen  Be- 
ziehungen stärker  wie  das  Handelsrecht.  0 

Die  rechtliche  Natur  des  (gewerbe-  und  handels- 
rechtlichen) Lehrvertrags  ist  sQhr  bestritten.  So  wenig  die 
beiden  Gesetze  eine  Definition  des  Lehrlings  enthalten, 
geben  sie  eine  solche  für  den  Lehrvertrag;  nur  soviel 
läßt  sich  aus  den  gesetzlichen  Normen  entnehmen,  daß 
das  Lehrverhältnis  auf  einem  Vertrag  basiert.  Folgende 
Meinungen  haben  sich  über  die  rechtliche  Natur  des 
Lehrvertrags  gebildet: 

1.  Der  Lehrvertrag  ist  ein  Werkvertrag.^) 

2.  Er  ist  ein  Auftragsverhähnis. 

3.  Er  ist  ein  Dienstvertrag  nach  B.G.B.  ^) 

4.  Er  ist  ein  *contractus  sui  generis. 

Für  die  unter  Ziffer  4  bezeichnete  Ansicht  haben 
sich,  um  dies  gleich  vorweg  zu  nehmen,  hauptsächlich 
Goldmann,  Gareis,  der  keinen  ganz  präzisen  Stand- 

1)  Fuerths  Ergebnisse  unter  III  S.  62. 

2)  Carl  Lehmann  S.  213  und  S arwey-Bossert  Anm.  3 
Z.  4  zu  §  25  K.O. 

3)  Düringer-Hachenburg  Anm.  1  zu  §  77,  Brand 
Anm.  2  f  n  und  Staub  Anm.  1  Z.  1  und  Anm.  13  zu  §  76, 
Lehmann-Ring  Anm.  2  zu  §  76,  Jahrbuch  des  deutschen  Rechts 
2.Jhrg.  Bd.  2  Z.  2  zu  §  76  S.  64,  Landmann  Vorbem.  c  (f  zu 
§  126  S.  464. 
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punkt  einnimmt,  Lotmar  ^)  sowie  die  meisten  in  der  Form 
der  Inauguraldissertation  zu  dieser  Frage  stellung- 
nehmenden Abhandlungen  entschieden.'^) 

Cosack  nimmt  in  seinem  Lehrbuch  des  Handels- 
rechts leider  keinen  Bezug  auf  diese  Frage,  in  seinem 
Lehrbuch  des  bürgerlichen  Rechts^)  erklärt  er  jedoch  den 
Lehrvertrag  für  einen  selbständigen  Vertrag,  er  erachtet 
„Verträge  der  Lehrlinge  niemals  als  Dienstverträge". 

Bei  Beurteilung  der  verschiedenen  rechtlichen  Kon- 
struktionen geht  man  am  besten  davon  aus,  daß  durch 
den  Vertrag  der  Lehrherr  zur  Unterweisung  des  Lehr- 
lings in  den  in  seinem  Betrieb  vorkommenden  Arbeiten, 
der  Lehrling  zur  Leistung  der  Arbeiten  zum  Zweck  seiner 
Ausbildung  verpflichtet  ist.  Mit  dem  Begriff  des  Werk- 
vertrags ist  die  Pflicht  zur  Entrichtung  der  vereinbarten 
Vergütung  seitens  des  Gegenkontrahenten  (Lehrlings) 
untrennbar  verbunden.  Da  die  Leistung  von  Lehrgeld 
niemals  ein  Begriffsmerkmal  des  Lehrvertrags,  nie  eine 
conditio  sine  qua  non  bildet,  so  kann  von  der  „Ent- 
richtung einer  Vergütung"  beim  Lehrvertrag  unter  gar 
keinen  Umständen  die  Rede  sein.  In  der  Leistung  der 
Dienste  die  Vergütung  zu  erblicken,  geht  schon  deswegen 
nicht  an,  weil  das  Gegenseitigkeitsverhältnis  zwischen 
Leistung  und  Gegenleistung  in  diesem  Sinn  hier  fehlt, 
denn  der  Lehrling  tut  nicht  Dienste,  um  eine  Vergütung 
für  die  Arbeit,  die  der  Lehrherr  mit  seiner  Ausbildung 
auf  sich  nimmt,  zu  leisten,  sondern  um  sich  in  seinem 
Beruf  auszubilden;   darin  besteht  der  Zweck  seiner 

1)  Lot  mar  I  S.  79,  80;  er  erblickt  in  den  Diensten  des 
Lehrlings  überhaupt  keine  Arbeit  im  juristischen  Sitine.  Gold- 
mann Anm.  2  zu  §  76.    Gar  eis  V  Abs.  1  S.  113. 

2)  Bloch  §  2  a.  E.  S.  8;  Fuerth  §  1  IV  S.  20;  Wapler 
§  2  S.  14;  Deiters  §  2  S.  13. 

3)  Cosack  Bd.  1  §  143  Z.  2. 
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Dienstleistung,  nicht  in  der  Entrichtung  eines  Entgeltes. 
Zudem  ist  es  ganz  unmöglich,  die  Vorschriften  des  Werk- 
vertrags, insbesondere  die  iJber  die  Haftung  des  Unter- 
nehmers für  einen  Erfolg  (§  633  ff.  B.G.A.),  über  Ab- 
nahmepflicht des  Bestellers  (§  640)  usw.  praktisch 
anzuwenden.  Die  Ansicht,  der  Lehrvertrag  sei  ein  Werk- 
vertrag, ist  demnach  abzulehnen.^) 

Das  Gleiche  gilt  für  die  allerdings  nur  ganz  nebenbei 
geäußerte  Meinung  von  Gar  eis  (S.  113),  der  Lehrvertrag 
könne  als  Auftragsvertrag  bezeichnet  werden,  wenn  der 
Lehrherr  sich  verpflichtete,  die  Ausbildung  des  Lehrlings 
unentgeltlich  zu  besorgen.  Beim  Auftrag  handelt  es  sich 
um  die  Erledigung  eines  Geschäftes  für  einen  Andern, 
also  um  die  Vornahme  einer  Tätigkeit,  die  an  und  für 
sich  der  Sorge  des  Andern  unterliegen,  in  dessen  Pflichten- 
kreis fallen  würde  und  diesem  von  dem  Beauftragten 
abgenommen  wird.  Diese  Begriffsbesümmung  des  Auf- 
trags trifft  auf  den  Lehrvertrag  keineswegs  zu;  denn  hier 
ist  der  Auftraggeber  (Lehrling)  Objekt,  beim  Auftrag  Sub- 
jekt der  vorzunehmenden  Tätigkeit. 

Abwegig  sind  die  Ausführungen  von  Wapler^),  der 
eine  Geschäftsbesorgung  beim  Lehrvertrag  als  gegeben 
annimmt  und  nur  in  der  Unkündbarkeit  des  Vertrags 
das  Unterscheidungsmerkmal  sieht. 

Zudem  wird  beim  Auftrag  der  Beauftragte  zur  Aus- 
führung des  Auftrags  nur  verpflichtet,  er  hat  kein  Recht 
auf  diese  Ausführung  des  Auftrags-^)  Der  Lehrherr  hat 
jedoch  ein  Recht  auf  Erfüllung  des  Vertrags  seitens  des 
Lehrlings,  er  kann  im  Gewerberecht  den  Lehrling,  der 
ihm  ohne  gesetzlichen  Grund  entlaufen  ist,  polizeilich 

1)  Vgl.  auch  Gareis  V  S.  113. 

2)  Wapler  S.  13  Abs.  3. 

3)  Staudinger,  Anm.  2  Vorbem.  zu  §  662. 
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zurückführen  lassen  (§  127d  G.O.).  Auch  kann  der 
Auftrag  nach  §  671  Abs.  1  B.G.B,  von  dem  Beauftragten 
jederzeit  gekündigt  werden  und  zwar  auch  dann,  wenn 
kein  wichtiger  Grund  vorliegt;  anders  der  Lehrvertrag, 
bei  dem  gesetzlich  nur  dann  eine  Auflösung  zuläßlich 
ist,  wenn  besondere  Gründe  die  Veranlassung  hiefür 
bilden.^)  Man  sieht  also,  daß  eine  Kongruenz  von  Auf- 
trag und  Lehrvertrag  begrifflich  und  gesetzlich  aus- 
geschlossen ist.^) 

Ernster  und  verbreiteter  ist  die  Subsumtion  des  Lehr- 
vertrags unter  die  Vorschriften  vom  Dienstvertrag  des 
B.G.B.  Der  Dienstvertrag  ist  nach  §  611  B.G.B,  ein 
gegenseitiger  Vertrag,  indem  der  eine  Teil  sich  zur  Leistung 
der  versprochenen  Dienste,  der  andere  Teil  zur  Ge- 
währung der  vereinbarten  Vergütung  verpflichtet.  Daß 
diese  Vergütung  auch  in  der  Leistung  von  Gegendiensten 
bestehen  kann,  ist  heute  nahezu  allgemein  anerkannt.^) 
Nur  Lotmar  I  S.  161  ist  der  Ansicht,  daß  beim  Dienst- 
vertrag des  B.G.B.  Arbeit  nie  als  Vergütung  in  Frage 
kommen  könne;  dies  ist  irrig.  Nach  Lotmar  könnte 
schon  deswegen  nie  ein  Dienstvertrag  beim  Vertrag  des 
Lehrlings  angenommen  werden,  weil  ja  das  Lehrgeld  als 
Vergütung  im  engsten  Sinn  kein  essentielles  Merkmal, 
keinen  wesenüichen  Bestandteil  des  Lehrvertrags  bildet. 
Hierauf  stützen  sich  auch  diejenigen  nicht,  die  den  Lehr- 
vertrag für  einen  Dienstvertrag  nach  B.G.B,  halten,  sie 
weisen  vielmehr  darauf  hin,  daß  ja  der  Lehrling  dadurch, 
daß  er  mit  der  Tätigkeit,  die  der  Lehrherr  im  Rahmen 
des  Lehrlingsverhältnisses  von  ihm  verlangt,  Dienste 

1)  §  127  b,  127  e  G.O.  und  §§  70-72,  77  H.G. 

2)  Fuerth  S.  17-20. 

3)  Kommentar  der  Reichsgerichtsräte  Anm.  2  zu  §  611, 
Fischer-Henle  Anm.  3  zu  §  611. 
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leiste,  eine  Vergütung  entrichte.^)  Brand  engt  den  Begriff 
der  Dienstleistung  etwas  ein,  indem  er  die  Vergütung 
nur  in  den  Diensten  erblickt,  die  der  Lehrling  nach  Maß- 
gabe der  erworbenen  Fähigkeiten  zu  leisten  vermag. 
Wenn  man  dieser  Meinung  folgen  würde,  träte  die  Eigen- 
schaft des  Lehrvertrags  als  eines  Dienstvertrags  erst  mit 
dem  Zeitpunkt  in  die  Erscheinung,  wo  der  Lehrling  sich 
bereits  Kenntnisse  erworben  hat.  Wenn  man  schon  ein- 
mal in  den  Gegendiensten  des  Lehrlings  die  Vergütung" 
des  §  611  B.G.B,  sehen  will,  dann  muß  man  die  Tätig- 
keit des  Lehrlings  von  dem  Augenblick  der  In-Dienst- 
tretung  desselben  an  ins  Auge  fassen. 

Allein  maßgebend  ist  hier  der  Zweck  der  Dienst- 
leistung des  Lehrlings.  Warum  leistet  der  Lehrling  Dienste? 
Etwa  weil  er  sich  für  die  Unterrichtung  seitens  des  Lehr- 
herrn dankbar  zeigen,  ihm  Gegendienste  erweisen  will? 
Oder  weü  man  nichts  umsonst  auf  der  Welt  bekommt? 
Nein,  Leistung  und  Gegenleistung  stehen  beim  Lehrver- 
trag in  keinem  inneren  Zusammenhang,  sie  drücken  kein 
gegenseitiges  Geschäftsinteresse  aus,  sondern  werden 
um  ihrer  selbst  willen  im  engsten  Sinn  des  Wortes  voll- 
bracht. Der  Lehrling  leistet  die  Dienste  in  seinem  eigenen 
Interesse,  zu  Zwecken  seiner  Ausbüdung,  nicht  als  Ent- 
gelt für  die  Leistung  seines  Lehrherrn.  Das,  was  der 
Lehrling  tut,  ist  nur  Vorbereitung  auf  den  Beruf.^)  Das 
ist  das  Prinzipielle  bei  dieser  Frage  und  deshalb  kann 
ein  Lehrvertrag  nie  ein  Dienstvertrag  des  B.G.B,  sein. 
Daß  diese  meine  Auffassung  auch  mit  der  Gedanken- 
welt, die  das  B.G.B,  beherrscht,  völlig  übereinstimmt,  er- 
hellt aus  einer  Erscheinung,  die  bei  Vergleich  der  Vor- 
schriften des  B.G.B,  über  den  Dienstvertrag  mit  denen 

1)  So  staub  Anm.  1  zu  §  76. 
,   2)  Lotmar  I  S,  79. 
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des  Kaufmannsgerichtsgesetzes  in  die  Augen  fällt.  Im 
B.G.B,  ist  zweifellos  eine  scharfe  Scheidung  zwischen 
Dienst-  und  Lehrvertrag  enthalten,  das  ergibt  sich  deut- 
lich daraus,  daß  in  den  §§  1822  Z.  6  und  7  und  1827 
zwischen  Lehrvertrag  und  der  Eingehung  eines  Arbeits- 
oder Dienstverhältnisses  unterschieden  wird;  daraus  auf 
etwas  Anderes  zu  schließen  als  auf  die  Absicht  des 
Gesetzgebers,  einen  trennenden  Strich  in  der  Auffassung 
und  Bedeutung  dieser  beiden  Arten  von  Verträgen  zu 
machen,  ist  doch  wohl  nicht  angängig,  um  so  weniger 
als  auch  die  unter  der  Herrschaft  der  Geltung  des  B.G.B, 
zur  Einführung  gelangten  Gesetze  diese  Trennung  der 
beiden  Verträge  aufgenommen  haben.  So  spricht  auch 
das  Gesetz  über  die  Kaufmannsgerichte,  das  am  6.  Juli 
1904,  also  nach  Inkrafttreten  des  B.G.B,  erlassen  worden 
ist,  im  §  1  Abs.  1  von  Streitigkeiten  aus  dem  Dienst- 
und Lehrverhältnis  zwischen  Kaufleuten  einerseits  und 
Handlungsgehilfen  und  Handlungslehrlingen  andrerseits, 
ein  weiterer  Beweis  dafür,  daß  eine  reinliche  Auseinander- 
haltung dieser  beiden  Arten  von  Verträgen:  Dienst- 
verträge des  Handlungsgehilfen  und  Lehr  Verträge  des 
Handlungslehrlings  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers 
liegt.  Das  Gewerbegerichtsgesetz  dagegen,  das  schon 
am  29.  Juli  1890,  also  vor  Einführung  des  B.G.B,  ge- 
schaffen worden  ist,  hat  eine  solche  Scheidung  noch 
nicht  ausgesprochen,  obwohl  die  von  mir  bezüglich  der 
rechtlichen  Natur  des  Lehrvertrags  entwickelte  und  noch 
zu  entwickelnde  Ansicht  auch  in  dieses  Gesetz  hinein- 
zutragen ist. 

Das  H.G.B,  gebraucht  in  den  §§  76—82  nie  den 
Ausdruck  „Dienstverhältnis",  sondern  spricht  stets  nur 
von  einem  Lehrverhältnis,  lehnt  also  schon  durch  seinen 
Sprachgebrauch  die  Auffassung,  daß  das  Lehrverhältnis 


einem  Dienstverhältnis  gleich  zu  stellen  sei,  ab.  Land- 
mann^)  führt  für  seine  Ansicht,  daß  der  Lehrvertrag 
ein  Dienstvertrag  sei,  die  Überschrift  im  Titel  VII  G.O. 
an,  der  mit  der  Bezeichnung:  „gev^erbliche  Arbeiter"  in 
der  Gev^erbeordnung  figuriere.  Ich  meine,  aus  einer  aus 
rein  praktischen  Erwägungen  heraus  erfolgten  Schema- 
tisierung, aus  Überschriften,  die  lediglich  Zweckmäßigkeits- 
gründen ihre  Entstehung  verdanken,  kann  man  juristische 
Schlußfolgerungen  nicht  ziehen.  Im  Übrigen  ist  die  Be- 
gründung Landmanns  dieselbe,  wie  sie  sich  bei  Staub, 
Brand  etc.  findet. 

Mit  durchschlagendem  Erfolg  wendet  sich  Gold- 
mann''^)  gegen  diese  Auffassung,  indem  er  betont,  daß 
es  nicht  angehe,  „wie  bei  Auffassung  der  Arbeiten  des 
Lehrlings  als  der  Vergütung  für  die  ihm  zuteil  werdende 
Unterweisung  doch  geschehen  müßte,  den  Lehrherrn  als 
den  Dienstverpflichteten,  den  Lehrling  als  den  Dienst- 
berechtigten gelten  zu  lassen,  ebensowenig  aber  auch 
andrerseits  die  dem  Lehrherrn  obliegende  Unterweisung 
des  Lehrlings  als  die  Vergütung  für  die  von  dem  Letzteren 
—  in  erster  Reihe  doch  zu  dessen  Ausbildung  —  zu 
bewirkenden  Arbeiten  zu  betrachten".  Mit  diesen  treff- 
lichen Argumenten  ist  alles  gegen  die  Auffassung  derer, 
die  einen  Dienstvertrag  annehmen,  gesagt. 

Eine  Inkonsequenz  läßt  sich  Staub^)  zu  Schulden 
kommen,  er  nimmt  zwar  auf  der  einen  Seite  (Anm.  1  zu 
§  76)  beim  Lehrvertrag  einen  Dienstvertrag  an,  auf  der 
andern  Seite  aber  erklärt  er,  das  Dienstverhältnis,  das 
nach  §  113  Abs.  1  B.G.B,  der  von  seinem  gesetzlichen 
Vertreter  zum  Eintritt  in  Dienst  oder  Arbeit  ermächtigte 


1)  Landmann  Vorbem.  c  ()  zu  §  126. 

2)  Goldmann  Anm.  1,  I,  2  zn  §  76. 

3)  Staub  Anm.  13  zu  §  76. 
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Minderjährige  unbeschränkt  eingehen  oder  aufheben  kann, 
sei  kein  Lehrvertragsverhältnis  im  Sinn  des  H.G.B.  Wie 
diese  beiden  widersprechenden  Ansichten  zu  vereinigen 
seien,  bleibt  ein  Geheimnis.  Wer  A  sagt,  muß  auch  B 
sagen  und  zwar  auch  dann,  wenn  irgend  eine  Vorschrift 
des  Gesetzes  mit  der  geäußerten  Ansicht  in  Wider- 
spruch steht. 

Ebenso  ist  auch  die  Meinung  Jägers^),  der  Lehr- 
vertrag sei  ein  Dienstverhältnis  im  Sinne  des  §  22  K.O., 
zu  verwerfen.  Rechtsanwalt  Dr.  Aal  hat  unter  Anlehnung 
an  ein  Urteil  des  Landgerichts  Nürnberg  in  glänzender 
Beweisführung  diese  Ansicht  Jägers  in  einem  Aufsatz, 
der  in  der  Zeitschrift  für  Rechtspflege  1905,  S.  261  und 
262  abgedruckt  ist,  widerlegt.  Aals  Ansicht  findet  eine 
gewichtige  Grundlage  bei  Sarwey^).  Es  handelt  sich 
eben,  wie  schon  so  oft  gesagt,  nicht  sowohl  um  eine 
Verpflichtung  zur  Dienstleistung  seitens  des  Lehrlings  als 
vielmehr  um  die  Ausbildung  des  Lehrlings  seitens  des 
Lehrherrn.  Alles  andere  als  die  Erlernung  eines  Lebens- 
berufes durch  Anleitung  und  Unterweisung  in  der  prak- 
tischen Betätigung,  ob  der  Lehrherr  Lehrgeld  erhält,  ob 
der  Lehrherr  seine  Entschädigung  in  den  Diensten  des 
Lehrlings  zu  erblicken  hat  und  ob  der  Lehrherr  dem 
Lehrling  Bezüge  an  Naturalien  oder  Bargeld  zuweist,  ist 
zufällig  und  nebensächlich.  Das  praktische  Ergebnis 
dieser  Kontroverse  besteht  darin,  daß  für  den  Konkurs- 
verwalter im  Falle  des  Konkurses  des  Lehrherrn  die 
Frage  entsteht,  ob  der  Lehrvertrag  aufzuheben  sei  oder 
nicht.  Man  muß  mit  Aal  sich  auf  den  Standpunkt  stellen, 
daß  eine  Kündigung  nach  §  22  K.O.  nicht  möglich  ist, 

1)  Jäger  Anm.Tzu  §  22;  Düringer- Hach  en  bu  rgAnm.  VI 
zu  §77;  Gewerbe-undKaufmannsgerichtel912— 13S.  135,  Nr.  44. 

2)  Sarwey  Anm.  3,  4  zu  §  25. 
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da  ja  ein  Dienstverhältnis  im  Lehrvertrag  nicht  begründet 
ist,  dagegen  kann  man  aber  dem  Konkursverwalter  ein 
Recht  auf  Auflösung  eines  Lehrvertrags  mit  einem  Hand- 
lungslehrling nach  §  77  mit  §  70  H.G.B,  zugestehen,  da 
in  dem  Konkurs  des  Lehrherrn  stets  ein  wichtiger  Grund 
zur  fristlosen  Kündigung  im  Sinne  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften erblickt  werden  kann.  Bei  dem  Konkurs  des 
Gewerbetreibenden  oder  Handwerkers  steht  dem  Konkurs- 
verwalter ein  Recht  zur  Kündigung  aus  ähnlichen  recht- 
lichen Gesichtspunkten  nicht  zu,  da  die  G.G.  keine  Vor- 
schrift, die  den  Bestimmungen  des  §  70  H.G.B,  entspräche, 
enthält.  Hier  bietet^  aber  die  K-O.  im  §  17  dem  Konkurs- 
verwalter die  Möglichkeit,  die  Erfüllung  eines  derartigen 
Lehrvertrags  auf  Grund  des  ihm  dort  zugebilligten 
Wahlrechts  zwischen  Aufhebung  oder  Fortsetzung  von 
Vertragsverpflichtungen  zu  verweigern.  Der  Lehrling  wird 
stets  beim  Konkurs  seines  Lehrherrn  kündigen  können. 
§  70  H.G.B.  und  §  127b  Abs.  3  Z.  2  G.O.^ 

Die  von  Wapler^)  entwickelte  Struktur  ist  zu  be- 
kämpfen, denn  wenn  man  sich  schon  einmal  für  die 
Qualifikation  eines  Lehrvertrags  als  eines  Vertragsver- 
hältnisses besonderer  Natur  entschieden  hat,  dann  kann 
und  darf  man  nicht,  wenn  es  gerade  praktisch  und  be- 
quem erscheint,  die  schon  verworfene  Ansicht  mit  der 
Begründung,  daß  gerade  beim  §  22  K.O.  sehr  weitgehend 
zu  interpreüeren  sei,  wieder  hervorholen. 

Ebensowenig  geht  es  an,  den  Lehrvertrag  juristisch 
verschieden  zu  qualifizieren,  je  nachdem  Lehrgeld  bezahlt 
wird  oder  nicht,  je  nachdem  eine  Vergütung  für  die 
Arbeit  des  Lehrlings  bezahlt  wird  oder  nicht.^)  Auf  diese 

1)  Landmann  Anm.  4  Abs.  4  zu  §  127b- 

2)  Wapler  S.  63. 

3)  Staudinger,  Recht  der  Schuldverhältnisse  II  Vorbem. 
IV  7  zu  §  611  S.  1072. 
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rein  äußerlichen  keineswegs  zum  Wesen  des  Lehrver- 
trags gehörigen  Umstände  kommt  es  nicht  an. 

Näheres  über  das  Kündigungsrecht  wird  bei  der 
Lehre  von  der  Beendigung  des  Lehrvertrags  zu  sagen  sein. 

Ich  trete  der  Ansicht  bei,  welche  den  Lehrvertrag 
für  einen  selbständigen  Vertrag  hält,  der  zwar  dem  Dienst- 
Tcrtrag  des  B.G.B,  ähnlich  und  verwandt,  aber  durch 
seinen  eigenartigen  Inhalt  auch  eine  eigenartige  Stellung 
einnimmt.  Solche  Verträge  gibt  es  mehrere,  man  muß 
nicht  jedes  Rechtsinstitut  unter  die  formulierten  Verträge 
des  B.G.B,  einzwängen  wollen,  denn  es  konnte  unmög- 
lich die  Aufgabe  des  B.G.B,  sein,  alle  in  der  Praxis  des 
pulsierenden  Lebens  vorkommenden  Verträge  im  Recht 
der  Schuldverhältnisse  erschöpfend  aufzuzählen.  Es  liegt 
beim  Lehrvertrag  ein  contractus  sui  generis  vor,  der  dem 
Dienst  und  Werkvertrag  des  B.G.B,  verwandt,  aber  als 
eigenes  Vertragsverhältnis  zu  beurteilen  ist. 

§  9.    b)  Abschluß  des  Lehrvertrags  und  seine  Folgen  für 
die  Kontrahenten. 

Da  Lehrlinge  meist  minderjährige  Personen  zu  sein 
pflegen,  so  ist  die  Frage  zu  untersuchen,  wer  für  den 
in  der  Geschäftsfähigkeit  Beschränkten  (§§  106  und  114 
B.G.B.)  den  Abschluß  des  Vertrags  vorzunehmen  hat  und 
wie  sich  die  rechtliche  Situation  gestaltet,  wenn  der 
Lehrling  während  der  Lehrzeit  volljährig  wird.  Hier 
greifen  in  Ermangelung  von  besonderen  gesetzlichen 
Regeln  die  Vorschriften  des  B.G.B,  über  den  Abschluß 
von  Verträgen  ein.  Darnach  bedürfen  Minderjährige, 
wenn  sie  den  Abschluß  des  Vertrags  im  eigenen  Namen 
vornehmen,  der  Einwilligung  (§  107  B.G.B.)  oder  der 
Genehmigung  ihres  gesetzlichen  Vertreters.  Hat  dieser 
Vertreter  seinen  Mündel  gemäß  §  113  B.G.B,  generell 
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ermächtigt,  in  Dienst  oder  Arbeit  zu  treten,  so  kann  er 
zwar  ohne  Genehmigung  des  Vertreters  Rechtsgeschäfte 
vornehmen,  welche  die  Aufhebung  oder  Eingehung  eines 
Dienst-  oder  Arbeitsverhältnisses  betreffen,  allein  er  ist 
nicht  ermächtigt,  einen  Lehrvertrag  für  sich  abzuschließen, 
da  ja,  wie  oben  ausgeführt,  ein  Lehrvertrag  kein  Dienst- 
vertrag, also  auch  kein  Dienstverhältnis  darstellt.^) 

Die  unter  elterlicher  Gewalt  stehenden  Minderjährigen 
werden  beim  Abschluß  von  Lehrverträgen  vom  Inhaber 
der  elterlichen  Gewalt  (§§  1626,  1627  B.G.B.),  also  dem 
Vater  und  nach  dessen  Tod  (§  1684  Abs.  1  Z.  1  und 
Abs.  2  a.  a.  0.),  bei  seiner  tatsächlichen  Verhinderung 
(§  1685  Abs.  1  a.  a.  0.)  oder  im  Fall  der  Verwirkung 
der  elterlichen  Gewalt  seitens  des  Vaters  (§  1684  Abs.  1 
Z.  2)  von  der  Mutter,  andere  Minderjährige  vom  Vor- 
mund (§  1793)  oder  Pfleger  (§  1909)  vertreten.^)  Schließt 
der  Vormund  oder  Pfleger  einen  Lehrvertrag  auf  länger 
als  ein  Jahr  ab  —  dieses  wird  die  Regel  sein  —  so 
bedarf  er  der  Genehmigung  des  Vormundschaftsgerichts 
(§§  1822  Z.6  und  1915  B.G.B.),  das  nach  §  1827  B.G.B, 
den  Mündel  vor  der  Entscheidung  über  die  Genehmigung 
hören  soll.  Mit  der  Unterlassung  dieser  Anhörung  treten 
Rechtsnachteile  nicht  ein.  Schließt  der  Vormund  oder 
Pfleger  einen  Vertrag  ohne  diese  Genehmigung  des  Ge- 
richts ab,  dann  hängt  die  Wirksamkeit  des  Vertrags  von 
der  nachträglichen  Genehmigung  des  Gerichts  ab.  §  1829. 
Den  Eltern  ist  eine  derartige  Verpflichtung,  die  Ge- 
nehmigung des  Gerichtes  einzuholen,  nicht  auferlegt. 
(§§  1643  Abs.  1  mit  1822  Z.  6.) 

Während  der  Handlungslehding  beim  Abschluß  eines 

1)  So  die  allgemeine  Ansicht,  auch  bei  Staub  Anm.  13 
und  Gold  mann  Anm.  II  2  Abs,  2  zu  §  76. 

2)  Schicker  Anm.  8  zu  §  126b. 
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Vertrags  nicht  beigezogen  zu  werden  braucht  —  ja  der 
Vertrag  kann  sogar  gegen  seinen  ausdrücklichen  Willen 
abgeschlossen  und  perfekt  werden  —  ist  in  §  126  b 
Abs.  2  G.O.  für  den  Gewerbelehrling  bestimmt,  daß  er 
den  Lehrvertrag  mit  unterschreiben  muß.  Fehlt  diese 
Unterschrift  des  Lehrlings,  so  liegt  überhaupt  kein  schrift- 
licher Lehrvertrag  vor  und  es  können  die  an  die  Schrift- 
lichkeit gebundenen  Vorschriften  des  Gesetzes  in  den 
§§  127  d  (zwangsweise  Zurückführung  des  Lehrlings) 
oder  127  f  (Entschädigungsansprüche  des  Lehrherrn  und 
Lehrlings)  nicht  zur  Anwendung  gelangen. 

Der  Lehrvertrag  kann  auch  von  dem  Erzieher  des 
Minderjährigen  abgeschlossen  werden;  für  Minderjährige, 
welche  der  Zwangserziehung  unterliegen,  kann  das  Organ, 
welchem  landesgesetzHch  die  Durchführung  der  Zwangs- 
erziehung zugewiesen  ist^),  Lehrverträge  abschließen  und 
zwar  unter  Ausschaltung  der  Mitwirkung  des  Lehrlings, 
der  Eltern  desselben  oder  des  Vormundschaftsgerichtes. 

Beim. Abschluß  eines  Lehrvertrags  für  einen  Minder- 
jährigen sind  zwei  Fälle  möglich,  es  kann  der  Vertreter 
als  Selbstkontrahent  im  eignen  Namen  den  Vertrag  ab- 
schließen, er  kann  ihn  aber  auch  als  Vertreter  des  Lehr- 
.  lings  in  dessen  Namen  schließen.  Der  erstere  Fall  wird 
stets  auf  die  Eltern,  Pflegeeltern  und  Verwandte  zutreffen, 
weil  diese  Personen  als  Ausfluß  ihrer  Erziehungs-  und 
Unterhaltspflicht  und  ihrer  Rechte  am  Vermögen  des 
Kindes  zugleich  eigene  Interessen  beim  Abschluß  eines 
Lehrvertrags  wahrnehmen,  während  der  Vormund  und 
Pfleger  wohl  nur  in  den  seltensten  Fallen  selbst  kon- 
trahieren wollen.  Wenn  nicht  das  Gegenteil  ausdrücklich 
erklärt  wird,  wird  anzunehmen  sein,  daß  der  Vater  oder 

1)  Art.  5  bayr.  Zwangserz.-Gesetz  vom  10.  V.  1902  und  §  21 
bayr.  Min.-Bek.  vom  28.  VI.  1902,  die  Distriktsverwaltungsbehörden.. 
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die  Mutter  im  eigenen  Namen  an  Stelle  des  Lehrlings 
handeln  wollten  Die  praktische  Folge  ist  die,  daß 
der,  welcher  im  eigenen  Namen  handelt  (der  Selbst- 
kontrahent), auch  ohne  eigenes  Verschulden  für  die  Er- 
füllung des  Vertrags  durch  den  Lehrling  haftet,  daß  er 
mit  andern  Worten  für  den  aus  dem  Vertragsbruch  durch 
den  Lehrling  dem  Lehrherrn  entstehenden  Schaden  ein- 
zutreten hat,  doch  im  Zweifel  nicht  weiter,  als  der  Lehr- 
ling selbst  einstehen  würde,  wenn  er  den  Vertrag  selbst 
geschlossen  hätte,  und  auch  nur  insoweit,  als  der  Lehr- 
herr selbst  die  Grenzen  des  Lehrvertrags  innehält.-) 
Schließt  aber  der  gesetzliche  Vertreter  den  Vertrag  im 
Namen  des  Lehrlings  ab,  so  treten  die  gewöhnlichen 
gesetzlichen  Folgen  ein,  d.  h.  es  haftet  der  Lehrling  und 
der  gesetzliche  Vertreter  nur  für  eigenes  Verschulden^); 
dasselbe  gilt,  wenn  der  minderjährige  Lehrling  persön- 
lich kontrahiert,  aber  die  Genehmigung  des  gesetzlichen 
Vertretes  benötigt  und  erhält;  doch  haben  die  Inhaber 
der  elterlichen  Gewalt  den  Lehrherrn  in  seinen  Aufgaben 
zu  unterstützen,  ihm  beizustehen,  daß  er  seine  Ansprüche 
gemäß  dem  Vertragsinhalt  durchzusetzen  vermag,  ins- 
besondere daß  der  Lehrling  in  seinem  Dienste  aus- 
harrt.*) Andrerseits  muß  -aber  auch  der  Lehrherr  die 
Eltern  stets  auf  dem  Laufenden  über  das  Betragen  des 
Lehrlings  halten,  damit  diese  die  ihnen  kraft  ihrer  elter- 
lichen Gewalt  zustehenden  Maßnahmen  zur  Beiseitigung 


1)  Horrwitz  §  33  D  Abs.  4  S.  160;  Deiters  §  3  S.  24 
und  Düringer-Hachenburg  Anm.  3  Abs.  2  zu  §§  77. 

2)  Se uff  erts  Archiv  für  Entscheidungen  der  obersten  Ge- 
richte Bd.  28  S.  49. 

3)  Horrwitz  S.  160. 

4)  Lehmann-Ring  Anm.  3  zu  §  76  und  die  dort  zitierte 
Entscheidung  des  R.O.H.G.  XIII  Nr.  37. 
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der  Mißstände  treffen  können.^)  Dies  wird,  insbesondere 
beim  Handlungslehrling,  des  öfteren  notwendig  sein,  da 
ja  dieser  nicht  der  Disziplinargewalt  des  Lehrherrn  unter- 
worfen ist;  beim  Gewerbelehrling  wird  es  der  väterlichen 
„Zuchtrute''  nicht  so  oft  bedürfen,  weil  die  CO.  in  §  127  a 
den  Gewerbelehrling  unter  die  väterliche  Zucht  des  Ge-  ^ 
werbelehrherrn  stellt.  Wenn  die  Eltern  oder  der  Vormund 
die  nachgesuchte  Hilfeleistung  verweigern  oder  nicht  in 
dem  erforderlichen  Umfang  gewähren,  sind  sie  dem 
Lehrherrn  zu  dem  Schadenersatz  verpflichtet,  auf  den  er 
kraft  des  Kausalzusammenhangs  zwischen  dem  Ver- 
schulden des  Lehrlings  und  der*  ungenügenden  Ausübung 
des  väterlichen  Züchtigungsrechts  einen  rechtlichen  An- 
spruch hat.'^) 

Angenommen,  ein  Dritter,  dem  keinerlei  gesetzliche 
Vertretungsbefugnis  zur  Seite  steht,  z.  B.  ein  Bruder, 
Schwager  etc.,  schließt  für  einen  Lehrling  einen  Lehr- 
vertrag ab,  so  ist  dieser  Vertrag,  wenn  er  die  nachträg- 
liche Genehmigung  der  zum  Abschluß  tatsächlich  be- 
rechtigten Personen  findet,  giltig,  der  Dritte  ist  aber  auf 
jeden  Fall  als  Selbstkontrahent  mit  den  möglicherweise 
sich  für  einen  solchen  aus  einem  Vertragsbruch  er- 
gebenden Folgen  zu  betrachten.^) 

Wird  für  einen  Volljährigen  ein  Lehrvertrag  abge- 
schlossen und  gibt  dieser  Volljährige  den  Bestimmungen, 
die  andere  für  ihn,  als  seine  Vertreter,  vereinbart  haben^ 
durch  Eintritt  in  das  Lehrverhältnis  Folge,  so  tritt  irgend 
eine  Haftung  dieser  Vertreter  nicht  ein,  da  infolge  des 
Vorhandenseins  des  eigenen  Bestimmungsrechts  bei  dem 
Volljährigen  angenommen  werden  muß,  daß  die  Verein- 

1)  Ähnlich  W^apler  S.  19;  Bloch  S.23;  Deiters  S.  24,  25. 

2)  Siehe  auch  Bloch  S.  23  §  5  II  a  E. 

3)  So  auch  W^apler  S.  20. 
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barungen  von  ihm  gewollt  und  in  seiner  Vertretung  mit 
Wirkung  für  ihn  abgegeben  worden  seien.  ^) 

Ohne  Einfluß  auf  die  Rechtslage  bleibt  es,  wenn  der 
Lehrling  noch  während  der  Dauer  des  Lehrverhältnisses 
volljährig  wird;  er  ist  und  bleibt  durch  die  vor  diesem 
Zeitpunkt  getroffenen  Abmachungen  seines  Vertreters 
mit  dem  Lehrherrn  gebunden;  dafür  genießt  er  auch  die 
Wohltat,  daß  eine  Haftung  nach  Eintritt  seiner  Volljährig- 
keit, solange  er  noch  Lehrling  ist  %  nicht  besteht,  voraus- 
gesetzt, daß  der  gesetzliche  Vertreter  im  eigenen  Namen 
kontrahiert  hat.  Andrerseits  haftet  der  volljährig  ge- 
wordene Lehrling  allein. 

Nach  allgemeinen  Grundsätzen  ist  die  Frage  zu  be- 
urteilen, ob  und  inwieweit  dem  Lehrling  aus  Verträgen, 
die  andere  im  eigenen  Namen  geschlossen  haben,  dem 
Lehrherrn  gegenüber  Rechte  entstehen.  Ist  der  Selbst- 
kontrahent Vater  oder  Mutter,  so  ist  anzunehmen,  daß 
der  Lehrling  Rechte  nicht  erwerben  soll,  solange  wenigstens 
die  Eltern  leben.  Nach  dem  Tode  muß  man  ihm  den 
Erwerb  von  selbständigen  Rechten  zubilligen.^) 

§  10.  c)  Die  Form  des  Lehrvertrags. 

Das  Prinzip  des  formlosen  Abschlusses  von  Ver- 
trägen bildet  in  unserer  modernen  Zelt  die  Regel  und 
ist  auch  in  fast  alle  Gesetze  übergegangen.  Auch  die 
Lehrverträge  des  Handels-  und  Gewerberechts  sind- 
grundsätzlich  an  keine  Form  gebunden.  Doch  hat  dieser 
Grundsatz  der  Formlosigkeit  gewisse  Stöße  erlitten,  in- 
dem sowohl  beim  Handels-  als  insbesondere  beim  Ge- 

1)  Horrwitz  S.  16L 

2)  So  Deiters  S.  25;  unklar  Horrwitz  S.  16L 

3)  So  auch  Lehmann-Ring  Anm.  3  Abs.  4  zu  §  76: 
Wapler  S.  20. 
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werbelehrvertrag  an  den  Mangel  der  Schriftlichkeit  bei 
Vertragsabschluß  gewisse  nachteilige  Folgen  privatrecht- 
licher Natur  geknüpft  sind  und  der  Gewerbelehrherr,  der 
den  Gewerbelehrvertrag  nicht  ordnungsgemäß  abschließt, 
mit  Geldstrafe  bis  zu  20  Mk.  bezw.  mit  Haft  bis  zu 
3  Tagen  für  jeden  Fall  der  Zuwiderhandlung  bedroht  ist 
(§  150  Z.  4  a  G.O.);  eine  strafrechtliche  Haftung  des 
kaufmännischen  Lehrherrn  kommt  nicht  in  Frage. 

Es  ist  aber  trotzdem  daran  festzuhalten,  daß  ein 
formloser  mündlicher  Lehrvertrag  gewerblicher  oder 
handelsrechtlicher  Natur  stets  rechtsgiltig  ist.  Es  herrschte 
ja  wohl  das  Bestreben,  die  schriftliche  Form  obligatorisch 
zu  machen,  allein  im  Interesse  des  Schutzes  des  Lehr- 
lings, der  bei  einem  unter  Außerachtlassung  der  obli- 
gatorisch vorgeschriebenen  schriftlichen  Form  abge- 
schlossenen Vertrag  von  seinem  Meister  stets  vor  die 
Türe  gesetzt  werden  könnte,  hat  man  hievon  ab- 
gesehen. 

Wird  aber  der  Vertrag  schriftlich  abgeschlossen, 
dann  muß  er  den  über  die  Schriftlichkeit  geltenden  Vor- 
schriften des  B.G.B,  genügen,  d.  h.  er  muß  von  den 
Vertragsteilen  eigenhändig  durch  Namensunterschrift  oder 
mittels  gerichtlich  oder  notariell  beglaubigten  Handzeichens 
unterzeichnet  werden  (§  126  Abs.  1  B.G.B.).  Die  Unter- 
zeichnung der  Parteien  muß  entweder  auf  derselben  Ur- 
kunde erfolgen  oder  der  Lehrherr  muß  die  für  den 
Lehrling  oder  dessen  gesetzlichen  Vertreter  bestimmte 
gesetzliche  Vertragsurkunde  unterzeichnen  und  sie  dem 
andern  Teil  aushändigen  und  umgekehrt.  Briefwechsel 
^§  127  B.G.B.)  genügt  nicht,  um  die  Schriftlichkeit  zu 
begründen,  da  es  sich  bei  einem  Lehrvertrag  stets  um 
die  gesetzliche,  nicht  aber  um  die  durch  Rechtsgeschäfte 
vorgeschriebene  Form  handelt. 
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§  126  b  G.O.  schreibt  die  Schriftlichkeit  des  Ge- 
werbelehrvertrags besonders  vor,  doch  handelt  es  sich 
hier  nur  um  eine  Ordnungsvorschrift,  wie  sich  aus  den 
§§  127  d  und  127  f  G.O.  klar  und  deutlich  ergibt,  denn 
dort  ist  ausdrücklich  darauf  verwiesen,  daß  die  Rechte 
des  Lehrherrn  auf  Rückkehr  des  entlaufenen  Lehrlings 
und  auf  Entschädigung  bei  vorzeitiger  Beendigung  des 
Lehrverhältnisses  nur  dann  zur  Geltung  gebracht  werden 
können,  wenn  der  Lehrvertrag  schriftlich  abgeschlossen 
worden  ist.  Eine  Bedingung  der  Rechtsgiltigkeit  des 
Vertrags  ist  die  schriftliche  Form  nicht;  der  Gewerbe- 
lehrherr bleibt  auch  beim  Fehlen  eines  schriftlichen  Ver- 
trags für  die  Einhaltung  der  übernommenen  Pflichten 
zivil-  und  strafrechtlich  haftbar.^)  Es  darf  demnach  aus 
dem  Mangel  eines  schriftlichen  Gewerbelehrvertrags  nichts 
gegen  die  Annahme  eines  Lehrverhältnisses  geschlossen 
werden.  Wie  die  entgegengesetzte  Ansicht  Hilse's^) 
mit  den  Vorschriften  der  §§  127  d  u.  f.  zu  vereinigen 
ist,  bleibt  das  Geheimnis  dieses  Schriftstellers.  Natürlich 
muß  der  Gewerbelehrvertrag  ordnungsmäßig  d.  h.  den 
Vorschriften  der  G.O.  und  des  §  126  Abs.  1  und  2  des 
B.G.B,  entsprechend  abgeschlossen  sein,  wenn  Ansprüche 
aus  dem  Vertrag  im  Sinne  der  §§  127  d  und  127  f  er- 
hoben werden  sollen.  Daß  der  Gewerbelehrvertrag  im 
Gegensatz  zum  Handlungslehrvertrag  vom  Lehrling  und 
dessen  gesetzlichen  Vertreter  zu  unterschreiben  und  in 
einem  Exemplar  dem  gesetzlichen  Vertreter  des  Lehrlings 
auszuhändigen  ist,  wurde  oben  im  §  6  schon  erwähnt. 
Unterschreibt  z.  B.  der  Lehrling  nicht,  so  kann  der  Lehr- 
herr, wenn  der  Lehrling  entläuft,  den  Anspruch  auf 

1)  So  auch  L Otmar  I  S.  248;  Schicker  Anm.  2  Abs.  2 
zu  §  126  b. 

2)  Landmann  Anm.  2  zu  §  126b. 
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Rückkehr  des  Lehrlings  nicht  geltend  machen,  er  kann 
höchstens  das  Arbeitsbuch  des  Gewerbelehrlings  zurück- 
behalten.^) 

Handels-  und  Gewerberecht  haben  in  der  Frage  der 
Schriftlichkeit  des  Lehrvertrags  bei  aller  Verschiedenheit 
das  Gemeinsame,  daß  der  Lehrherr  Ansprüche  wegen 
unbefugten  Austritts  aus  der  Lehre  gegen  den  Lehrling 
nur  aus  einem  schriftlich  abgeschlossenen  Vertrag  ab- 
leiten kann,  gleichviel  ob  die  Ansprüche  vertragliche  oder 
gesetzliche  sind  §  79  H.G.B,  und  127  f  G  0.  Wenn  der 
Vertrag  vom  gesetzlichen  Vertreter  in  dessen  eigenen 
Namen  abgeschlossen  ist,  so  kann  dieser  selbständig 
schadenersatzpflichtig  gemacht  werden,  einerlei  ob  der 
Vertrag  schriftlich  abgeschlossen  worden  ist  oder  nicht, 
denn  es  handelt  sich  dabei  nicht  um  einen  Anspruch 
gegen  den  Lehrling  (§  79  H.G.B.).  2) 

Für  das  Gewerberecht  gilt  noch  die  Besonderheit, 
daß  Entschädigungsansprüche  wegen  einer  während  der 
Prob ezeit-o der  infolge  des  Todes  des  Lehrherrn  erfolgten 
Auflösung  des  Lehrüngsverhältnisses  nur  geltend  gemacht 
werden  können,  wenn  dies  in  dem  Lehrvertrag  unter 
Festsetzung  der  Art  und  Höhe  der  Entschädigung  ver- 
einbart ist  §  127  f  S.  2  G.O. 

Merkwürdig  mutet  es  an,  daß  hier  das  Gesetz  dem 
Lehrling  bei  Vorliegen  eines  durch  dieses  Gesetz  selbst 
eingeführten  Beendigungsgrundes  für  das  Lehrverhältnis, 
nämlich  beim  Tode  des  Lehrherrn  (Abs.  4  zu  §  127  b) 
Schadenersatzansprüche  zubilligt".  Wie  allerdings  solche 
Ansprüche  rechtlich  zu  begründen  sind,  ist  schwer  zu. 
sagen.  Der  Lehrherr  muß  seine  Erben  letzten  Endes  in 

1)  So  Landmann  Anm.  3  Abs.  2  zu  §  127  d. 

2)  Auch  für  das  Gewerberecht  zutreffend.  Vgl.  Deiters 
S.  26;  Brand  Anm.  2  b  zu  §  79. 
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dem  Vertrag  gegen  „privatrechtliche"  Folgen  seines 
Todes  schützen.  Auf  jeden  Fall  ist  sowohl  dem  kauf- 
männischen als  dem  gewerblichen  Lehrherrn  eine  genaue 
Fixierung  der  für  das  Lehrverhältnis  geltenden  Be- 
stimmungen anzuraten. 

Während  das  H.G.B,  für  den  Lehrvertrag  einen 
notwendigen  Inhalt  nicht  vorschreibt,  also  den  Parteien 
vollkommen  freie  Hand  in  der  Vereinbarung  von  Ver- 
tragsbedingungen läßt,  hat  die  Gewerbeordnung,  wie 
schon  vorübergehend  erwähnt,  im  §  126b  Abs-  1  das 
Minimum  von  Vorschriften  für  den  notwendigen  Inhalt 
eines  gewerblichen  Lehrvertrags  dahin  fixiert,  daß  er 
enthalten  muß : 

L  Die  Bezeichnung  des  Gewerbes  und  des  Zweiges 
der  gewerblichen  Tätigkeit,  in  welchem  die  Aus- 
bildung erfolgen  soll. 

2.  Die  Angabe  der  Dauer  der  Lehrzeit. 

3.  Die  Angabe  der  gegenseitigen  Leistungen. 

4.  Die  gesetzlichen  und  sonstigen  Voraussetzungen, 
unter  welchen  die  einseitige  Auflösung  des  Ver- 
trags zulässig  ist. 

Eine  Verletzung  dieser  Vorschrift  zieht  die  oben  er- 
wähnten nachteiligen  Folgen  nach  sich. 

Der  Gewerbelehrvertrag  ist  kosten-  und  stempelfrei 
§  126  Abs.  4  G.G.  Damit  ist  die  Anwendung  von 
landesrechtlichen  Bestimmungen  über  die  Erhebung  von 
Gebühren  bei  schriftlichen  Privatverträgen  ausgeschlossen. 
Nicht  so  beim  kaufmännischen  Lehrvertrag,  hier  können 
Taxen  festgesetzt  werden. 
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d)  Der  Inhalt  des  Lehrvertrags. 

1.  §  11.    Die  Lehr-  und  Erziehungpilicht  des 
Lehrherrn. 

1.  Die  vornehmsten  PfUchten  des  Lehrherrn  ergeben 
sich  aus  der  Absicht  der  beiden  Vertragsteile  dahin- 
gehend, daß  die  Lehre  dazu  diene,  aus  dem  Lehrling 
einen  brauchbaren,  geschickten  und  soliden  Gehilfen  und 
schließlich  Meister  zu  machen.    Der  Lehrherr  hat  vor 
allem  zu  lehren,  d.  h.  er  hat,  wie  die  Gesetze  in  nahezu 
wörtÜcher  Übereinstimmung  sagen,  den  Lehrling  in  den 
bei  dem  Betrieb  des  Geschäftes  bezw.  Gewerbes  vor- 
kommenden Arbeiten  zum  Zweck  der  Ausbildung  ent- 
sprechend zu  unterweisen.    Diese  Unterweisung  hat  in 
der  durch  den  Zweck  der  Ausbildung  gebotenen  Reihen- 
folge und  Ausdehnung  zu  geschehen  §  76  H.G.B,  und 
§  127  G.O.    Dabei  hat  der  Lehrherr  dafür  zu  sorgen, 
daß  dem  Lehrling  nicht  Arbeitsverrichtungen  zugewiesen 
werden,  welche  seinen  körperlichen  Kräften  nicht  ange- 
messen sind.  Die  Unterweisung  erstreckt  sich,  wie  ge- 
sagt, auf  alle  im  Geschäft  und  Gewerbe  vorkommenden 
-  Arbeiten  d.  h.  der  Handlungslehrling  muß  auch  in  nicht 
kaufmännischen,  insbesondere  technischen  Arbeiten  unter- 
richtet werden^  soweit  eben  die  Kenntnisse  letzterer 
Arbeiten  zum  Betrieb  eines  Geschäftes  gehören.^)  Ge- 
wisse technische  Fertigkeiten  muß  jeder  Kaufmann  be- 
sitzen, damit  er  Qualität,  Fehlerhaftigkeit  der  Waren  richtig 
erkennen  kann  und  nicht  bei  jedem  Anlaß  auf  die  Gut- 
achten von  „Fachleuten"   angewiesen  ist.  Umgekehrt 
kann  aber  von  einem  Gewerbelehrling  nicht  Verlangt 
werden,  daß  ihn  sein  Lehrherr  in  der  Buch-  und  Rech- 
nungsführung unterweise.    Bei  der  Beratung  der  Ge- 

1)  So  auch  Wapler  S.24;  a.A.Brand  Anm.  3a  zu  §76. 
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Werbenovelle  von  1897  wurden  zwar  Anträge,  die  eine 
Pflicht  des  gewerblichen  Lehrherrn  zur  Unterrichtung 
seines  Lehrlings  in  der  Buchführung  begründen  wollten, 
gestellt.  Allein  sie  wurden  abgelehnt.  Man  ging  an- 
scheinend von  dem  Standpunkt  aus,  daß  Gewerbetreibende 
und  Handwerker  eine  technisch  richtige  Buchführung 
selbst  nicht  kennen.  Dem  gegenüber  bin  ich  der  An- 
sicht, daß  der  Lehrling  auch  bei  einem  Gewerbetreibenden 
die  Grundzüge  der  Buchführung,  wenigstens  in  ihren 
elementarsten  Anfängen,  lernen  soll  und  muß.  Ob  unter- 
geordnete Dienste,  wie  Reinigen  des  Betriebslokals,  Boten- 
gänge etc.  zu  den  in  den  Geschäftsbetrieben  vorkommenden 
Arbeiten  gehören,  wird  sich  jedesmal  nach  Lage  des 
einzelnen  Falles  richten.  Sind  solche  Dienste  vertraglich 
festgelegt,  so  wird  sich  ein  Lehrling  dagegen  nicht 
wehren  können.  Andernfalls  wird  man  der  Ansicht 
Staubst  beipflichten  müssen,  daß  der  Lehrling  auch 
den  rohen  äußern  Dienst  im  Geschäft  erlernen,  also  auch 
Nebenverrichtungen  und  weniger  diffizilen  Arbeiten  sich 
unterziehen  muß;  doch  müssen  Anforderungen  solcher  Art 
von  Seiten  des  Lehrherrn  nach  gewisser  Zeit  unterbleiben. 

Der  Lehrherr  hat  aber  auch  den  Lehrling  zum  Be- 
such einer  Fortbüdungs-  oder  Fachschule,  die  als  Unter- 
richtsanstalt der  gedachten  Art  von  der  Gemeindebehörde 
oder  vom  Staat  anerkannt  ist,  anzuhalten,  ihm  die  zum 
Besuch  erforderliche  Zeit  zu  gewähren  und  den  Schul- 
besuch zu  überwachen.  Gegenstand  der  Fortbildungs- 
schule, nicht  aber  der  Fachschule  können  nach  behörd- 
licher Anordnung  auch  militärische  Übungen  sein;  also 
muß  der  Lehrherr  darauf  sehen,  daß  der  Lehrling  solche 
Übungen  mitmacht.^)  Eine  Ausnahme  für  den  Haiidlungs- 

1)  staub  Anm.  7  zu  §  76. 

2)  Vgl.  Sörgel  1914/15  S.  62. 

4* 
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lehrling,  soweit  dieser  über  18  Jahre  alt  ist,  ist  insofern 
festgesetzt,  als  sich  die  Pflicht  des  Lehrherrn,  den  Lehr- 
ling zum  Schulbesuch  anzuhalten  und  diesen  Besuch  zu 
überwachen,  nicht  auf  diesen  erstreckt  §  76  Abs.  4  H.G.B., 
§§  120  und  139  i  G.O.,  welch  letzterer  Paragraph  für 
das  gesamte  Handelsgev^erbe  gilt.^)  Unter  allen  Um- 
ständen  hat  der  Lehrherr  die  Pflicht,  dem  Lehrling,  gleich- 
viel ob  dieser  minderjährig  oder  volljährig  ist,  die  für 
den  Besuch  der  erwähnten  Schulen  notwendige  Zeit  zu 
gewähren  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  betreffende 
Schule  nicht  gerade  in  dem  Ort,  wo  der  Lehrherr  sein 
Geschäft  oder  sein  Gewerbe  betreibt,  aber  auch  nicht 
allzuweit  davon  entfernt  sich  befindet.  Der  Grundsatz  ist 
eben  der,  daß  der  Lehrling  jede  sich  bietende  Gelegen- 
heit zu  seiner  Aus-  und  Durchbildung  benützen  soll. 
Selbst  dann,  wenn  die  geschäfüichen  Interessen  des  Lehr- 
herrn mit  dem  Interesse,  welches  der  Lehrling  an  seiner 
gehörigen  Ausbildung  hat,  kollidieren,  hat  das  geschäft- 
liche Interesse  des  Lehrherrn  zurückzustehen.^)  Hat  z.  B 
der  Lehrherr  einen  dringenden  Auftrag,  der  unter  dem 
Zwang  einer  Vertragsstrafe  für  den  Fall  der  verspäteten 
Lieferung  steht,  auszuführen^  und  kann  er  die  Arbeit  ohne 
Hilfe  des  Lehrlings  nicht  rechtzeitig  abliefern,  so  steht 
ihm  nicht  das  Recht  zu,  den  Lehrling  vom  Schulbesuch 
etwa  mit  der  Begründung  zurückzuhalten,  daß  er  ohne 
den  Lehrling  seinen  Vertragsverpflichtungen  nicht  nach- 
kommen könne. 

Die  Ausbildung  des  Lehrlings  ist  nicht  überstürzt 
vorzunehmen,  sondern  „plangemäß  und  methodisch".^) 

1)  Schicker  Anm.  2  Abs.  2  zu  ^5  139i  und  Landmann 
Anm.  1  zu  §  139  i. 

2)  So  Landmann  Anm.  4  zu  §  127. 

3)  Wapler  S.  25. 
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Der  Lehrherr  wird  den  Lehrling  von  den  einfacheren 
Einrichtungen  und  Vorgängen  zu  den  schwierigeren  empor- 
führen.  Dabei  darf  er  den  Lehrling  zu  häuslichen  rein 
persönlichen  Arbeitsleistungen  nur  insoweit  verwenden, 
als  sich  dies  mit  dem  Zweck  seiner  Ausbildung  noch 
vereinbaren  läßt^);  es  darf  dem  Lehrling  die  zu  seiner 
Ausbildung  erforderliche  Zeit  und  Gelegenheit  nicht  ent- 
zogen werden;  eine  solche  Entziehung  wird  dann  anzu- 
nehmen sein,  wenn  eine  Beschäftigung  mit  niederen 
häuslichen  Dienstleistungen  über  Gebühr  lange  stattfindet. 
Beim  Gewerbelehrling  ist  eine  solche  Verwendung  ganz 
verboten,  wenn  er  im  Hause  des  Lehrherrn  weder  Kost 
noch  Wohnung  erhält  §  127  Abs.  2  G.G. 

Die  Ausbildung  hat  aber  auch  in  der  durch  ihren 
Zweck  gebotenen  Ausdehnung  vor  sich  zu  gehen,  oder, 
wie  die  Gewerbeordnung  sich  ausdrückt,  dem  Lehrling 
dürfen  nicht  Arbeitsverrichtungen  zugeschoben  werden, 
die  seinen  körperlichen  Kräften  nicht  angemessen  sind. 
Es  kommt  ja  in  der  Praxis  leider  nicht  selten  vor,  daß 
junge,  kaum  der  Schule  entwachsene  Lehrlinge  zu  Ar- 
beiten angehalten  werden,  die^e  Kräfte  eines  Erwachsenen 
erfordern.  Zieht  sich  bei  solchen  schweren  Arbeiten  der 
Lehrling  ein  Leiden  (Bruch,  Sehnenverzerrung)  zu,  so 
haftet  der  Lehrherr  zivilrechtlich  wegen  Vertragsverletzung 
und  macht  sich  sogar  strafbar.^) 

Hier  ist  auch  die  Pflicht  des  Lehrherrn,  die  Dauer 
der  Arbeitszeit  nicht  allzulang  auszudehnen;  einschlägig; 
an  und  für  sich  besteht  für  Lehrlinge  keine  gesetzlich 
festgesetzte  Arbeitszeit;  Überstunden  muß  der  Lehrling, 
in  dringenden  Fällen  unentgeltlich  leisten.  Allein  an 
Sonn-  und  Festtagen  darf  der  Lehrling  sowohl  im  kauf- 

1)  So  auch  Landmann  Anm.  9  Abs.  3  zu  §  127. 

2)  Vgl.  E.  d.  bayr.  obersten  Landgerichts  in  Z.S.  Bd.  2  S.  L 


—    54  — 


männischen  als  auch  im  Gewerbebetriebe  nur  in  den  im 
§  105  a— §  105  i  G.O.,  die  nach  §  154  Abs.  1  G.O. 
auch  für  Handlungslehrlinge  gelten,  vorgesehenen  Fällen, 
also  nur  im  beschränkten  Umfange  zur  Arbeit  verwendet 
werden,  zur  Aufrechterhaltung  der  gesetzlichen  Sonntags- 
ruhe ist  demnach  der  Lehrherr  dem  Lehrling  gegenüber 
unbedingt  verpflichtet. 

IL  Die  weiteren  Pflichten  des  Lehrherrn  sind  eduka- 
torischer  Natur  und  liegen  auf  moralischem  Gebiet.  Der 
Lehrling,  meist  sehr  jung,  ein  halbes  Kind  noch,  wird, 
wie  dies  meist  geschieht,  dem  Sorgenkreis  der  Eltern 
entzogen  und  in  einen  fremden  Familienzirkel  eingeführt. 
Für  diese  Fälle  schreibt  das  Gesetz  vor,  daß  der  Lehr- 
herr den  Lehrling  zur  Arbeitsamkeit  und  guten  Sitten 
anhalten  (§  76  Abs.  3  H.G.B,  und  §  127  Abs.  1  Satz  2 
G-0.),  vor  Ausschweifungen  bewahren  und  vor  Mißhand- 
lungen seitens  der  Arbeits-  und  Hausgenossen  zu  schützen 
hat.  (§  77  Abs.  3  und  §  71  Z.  4  H.G.B.,  §  127  Abs.  1 
G.G.)  Die  Pflicht  des  kaufmännischen  Lehrherrn,  den 
Lehrling  vor  ausschweifendem  Lebenswandel  zu  schützen, 
ergibt  sich  von  selbst  aus  seiner  Pflicht  auch  hinsichtlich 
seiner  Charakterbildung  auf  den  Lehrling  einzuwirken; 
das  H.G.B,  braucht  diese  Pflicht  also  nicht  besonders 
hervorzuheben,  wie  dies  in  der  G.G.  geschehen  ist.^) 

Weiter  hat  der  Lehrherr  die  Pflicht,  dem  Lehrling 
zum  Besuch  des  Gottesdienstes  an  Sonn-  und  Festtagen 
Zeit  und  Gelegenheit  zu  geben;  eine  Pflicht,  ihn  zu 
diesem  Besuch  anzuhalten,  besteht  nicht.  Wenn  vor- 
mittags und  nachmittags  Gottesdienste  stattfinden  und 
das  Geschäft  nur  vormittags  geöffnet  ist,  so  ist  natürlich  der 
Lehrherr  nicht  verpflichtet,  dem  Lehrling  zum  Besuch  des 
Gottesdienstes  am  Vormittag  Zeit  zu  gewähren.  Findet  der 

1)  Düringer-Hachenburg  Anm.  6  zu  §  76. 
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Gottesdienst  nur  in  einem  benachbarten  Ort  statt,  so 
muß  der  Lehrherr  damit  einverstanden  sein,  daß  der 
Lehrling  den  Gottesdienst  im  benachbarten  Ort  besucht, 
Fasttage  sind  nur  die  allgemeinen  als  solche  anerkannten. 

Eine  Reihe  von  Verpflichtungen  obliegen  dem  Lehr- 
herrn vom  Standpunkt  der  Arbeiterschutzbestimmungen 
der  §§  120  a— f  G.O.  und  des  §  62  H.G.B.,  der  nach 
§  76  Abs.  1  H.G.B,  auch  auf  Handlungslehrlinge  anv^endbar 
ist.  Darnach  ist  der  Lehrherr  insbesondere  verpflichtet: 

a)  Arbeitsräume,  Vorrichtungen,  Gerätschaften,  Ma- 
schinen etc.  so  einzurichten  und  zu  unterhalten  und  den 
Geschäfts-  bezw.  Gewerbebetrieb  und  die  Arbeitszeit  so 
zu  regeln,  daß  der  Lehrling  gegen  Gefahren  für  Leben 
und  Gesundheit,  sov^eit  es  die  Natur  des  Betriebes  ge- 
stattet, geschützt  ist  (§  62,  bezw.  §  120  a). 

b)  Die  Einrichtungen  zu  treffen  und  zu  unterhalten 
und  die  Vorschriften  über  das  Verhalten  der  Arbeiter  im 
Betriebe  zu  erlassen,  welche  zur  Aufrechterhaltung  der 
guten  Sitten  erforderlich  sind  (z.  B.  getrennte  Arbeits-, 
Wasch-  und  Aborträume  §  120  b,  bezw.  §  62). 

Für  den  meistzutreffenden  Fall,  daß  der  Lehrling  in 
die  häusliche  Gemeinschaft  des  Lehrherrn  aufgenomm.en 
ist,  hat  das  H.G.B,  im  §  62  Abs.  2,  der  aus  dem  B.G.B, 
übernommen  worden  ist,  besümmt,  daß  der  Prinzipal  in 
Ansehung  des  Wohn-  und  Schlafraumes,  der  Verpflegung 
während  der  Arbeits-  und  Erholungszeit  diejenigen  Ein- 
richtungen und  Anordnungen  zu  treffen  hat,  welche  mit 
Rücksicht  auf  die  Gesundheit,  Sittlichkeit  und  Religion 
erforderlich  sind.  Dabei  kann  aber  die  Natur  des  Be- 
triebs selbst  Schranken  ziehen,  so  z.  B.  bei  Zigarren- 
fabriken, bei  Betrieben  mit  giftigen  Stoffen,  Pulverfabriken, 
chemiischen  Betrieben  etc.  Die  häusliche  Gemeinschaft 
wird  dann  anzunehmen  sein,  wenn  der  Lehrling  Wohnung 
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und  Beköstigung  oder  nur  Wohnung  oder  nur  Be- 
köstigung erhält.  ^) 

All  diese  Vorschriften  gelten  nach  §  618  Abs.  2 
B.G.B.,  der  hier  mit  Rücksicht  auf  die  allgemeine  soziale 
Wichtigkeit  der  Vorschrift  unter  weitgehender  Inter- 
pretation der  Bestimmungen  des  §  127  und  §  120  a  u.  b 
der  G.O.  analog  anzuwenden  sein  wird,  auch  für  den 
Oewerbelehrling,  wenn  er  MitgHed  der  häuslichen  Ge- 
meinschaft des  Lehrherrn  geworden  ist. 

Zur  ordnungsmäßigen  Verpflegung  ist  der  Lehrherr 
verpflichtet,  jedoch  nicht  zu  mehr,  als  er  selbst  für  sich 
und  seine  Familie  aufzuwenden  gewohnt  ist.  Diese  Ver- 
pflegungspflicht des  Lehrherrn  ist  im  weitesten  Sinne 
auszulegen;  so  hat  der  Lehrherr  im  Fall  einer  Erkrankung 
des  ,. Lehrlings  in  häusHcher  Gemeinschaft"  für  recht- 
zeitige ärztliche  Hilfe,  für  Beschalf ung  der  Arzneimittel, 
für  Wart  und  Pflege,  Beaufsichtigung  des  Kranken  und 
Anwendung  von  zulässigen  Zwangsmitteln  bei  Ablehnung 
der  ärztlichen  oder  sonstigen  Hilfe  zu  sorgen.^)  Die 
Rücksicht,  die  der  Lehrherr  auf  die  Religion  des  Lehr- 
lings zu  nehmen  hat,  ist  von  subjektiven  Gesichtspunkten, 
nicht  von  der  Verkehrssitte  aus  zu  beurteilen,  da  der 
Lehrherr  nach  der  Ansicht  der  meisten  Schriftsteller  nur 
auf  das  subjektive  religiöse  Empfinden  des  Lehrlings 
Rücksicht  zu  nehmen  hat;  zudem  hat  die  einschlägige 
Gesetzesbestimmung  öffentlich-rechüichen  Charakter,  kann 
also  von  der  Verkehrssitte  nicht  tangiert  werden^);  sie 
will  ja  gerade  Mißbräuchen,  die  sich  im  Verkehr  heraus- 
gebildet haben  oder  noch  herausbilden  könnten,  im 

1)  Goldmann  Anm.  2  II  und  Brand  Anm.  5  zu  §  62. 

2)  So  Wapler  S.  27. 

3)  So  Staub  Anm. 6,  Brand  Anm.5  zu  §  62;  Horrwitz 
23  II  1  b  S.  102,  103;  a.  A.  Düringer-Ha-chenb  urg  Anm.  8 

Abs.  2  zu  §  62. 
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öffe'ntlich-rechtlichen  Interesse  entgegentreten,  dieses 
geht  aber  nicht  dahin,  der  Religion  als  solcher  eine 
schützende  und  unterstützende  Hilfe  zu  gewähren,  sondern 
nur  das  religiöse  Empfinden  des  betreffenden  Lehrlings 
zu  schonen  und  zu  schützen.  Dies  gilt  natürlich  nur  so 
weit,  als  der  Lehrling  schon  der  Schule  entwachsen  ist. 
Verletzt  der  Lehrherr  seine  Pflichten  gegenüber  den  in 
die  häusliche  Gemeinschaft  aufgenommenen  Lehrlingen, 
so  haftet  er  nach  der  ausdrücklichen  Bestimmung  des 
§  62  Abs.  3  H.G.B,  gemäß  den  Vorschriften  des  B.G.B, 
über  unerlaubte  Handlungen  (§§  842—846).')  Es  kann 
-aber  ,  den  Lehrherrn  auch  eine  Haftung  nach  §  832  Abs.  2 
B  G.B.  treffen,  da  auf  ihn  ohne  Zweifel  die  für  Aufsichts- 
pflichtige geltenden  Vorschriften  anwendbar  sind.  Bemerkt 
sei  hier  noch,  daß  der  Lehrherr  auch  verpflichtet  ist  da- 
für zu  sorgen,  daß  der  Lehrling,  sobald  er  das  16.  Lebens- 
jahr vollendet  hat,  seiner  Versicherungspflicht  nach  den 
Vorschriften  der  R.V.Q.  genügt;  regelmäßig  wird  die  Er- 
füllung dieser  Pflicht  nicht  Sache  des  Lehrlings,  sondern 
des  Lehrherrn  sein. 

Der  Schutz  des  Lehrlings  gegenüber  den  Anordnungen 
seines  Lehrherrn  besteht,  wie  schon  wiederholt  ausgeführt, 
in  der  zivilrechüichen  Haftung  desselben  wegen  Vertrags- 
verletzung. (Kündigungsrecht  des  Lehrlings,  Klage  auf 
Erfüllung,  Schadenersatz  oder  eventuell  Rückgewähr  des 
Lehrgeldes),  aber  auch  strafrechüich  wird  den  Vorschriften 
über  die  Pflichten  des  Lehrherrn  durch  die  Bestimmungen 
der  §§  82  Abs.  1  H.G.B,  und  148  Z.  9  G.G.  der  erforder- 
liche Nachdruck  verliehen,  darnach  trifft  Geldstrafe  bis 
zu  150  Mk.  bezw.  Haft  bis  zu  4  Wochen  denjenigen 
Lehrherrn  oder  dessen  tatsächlichen  gesetzlichen  Vertreter 

1)  Einzelheiten  auszuführen,  liegt  nicht  im  Rahmen  dieser 
Abhandlung. 
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(§  151  Abs.  1  G.O.),  der  die  gesetzlich  ihm-  ob- 
liegenden Pflichten  gegen  die  ihm  anvertrauten  Lehrlinge 
verletzt. 

Das  Erziehungsrecht  des  Lehrherrn  im  Handel  und 
Gewerbe  kann  nicht  in  Frage  gestellt  werden,  alle  aus 
diesem  Erziehungsrecht  resultierenden  Pfhchten  des  Lehr- 
herrn wie  Beaufsichtigung  des  Lehrlings,  Überwachung 
seines  sittlichen  Lebenswandels,  Anhalten  zur  Folgsam- 
keit und  Treue,  zu  Fleiß  und  anständigem  Betragen,  sind 
streng  von  ihm  zu  beobachten.  Daneben  ergibt  sich 
dem  gewerblichen  Lehrling  gegenüber  jedoch  noch  eine 
besondere  Pflicht  seines  Lehrherrn,  insofern  als  dieser 
das  väterliche  Züchtigungsrecht  über  den  Lehrling  hat, 
so  lange  er  nicht  das  21.  Lebensjahr  erreicht  hat  §127a 
Abs.  1  0.0.  Ein  solches  Züchtigungsrecht  hat  der  kauf- 
männische Lehrherr  nicht,  die  Unzulässigkeit  einer  auch 
nur  mäßigen  Züchtigung  des  Handlungslehrlings  ist  klar 
an  der  Hand  des  §  77  Abs.  3  H.O.B,  festzustellen,  der 
wiederum  auf  §  71  verweist,  in  dessen  Ziffer  4  dem 
Prinzipal  Tätlichkeiten  gegenüber  dem  Handlungs- 
gehilfen und  sonach  auch  gegenüber  dem  Lehrling 
verboten  sind. 

Das  Züchtigungsrecht  des  gewerblichen  Lehrherrn 
und  Handwerkers  muß  in  mäßigen  Grenzen  ausgeübt 
werden,  übermäßige  (Ohrfeige,  die  das  Trommelfell  ver- 
letzt) und  unanständige  (Entblößung  von  Körperteilen) 
Züchtigungen  sowie  jede  die  Gesundheit  des  Lehrlings 
gefährdende  Behandlung  ist  verboten.  Zuwiderhand- 
lungen machen  den  Lehrherrn  aus  §  148  Z.  9  0.0.  und 
eventuell  aus  §  223  ff.  R.St.G  B.  strafbar;  ein  Lehrherr, 
der  den  Lehrling  übermäßig  züchtigt  und  an  der  Ge- 
sundheit beschädigt,  ist  nach  §  230  Abs.  2  R.St.G.B. 
wegen  qualifizierter  fahrlässiger  Körperverletzung  zu  be- 
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strafen,  weil  er  seine  Berufspflicht  bei  der  Züchtigung 
verletzt  hat.  ^) 

Auch  Mißbrauch  des  Züchtigungsrechts  ist  Verletzung 
der  aus  dem  Lehrvertrag  entspringenden  Vertragspflichten. 

Dem  mit  der  Ausbildung  des  Lehrlings  Beauftragten 
steht  ein  Züchtigungsrecht  nicht  zur  Seite  wohl  aber 
dem  gesetzlichen  Stellvertreter  des  Gewerbetreibenden. 

2.  §  12.  Die  wichtigsten  Pflichten  des  Lehrlings. 

Besondere  Bestimmungen  über  die  Pflichten  des 
Lehrlings  enthält  nur  die  G.O.  in  §  127  a,  nicht  aber  das 
Handelsgesetzbuch;  lediglich  aus  §  72  H.G.B,  sind  ein- 
zelne Pflichten  des  Handlungslehrlings  zu  folgern,  die  sich 
zum  größten  Teil  mit  den  im  §  127  a  G.O.  für  den  Ge- 
werbelehrling aufgestellten  Vorschriften  decken.  Aus  den 
Pflichten  des  Lehrherrn  ergeben  sich  logischerweise 
Pflichten  des  Lehrlings,  da  Rechte  und  Pflichten  des 
Lehrherrn  mit  denen  des  Lehrlings  in  den  meisten  Fällen 
korrespondieren.  So  ist  aus  der  Pflicht  des  Lehrherrn, 
den  Lehrling  zu  Treue  und  Fleiß,  Aufmerksamkeit  und 
gutem  Betragen  anzuhalten,  auch  die  Pflicht  des  Lehr- 
lings, sich  diese  Eigenschaften  anzueignen  und  zu  be- 
tätigen, zu  schließen. 

Über  die  Pflicht  des  Lehrlings  zur  Leistung  der  ge- 
forderten Dienste  ist  oben  in  §  3  das  Nötige  schon  ge- 
sagt.   Diese  Dienstleistungen  können  beim  Handlungs- 

1)  E.  R.G.  in  Strafsachen  Bd.  29  S.  226.  Dort  ist  ausgeführt, 
daß  zu  den  Pflichten,  welche  Ausflüsse  der  Gewerbeausübung 
sind,  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Gesundheit  des  Lehrlings  ge- 
hört; diese  Pflichten  verletzt  ein  Gewerbemeister,  wenn  er  sich 
bei  Ausübung  des  Züchtigungsrechts  ohne  Überlegung  vom  Zorn 
hinreißen  läßt. 

2)  So  auch  Schicker  Anm.  2  Abs.  2  zu  §  127a. 
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lehrling  durch  Geldstrafen  und  Haft  nicht  erzwungen 
werden,  dagegen  ist  eine  Vollstreckung  des  Urteils,  dessen 
Tenor  auf  Leistung  der  Dienste  seitens  des  Lehrlings 
oder  auf  Rückkehr  des  Lehrlings  in  die  Lehre  lautet, 
nach  §  887  CP.O.  dergestalt  möglich,  daß  der  Lehrherr 
vom  Prozeßgericht  erster  Instanz  ermächtigt  wird,  sich 
die  Dienste  auf  Kosten  des  Lehrlings  durch  einen  Dritten 
leisten  zu  lassen. 

Beim  Gewerbelehrling  besteht  ein  Recht  des  Lehr- 
herrn, den  Lehrling  zwangsweise  durch  die  Polizeibehörde 
in  die  Lehre  zurückführen  zu  lassen  §  127  d  G.O. 

Obenan  steht  die  Pflicht  des  Lehrlings  zur  Treue. 
Er  hat  das'  Interesse  des  Lehrherrn  als  sein  eigenes  zu 
betrachten,  er  darf  ihn  nicht  bestehlen,  betrügen  oder 
sonst  schädigen,  er  darf  die  Konkurrenzunternehmungen 
nicht  etwa  aus  Wut  oder  Rachegefühl  zu  fördern  suchen, 
er  muß  eben  das  ihn  mit  dem  Lehrherrn  verbindende 
Vertrauensverhältnis  stets  im  Auge  behalten.  Hieher  ge- 
hört das  für  den  Handlungslehrling  vorgeschriebene  Ver- 
bot, Konkurrenz  zu  machen  oder  ein  eigenes  Geschäft 
zu  betreiben.  Der  Lehrling  ist  nach  §  78  H.G.B,  und 
§  127  e  G  O,  wenn  von  seinem  gesetzlichen  Vertreter 
oder  von  ihm  selbst  im  Fall  seiner  Volljährigkeit  dem 
Lehrherrn  die  schriftliche  Erklärung  abgegeben  wird,  daß 
er  zu  einem  andern  Gewerbe  oder  einem  andern  Beruf 
übergehen  werde,  verpflichtet,  den  Eintritt  in  dasselbe 
Geschäft  oder  Gewerbe,  aus  dem  er  ausgetreten  ist,  yor 
Ablauf  von  9  Monaten  zu  unterlassen;  das  Treuever- 
hältnis zu  seinem  früheren  Lehrherrn  verpflichtet  ihn^ 
sich  dem  Kaufmannsstande  zunächst  nicht  zu  widmen 
bezw.  sich  zu  irgend  welchen  gewerblichen  Arbeiten 
vor  Ablauf  von  9  Monaten  nicht  verwenden  zu  lassen. 
Dagegen  darf  der  Handlungslehrling  als  gewerblicher 


—    61  - 


Lehrling  oder  als  Dienstbote  in  ein  Handelsgeschäft  ein- 
treten, der  Gewerbe-  und  Handlungslehrling  sich  unbe- 
schadet der  abgegebenen  Erklärung  selbständig  machen.^) 
Eine  Zuwiderhandlung  gegen  diese  Treupflicht  des  Lehr- 
lings zieht  eine  Schadenersatzforderung  des  Lehrherrn 
nach  sich. 

Daß  sich  die  Pflicht  zum  Gehorsam  (Folgsamkeit) 
von  selbst  versteht,  ist  klar  und  ergibt  sich  einwandfrei 
aus  der  Art  des  Verhältnisses  zwischen  Lehrherrn  und 
Lehrling.  Diese  Gehorsamspflicht  besteht  auch  außer- 
halb des  rein  geschäftlichen  Betriebes,  soweit  der  Lehr, 
ling  auf  die  Pflicht  des  Lehrherrn,  ihn  zu  guten  Sitten, 
zum  Besuch  von  Schulen  usw.  anzuhalten,  zu  reagieren 
hat.  Diese  Pflicht  zum  Gehorsam  hat  der  Lehrling  auch 
den  Personen  gegenüber,  die  seine  Ausbildung  vertretungs- 
weise leiten  und  wenn  er  in  die  häusliche  Gemeinschaft 
aufgenommen  worden  ist,  auch  den  älteren  Familien- 
angehörigen gegenüber  zu  betätigen. 

Das  Gleiche  gilt  von  seiner  Pflicht  zur  Ehrerbietung 
(anständigem  Betragen);  diese  Pflicht  erstreckt  sich  auch 
auf  den  außergeschäftlichen  Verkehr  des  Lehrlings,  ist 
also  in  allen  den  Fällen  zu  beobachten,  in  denen  er  mit 
dem  Lehrherrn  in  Berührung  kommt,  insbesondere  hat 
er  den  Lehrherrn  stets  zu  grüßen  und  ihm  sonstige 
Zuvorkommenheiten  zu  erweisen. 

Eine  sehr  wichtige  Pflicht  des  Lehrlings  ist  die  zur 
Verschwiegenheit,  also  zur  Wahrung  der  Geschäfts-  und 
Betriebsgeheimnisse.  Hier  sind  einschlägig  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  7.  Juni  1909  gegen  den 
unlauteren  Wettbewerb  und  vor  allem  die  §§  17  und  18, 
wonach 


1)  So  Staub  Anm.  4  zu  §  78. 
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^,mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahr  und  mit  Geldstrafe 
bis  zu  5000  Mark  oder  mit  einer  dieser  Strafen  be- 
straft wird,  wer  als  Angestellter,  Arbeiter  oder  Lehr- 
ling eines  Geschäftsbetriebs  Geschäfts-  oder  Betriebs- 
geheimnisse, die  ihm  vermöge  des  Dienstverhältnisses 
anvertraut  oder  sonst  zugänglich  geworden  sind,  während 
der  Geltungsdauer  des  Dienstverhältnisses  unbefugt  an 
andere  zu  Zwecken  des  Wettbewerbs  oder  in  der 
Absicht,  dem  Inhaber  des  Geschäftsbetriebs  Schaden 
zuzufügen,  mitteilt  oder  wer  die  ihm  im  Geschäftsverkehr 
anvertrauten  Vorlagen   und  Vorschriften  technischer 
Art,  insbesondere  Zeichnungen,  Modelle,  Schablonen, 
Schnitte,  Rezepte  zu  Zwecken  des  Wettbewerbs  unbe- 
fugt verwertet  oder  an  andere  mitteilt.    Bestraft  wird 
auch  derjenige,  welcher  Geschäfts-  oder  Betriebs- 
geheimnisse, deren  Kenntnisse  er  durch  Mitteilungen 
seitens  anderer  Personen  oder  durch  eine  gegen  das 
Gesetz  oder  die  guten  Sitten  verstoßende  eigene 
Handlung  erlangt  hat,  zu  Zwecken  des  Wettbewerbs 
unbefugt  verwertet  oder  an  andere  mitteilt." 
Die  Delikte  sind  Antragsdelikte,  der  Antrag  kann 
zurückgenommen  werden.  Die  Verfolgung  im  Wege  der 
öffentlichen  Klage  tritt  nur  dann  ein,  wenn  ein  öffent- 
liches Interesse  in  Frage  steht;  sonst  ist  Privatklage  beim 
Schöffengericht  zu  erheben,  ohne  daß  es  dabei  der  An- 
rufung der  Staatsanwaltschaft  bedarf.    Neben  der  Strafe 
kann  auf  eine  Buße  erkannt  werden,  welche  die  Höhe 
von  10  000  Mk.  erreichen  kann. 

Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  der  §§  17 
und  18  verpflichten  zum  Ersatz  des  entstandenen  Schadens, 
der  Schadensersatzanspruch  ist,  sofern  in  erster  Instanz 
die  Landgerichte  zuständig  sind,  bei  den  Kammern  für 
Handelssachen  im  Wege  der  Klage  geltend  zu  machen. 
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Zur  Sicherung  des  Anspruchs  auf  Unterlassung  der  gegen 
das  Wettbewerbsgesetz  verstoßenden  Händlungen  können 
einstweilige  Verfügungen  erlassen  werden,  auch  wenn- 
die  sonst  für  einstweilige  Verfügungen  notwendigen 
Voraussetzungen  der  C.P.O.  nicht  gegeben  sind. 

Unter  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnissen  sind  nicht 
nur  die  nach  ausdrücklicher  Anordnung  des  Lehrherrn 
geheim  zu  haltenden  Umstände,  sondern  auch  die  nach 
der  Natur  der  Sache  keine  Verwertung  vertragenden 
Tatsachen  wie  die  Bilanzen,  Inventuren,  Bezugsquellen, 
Absatzgebiete  etc.  zu  verstehen. 

Allein  die  Pflicht  zur  Verschwiegenheit  des  Lehr- 
lings geht  noch  weiter,  als  das  unlautere  Wettbewerbs- 
gesetz Geltung  hat,  er  hat  über  die  Vorkommnisse  im 
Geschäft  Stillschweigen  insoweit  zu  beobachten,  als  das 
Bekanntwerden  der  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnisse 
den  Interessen  des  Geschäftsinhabers  zuwiderlaufen  würde. 
Ob  der  Lehrling  hiebei  die  Absicht  hat,  dem  Lehrherrn 
Schaden  zuzufügen,  ist  für  diese  allgemeine  Verschwiegen- 
heitspflicht gleichgiltig ;  auch  eine  nur  leichtfertige  und 
unüberlegte  Preisgabe  von  Tatsachen,  deren  Geheim- 
haltung nötig  ist,  kann  Pflicht-  und  Vertragsverletzung 
sein,  der  Lehrling  hat  demnach  über  den  Kundenkreis, 
die  Fabrikationsgeheimnisse  usw.  Stillschweigen  zu  be- 
obachten. Nichts,  was  von  Wichtigkeit  ist,  darf  der 
Lehrling  ausplaudern. 

Hat  der  Lehrling  seine  Stelle  verlassen,  so  besteht 
«ine  Schweigepflicht  für  ihn  nicht  mehr;  insbesondere 
darf  er  alles,  was  er  gelernt  hat,  zu  seinem  eigenen 
Nutzen  und  Vorteil  verwerten,  auch  soweit  Dinge  in 
Frage  stehen,  an  deren  Geheimhaltung  der  frühere 
Lehrherr  ein  großes  Interesse  hat;  denn  der  Lehrling 
hat  ja  gerade  gelernt,  um  das- Gelernte  für  seinen  eigenen 
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Beruf  gebrauchen  zu  können.  Natürlich  kann  durch  Ver- 
trag eine  solche  Verwertung  von  besonders  zu  schützenden 
Betriebsgeheimnissen  verboten  werden,  soweit  dadurch 
nicht  eine  Knebelung  des  Lehrlings  eintritt.^) 

§  13.    C.  Die  Probezeit  insbesondere. 

Sowohl  der  Handlungs-  als  der  Gewerbelehriing 
haben,  bevor  eine  definitive  Aufnahme  in  den  Geschäfts- 
betrieb des  Lehrherrn  erfolgt,  eine  Probezeit  zu  absol- 
vieren, die  nicht  länger  als  3  Monate  sein  darf  —  ent- 
gegenstehende Vereinbarungen  sind  nichtig  —  und  im 
Handelsrecht  mindestens  einen  Monat,  im  Gewerberecht 
mindestens  4  Wochen  dauert.  Wie  eine  Verlängerung 
der  Probezeit  über  die  höchst  zulässige  Dauer  hinaus 
ungiltig  ist,  so  kann  natürlich  auch  eine  Verkürzung  etv/a 
auf  8  oder  14  Tage  oder  eine  vollständige  Beseitigung 
mit  rechtlicher  Wirksamkeit  nicht  vereinbart  werden.^) 
Dies  ergibt  sich  aus  dem  klaren  Wortlaut  der  Gesetze. 
Die  Einführung  einer  solchen  Probezeit  liegt  sowohl  im 
Interesse  des  Lehrherrn  als  auch  des  Lehrlings,  denn 
während  der  Dauer  dieser  Probezeit  können  sich  beide 
_  Teile  kennen  lernen,  es  kann  der  Lehrling  sich  davon 
überzeugen^  ob  er  für  das  betreffende  Geschäft  oder 
Gewerbe  geeignet  ist,  ob  er  die  dafür  absolut  nötigen 
Voraussetzungen  in  seiner  Person  vereinigt,  andrerseits 
hat  der  Lehrherr  die  Möglichkeit,  bezüglich  der  Anlagen, 
Geschicklichkeit,  der  zu  dem  Geschäft  seitens  des  Lehr- 
lings gezeigten  Lust  und  Liebe,  der  Anstelligkeit  etc. 
Beobachtungen  zu  machen.    Da  das  Lehrverhältnis  an 

1)  Vgl.  V^apler  S.  51,  52, 

2)  So  Lehmann-Ring  Nr.  3,  Düringer-Hachenburg 
Anm.  5,  Staub  Anm.  3  und  Goldmann  Anm.  2  I  Z.  1  zu  §  77;, 
Landmann  Anm.  2  Abs.  2  zu  §  127b. 
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sich,  d.  h.  wenn  nicht  ganz  gewichtigesGründe  vorliegen, 
nicht  kündbar  ist,  so  muß  in  gewissen  allerdings  eng  zu 
ziehenden  Grenzen  den  Vertrag  schließenden  Teilen  Ge- 
legenheit gegeben  werden,  ein  Verhältnis  aufzuheben, 
welches  bereits  nach  kurzer  Zeit  für  den  einen  oder 
anderen  Teil  zur  Überzeugung  führt,  daß  es  nicht  halt- 
bar sein  werde.  ^) 

Während  der  Probezeit  kann  das  Lehrverhältnis 
ganz  einseitig,  also  von  jedem  Vertragsteil,  ohne  be- 
sondere Gründe,  ohne  Zustimmung  des  andern  Teils, 
ohne  den  Anderen  zu  Schadenersatz-  oder  sonstigen 
Forderungen  zu  berechtigen,  aufgelöst  werden.  Nur  wenn 
für  den  Fall  der  Auflösung  des  Lehrverhältnisses  eine 
Entschädigung  im  Lehrvertrag  des  Gewerbelehrlings  vor- 
gesehen ist,  kann  ein  Entschädigungsanspruch  geltend 
gemacht  werden,  sonst  aber  nicht. 

Die  gesetzliche  Probezeit  beim  Handlungs-  bezw. 
Gewerbelehrling  endet  nach  §  188  Abs.  2  B.G.B,  mit 
dem  Ablauf  desjenigen  Tages  des  letzten  Monats,  bezw. 
der  letzten  Woche,  welcher  durch  seine  Benennung  oder 
durch  seine  Zahl  dem  Tag  entspricht,  in  den  der  Zeit- 
punkt des  Eintritts  des  Lehrlings  fällt;  beginnt  z.  B.  die 
Lehrzeit  eines  Schlosserlehrlings  am  Dienstag,  den  6.  März 
1917,  vormittags  10  Uhr,  so  endet  seine  gesetzliche 
Probezeit  mit  dem  Dienstag,  den  3.  April  1917  nachts 
12  Uhr.  Sollte  sich  also  der  Schlossermeister  über  die 
Ungeschicklichkeit  des  Lehrlings  bei  einer  diesem  am 
4.  April  vormittags  9  Uhr  aufgetragenen  Arbeit  so  sehr 
ärgern,  daß  er  zur  Überzeugung  käme,  der  Lehrling  sei 
zur  Erlernung  des  erwählten  Berufes  absolut  ungeeignet, 
so  kann  €r  den  Lehrling  nicht  mehr  entlassen. 

1)  Vgl.  Motive  zur  NoveUe  vom  17.  Juli  1878  zur  G.O.  S.  30. 
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Beim  Handlungslehrling  würde  die  gesetzliche  Probe- 
zeit, wenn  er  am  6.  März  eintreten  würde,  am  6.  April 
nachts  12  Uhr  enden. 

Es  entsteht  die  Frage,  wie  es  zu  halten  ist,  wenn 
die  Kontrahenten  eine  Probezeit  vereinbaren,  die  über 
das  gesetzlich  zulässige  Höchstmaß  von  3  Monaten 
hinausgeht.  Da  ein  Teil  des  Lehrvertrags,  die  Bestim- 
mung über  die  Probezeit,  nichtig  ist,  so  wäre  nach  §  139 
B.G.B,  der  ganze  Lehrvertrag  nichtig,  sofern  aus  der 
Absicht  der  Parteien  nicht  zu  schließen  ist,  daß  sie  den 
Vertrag  auch  ohne  jenen  nichtigen  Teil  geschlossen  haben 
würden.  Diese  Annahme  wird  wohl  in  den  meisten 
Fällen  der  Absicht  der  Parteien  entsprechen.  Bleibt  der 
Vertrag  hienach  giltig,  so  tritt  an  Stelle  der  ungiltigen 
Probezeit  die  gesetzlich  fixierte  von  1  Monat  bezw. 
4  Wochen  in  Kraft,  nicht  die  höchst  zulässige.^)  Wenn 
nach  Ablauf  zweier  Probemonate,  die  vereinbart  waren, 
die  Parteien  den  Lehrling  weiteren  zwei  Probemonaten 
unterwerfen  sollten,  so  ist  auch  diese  Vereinbarung  als 
nichtig  zu  betrachten  und  die  Probezeit  nach  Ablauf  der 
ersten  2  Monate  beendet.^)  Der  Lehrherr  muß  unter 
allen  Umständen  während  der  Probezeit  dem  Lehrling 
Gelegenheit  geben,  seine  Fertigkeiten  und  Anlagen  zu 
zeigen,  er  kann  sich  nicht  darauf  berufen,  daß  er  während 
der  vereinbarten  oder  gesetzlichen  Probezeit  nicht  ge- 
nügend Beobachtungen  über  die  Geschicklichkeit  und 
Tauglichkeit  des  Lehrlings  habe  machen  können.  Unzu- 
lässig ist  es  selbstverständlich  auch,  die  gesetzlich  vor- 
geschriebene Probezeit  dadurch  zu  umgehen,  daß  die 
Parteien  Kündigungsfristen  für  den  Lehrvertrag  verein- 

1)  Goldmann  Anm.  2,  III,  Düringer-Hachenburg 
Anm.  5  und  Brand  Anm.  4  zu  §  77. 

2)  So  Wapler  S.  59;  Staub  Anm.  1  zu  §  77. 
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baren,  auch  eine  solche  Vereinbarung  wäre  nichtig  und 
es  würden  in  einem  solchen  Falle  die  gesetzlichen  Vor- 
schriften für  die  Dauer  der  Probezeit  zur  Anwendung 
zu  bringen  sein. 

Die  während  der  Probezeit  erfolgte  Auflösungs- 
erklärung als  ein  einseitiges  Rechtsgeschäft,  als  eine 
formlose,  empfangsbedürftige  Willenserklärung  unterliegt 
den  Vorschriften  des  B.G.B.  §§  130—132;  ist  der  Lehr- 
ling minderjährig,  so  hat  der  Lehrherr  seinen  Rücktritt 
vom  Vertrag  dem  gesetzlichen  Vertreter  so  zu  erklären, 
daß  die  Erklärung  ihm  innerhalb  der  Frist  von  4  Wochen 
im  Gewerberecht,  bezw.  1  Monat  im  Handelsrecht  zu- 
geht. Wenn  also  in  dem  obigen  Beispiel  vom  Handlungs- 
lehrling der  Lehrherr  am  6.  April  dem  gesetzlichen  Ver- 
treter des  Lehrlings  einen  Brief  schreibt,  in  welchem  er 
ihm  die  Auflösung  des  Lehrvertrags  anzeigt,  und  dieser 
Brief  wird  dem  gesetzlichen  Vertreter  erst  am  7.  April 
durch  die  Post  ausgehändigt,  so  ist  die  Auflösung  nach 
der  Probezeit  erfolgt,  also  ungiltig,  was  zur  Folge  hat, 
daß  das  Lehrverhältnis  weiterhin  bestehen  bleibt. 

Der  Lehrherr  wird  unbedingt  als  verpflichtet  zu 
erachten  sein,  den  Lehrling  während  der  Probezeit  nicht 
nur  zu  niederen  Handlanger-  und  Botendiensten,  mit 
welchen  die  Tätigkeit  eines  Lehrlings  in  der  Regel  zu 
beginnen  pflegt,  zu  verwenden,  sondern  ihm  auch  ernstere 
zum  eigentlichen  Geschäftsbetrieb  gehörige  Aufgaben  zur 
Erlernung  und  Erledigung  zu  übertragen,  damit  der  Zweck 
der  Probezeit,  nämlich  die  Beurteilung  der  Geeignetheit 
des  Lehrlings  für  das  Geschäft  oder  Gewerbe,  auch 
wirklich  erreicht  wird.  Tut  er  dies  nicht,  und  löst  er 
während  der  Probezeit- das  Lehrverhältnis  auf,  was  ihm 
ja  jederzeit  freisteht,  so  kann  er  zwar  nicht  zivilrechtlich, 
wohl  aber  strafrechtlich   wegen  Pflichtverletzung  ver- 

5* 
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antwortlich  gemacht  werden  (§§  103  n  Abs.  2  und  148 
Z.  9  G.O.  bezw.  §§  82  Abs.  1  mit  76  Abs.  2  und  3  H.G.B.). 

IV.  Abschnitt. 

Dauer  und  Beendigung  des  Lehrverhältnisses. 

§  14.    a)  Dauer  des  Lehrverhältnisses. 

Da  das  Lehrverhältnis  während  seiner  Dauer  nicht 
frei  kündbar  ist  —  nur  ganz  wichtige  Gründe  berechtigen 
zur  Kündigung  —  muß  es  auf  bestimmte  Zeit  abge- 
schlossen werden.  Für  die  Dauer  des  Lehrverhältnisses 
ist  der  Lehrvertrag  maßgebend;  beim  Lehrvertrag  des 
Handlungslehrlings  ist  zum  ordnungsmäßigen  Abschluß 
die  Festsetzung  einer  Lehrzeit  nicht  unumgänglich  nötig; 
wenn  dies  unterlassen  worden  ist,  dann  sind  für  die 
Dauer  der  Lehrzeit  die  örtlichen  Verordnungen  oder  der 
Ortsgebrauch  entscheidend  (§  77  Abs.  1  H.G.B.).  Beim 
Vertrag  des  Gewerbelehrlings  dagegen  gehört  zum  un- 
bedingt notwendigen  Inhalt  die  Angabe  der  Dauer  der 
Lehrzeit  (§  126  b  Abs.  1  Z.  2  G.G.).  Auch  beim  kauf- 
männischen Lehrvertrag  wird  wohl  die  Fixierung  einer 
Lehrzeit  in  dem  Vertrage  die  Regel  bilden;  wenn  örtliche 
Verordnungen  der  Dauer  zu  Grunde  zu  legen  sind,  so 
sind  darunter  nicht  Verordnungen  örtlicher  Behörden 
z.  B.  der  Bezirksämter,  Magistrate  zu  verstehen,  sondern 
in  diesem  Falle  richtet  sich  die  Dauer  einer  Lehrzeit  des 
Handlungslehrlings  nach  den  für  den  Ort,  wo  das  Handels- 
gewerbe betrieben  wird,  maßgebenden  Gesetzen  oder 
mit  Gesetzeskraft  ausgestatteten  Verordnungen  der  staat- 
lichen Gesetzgebungsorgane.  ^) 

Diese  örtlichen  Verordnungen  sind  die  Ausnahme, 
in  der  Regel  Wird  man  sich  nach  dem  Ortsgebrauch, 

1)  So  die  Meinung  sämtlicher  Schriftsteller. 
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d.  h.  nach  der  an  dem  betreffenden  Ort  in  gleichen 
Fällen  stets  beobachteten  Übung  zu  richten  haben.  Fehlt 
es  auch  an  einem  Ortsgebrauch,  so  wird  in  analoger 
Anwendung  des  §315  B.G.B,  der  Lehrherr  die  Lehrzeit 
nach  verständigem  Ermessen  festsetzen  können;  stellt 
er  dabei  durch  Bestimmung  einer  allzu  langen  Dauer 
unbillige  Forderungen,  so  kann  der  Lehrling  bezw.  sein 
gesetzlicher  Vertreter  die  Entscheidung  des  Gerichtes, 
meist  im  Wege  der  Feststellungsklage,  anrufen.  (§315 
Abs.  3  B.G.B.)  ^)  Dabei  ist  von  dem  Gesichtspunkt  auszu- 
gehen, daß  die  Arbeitskraft  des  bereits  genügend  aus- 
gebildeten Lehrlings  nicht  allzu  lange  ausgenützt  werden  darf. 

Eine  Höchstdauer  der  Lehrzeit  ist  weder  im  H.G.B, 
noch  in  der  G.O.  bestimmt,  der  allgemeine  Durchschnitts- 
satz wird  wohl  3  Jahre  sein.  Nur  für  den  Handwerks- 
lehrling ist  angeordnet,  daß  die  Lehrzeit  in  der  Regel 
3  Jahre  dauern  soll  und  den  Zeitraum  von  4  Jahren 
nicht  übersteigen  darf.  Bei  der  besonderen  Fürsorge, 
die  das  Gesetz  dem  Stand  des  Handwerks  in  der  G.O. 
hat  zu  teil  werden  lassen,  hat  es  der  Handwerkskammer 
das  Recht  eingeräumt,  mit  Genehmigung  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  die  Dauer  der  Lehrzeit  für  die  ein- 
zelnen Gewerbe  und  Gewerbszweige  im  Handwerk  nach 
Anhörung  der  beteiligten  Innungen  und  der  Gewerbe- 
vereine, welche  die  Förderung  der  Interessen  des  Hand- 
werks verfolgen,  festzusetzen.  (§  130  a  Abs.  2  G.O.). 
Besonders  fleißige,  geschickte  und  ordentliche  Lehrlinge 
können  von  der  zuständigen  Handwerkskammer  von  der 
Innehaltung  der  so  festgesetzten  Lehrzeit,  am  besten  im 
Einverständnis  mit  dem  Lehrherrn,  entbunden  werden. 
In  allen  übrigen  Fällen,  also  beim  Handlungslehrling  über- 

1)  So  auch  Düringer-Hachenburg  Anm.4  undBrand 
Anm.  1  d  zu  §  77. 
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haupt  und  beim  Gewerbelehrling  im  engeren  eigentlichen 
Sinn  des  Wortes  ist  es  den  Parteien  freigestellt,  die  Dauer 
der  Lehrzeit  beliebig  lang  oder  kurz  auszudehnen.  Allzu 
kurz  darf  die  Lehrzeit  freiHch  nicht  sein,  weil  sonst  der 
Lehrherr  seiner  Verpflichtung,  den  Lehrling  gründlich  für 
seinen  zukünftigen  Beruf  vorzubilden,  nicht  nachkommen 
kann.  Sie  darf  aber  auch  nicht  zu  lang  sein;  ein  Ver- 
trag, der  von  vorneherein  eine  allzu  lange  Dauer  des 
Lehrverhältnisses  festsetzt,  verstößt  gegen  die  guten  Sitten, 
weil  er  die  Arbeitskraft  des  Lehrlings  zu  Gunsten  des 
Lehrherrn  in  einer  vollständig  einseitigen  und  deshalb 
unmoralischen  Seite  ausbeutet.^)  Die  Nichtigkeit  braucht 
jedoch  nicht  geltend  gemacht  zu  werden,  da  der  §  624 
B.G.B.,  der  auch  auf  gewerbliche  Arbeitsverhältnisse, 
sogar  auf  das  Gesindeverhältnis  (Art.  95  E.G.  z.  B.G.B.) 
wie  überhaupt  auf  alle  dienstvertragsähnlichen  Verhält- 
nisse Anwendung  findet  also  auch  auf  Lehrverhältnisse^ 
dem  Lehrling,  bezw.  seinem  gesetzlichen  Vertreter  das 
Recht  gibt,  das  Lehrverhältnis  nach  Ablauf  von  5  Jahren 
bei  einer  Kündigungsfrist  von  6  Monaten  zu  kündigen.^) 
Ganz  unzulässig  ist  es,  im  Vertrag  zu  vereinbaren, 
daß  die  Lehrzeit  unbestimmte  Zeit  dauern  soll,  denn  das 
Gesetz  kennt,  um  eine  Überstürzung  in  der  Ausbildung 
des  Lehrlings  hintan  zu  halten  und  diese  auf  eine  von 
vorneherein  übersehbare  Zeit  zu  verteilen,  nur  Lehrver- 
träge mit  bestimmter  Dauer  und  gestattet  die  vorzeitige 
Auflösung  nur  aus  bestimmten  Gründen.  Deshalb  ist 
es  auch  ausgeschlossen,  Kündigungsfristen  vertragsmäßig 
vorzusehen;  nur  die  gesetzlich  festgelegten  Gründe,  nicht 

1)  Vgl.  Horrwitz  §  35  S.  169. 

2)  Vgl.  Fi  scher- Henle  Anm.  1  zu  §  624  und  Entscheidung 
d.  R.G.  i.  Z.S.  Bd.  78  S.  424. 

3)  So  auch  Brand  Anm.  1  a  zu  §  77. 
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auch  die  vertraglich  noch  dazu  bestimmten  berechtigen 
zur  Kündigung.  0 

In  die  Dauer  der  Lehrzeit  ist  die  Probezeit  mit  • 
eingeschlossen;  denn  der  Ausdruck:  „Lehrzeit"  wird  im 
Gesetz  unter  Einschluß  der  Probezeit  gebraucht. 

Ist  die  Lehrzeit  abgelaufen,  so  hört  das  Lehrver- 
hältnis von  selbst  auf;  bleibt  der  Lehrling  stillschweigend 
im  Geschäft  oder  Gewerbe  seines  Prinzipals  tätig,  so 
hat  er  die  Eigenschaft  eines  Gehilfen  mit  den  Rechten 
(Anspruch  auf  Vergütung)  und  Pflichten  eines  solchen. 
Es  ist  nach  der  Natur  des  Lehrvertrags  und  seinem  In- 
halt nach  nicht  anzunehmen,  daß  das  Lehrverhältnis, 
etwa  auf  unbestimmte  Dauer,  stillschweigend  fortgesetzt 
werde,  wie  es  der  §  625  B.G.B,  für  Dienstverträge  an- 
nimmt. Wenn  eben  die  ausdrücklich  festgesetzte,  nach 
Tagen,  Monaten,  ja  Stunden  zu  bestimmende  Frist  für 
das  Lehrlingsverhältnis  abgedient  ist,  dann  hört  nach 
dem  Grundsatz:  dies  interpellat  pro  homine  das  Lehr- 
lingsverhältnis beim  Eintritt  des  für  seine  Beendigung 
bestimmten  Zeitpunktes  von  selbst  auf  §  163  B.G.B. 
Wenn  der  Lehrling  nach  diesem  Zeitpunkt  noch  beim 
Lehrherrn  bleibt,  dann  ist  eine  andere  Auffassung  als  die, 
daß  er  jetzt  Gehilfe  ist,  gar  nicht  möglich.^)  Es  ist  dann 
ein  unter  die  Vorschriften  der  §§  59—74  H.G.B,  fallendes 
Dienstverhältnis  zwischen  ihm  als  dem  nunmehrigen 
Handlungsgehilfen  und  dem  früheren  Lehrherrn  als  dem 
nunmehrigen  Prinzipal  begründet.  Das  Gleiche  gilt  natür- 

1)  A.  A.  Lehmann-Ring  Nr.  7  zu  §  77;  danach  soll 
einem  Teil,  insbes.  dem  Lehrling,  freies  Kündigungsrecht  ver- 
tragsmäßig eingeräumt  werden  können.  Das  ist  irrig,  wie  Brand 
Anm.  2  und  Staub  Anm.  6  zu  §  77  richtig  ausführen. 

2)  Vgl.  Lehmann-Ring  Nr.  2  und  Goldmann  Anm.  2 
II  Z.  3  zu  §  77. 
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lieh  auch  für  den  Gewerbelehrling,  der  vom  gleichen 
Zeitpunkt  ab  Gewerbe-  bezw.  Handwerksgehilfe  ist. 

b)  Beendigung  des  Lehrverhältnisses. 

1.  §  15.    Die  Kündigung  und  ihre  Folgen. 

Das  Handelsgesetzbuch  gebraucht  für  die  Beendigung 
des  Lehrverhältnisses  das  Wort:  „Kündigung",  während 
die  Gewerbeordnung  sich  des  Ausdruckes:  „Auflösung" 
bedient;  letzten  Endes  bezwecken  aber  die  beiden  Be- 
zeichnungen nur  ein  und  dasselbe,  nämlich  die  sofortige 
Beseitigung  des  Lehrverhältnisses  ohne  Einhaltung  einer 
sog.  Kündigungsfrist.  Natürlich  kann  in  allen  Fällen  die 
Kündigung  für  einen  bestimmten  Tag  ausgesprochen 
werden,  Kündigung  und  Austritt  müssen  nicht  notwendig 
auf  einen  Tag  fallen,  es  kann  z.  B.  gesagt  werden:  am 
1.  nächsten  Monats  sind  Sie  entlassen  oder  am  1.  nächsten 
Monats  gehe  ich;  oder  an  Lichtmeß  sind  wir  miteinander 
fertig  und  Ähnliches.  Daß  das  Lehrverhältnis  wie  jeder 
andere  Vertrag  auch  vor  Ablauf  der  Dauer  der  Lehrzeit 
im  Wege  gegenseitiger  Willensübereinstimmung  aufgehoben 
werden  kann,  versteht  sich  von  selbst.  Die  Kündigung 
ist,  wie  schon  oben  in  §  13  angedeutet,  eine  einseitige 
empfangsbedürftige  Willenserklärung,  die  den  Vorschriften 
des  B.G.B.  §§  130—132  unterworfen  ist.  Eine  bestimmte 
Form  für  die  Kündigung  ist  nicht  vorgeschrieben,  sie 
kann  mündlich  oder  schriftlich  erfolgen.  Ist  aber  in  dem 
Vertrag  eine  bestimmte  Form  vereinbart,  so  muß  diese 
eingehalten  werden,  andernfalls  liegt  eine  giltige  Kündigung 
nicht  vor.  Die  Kündigungserklärung,  die  nicht  unbedingt 
das  Wort:  Kündigung  oder  Auflösung  enthalten  muß, 
muß  deutlich  die  Absicht  zum  Ausdruck  bringen,  daß 
ein  Teil  das  Verhältnis  lösen  will,  so  kann  z.  B.  in  der 
Einstellung  der  Arbeit  eine  Kündigung  erblickt  werden. 
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Bedingte  und  unbestimmte  Kündigungen  sind  unwirk- 
sam.^) Die  Kündigung  muß,  da  sie  die  Willenserklärung 
eines  Vertragsteiles  ist,  von  diesem  Vertragsteil  ausge- 
sprochen werden,  ein  Urteil  kann  diese  Erklärung  nicht 
ersetzen.  Wenn  ein  Teil  de  Kündigung  nicht  erklärt 
hat,  so  kann  er  auch  eine  Feststellungsklage  darauf,  daß 
ihm  ein  wichtiger  Grund  zur  Kündigung  zur  Seite  stehe, 
nicht  erheben,  eine  solche  Klage  müßte  mit  Rücksicht 
darauf  abgewiesen  werden,  daß  ein  rechtliches  Interesse 
an  der  Feststellung  eines  Rechtsverhältnisses  dann  nicht 
vorliegt,  wenn  von  diesem  Recht  noch  gar  kein  Gebrauch 
gemacht  worden  ist.^)  Bei  der  Kündigung  braucht  der 
Grund  nicht  angegeben  zu  werden,  der  Kündigende  kann 
z.  B.  in  einem  Prozeß  ganz  andere  Gründe  vorbringen 
als  die,  die  ihn  innerlich  zur  Kündigung  veranlaßt  haben. 
Deshalb  kann  er  auch  Gründe  verwerten,  die  er  erst 
später  erfahren  hat.^) 

1.  Kündigung  des  Lehrherrn. 

Der  wichtigste  Unterschied  zwischen  dem  Gewerbe- 
und  Handelsrecht  besteht  hier  darin,  daß  dem  kauf- 
männischen Lehrherrn  das  Recht  zur  sofortigen  Kündigung 
schon  dann  zusteht,  wenn  ein  wichtiger  Grund  vor- 
liegt (§§  77  Abs.  3  mit  70  H.G.B.),  während  die  Gründe, 
die  den  gewerblichen  Lehrherrn  zur  Kündigung  d.  h. 
Auflösung  des  Lehrverhältnisses  berechtigen,  ganz  genau 
und  einzeln  aufgezählt  sind.  Die  Folge  dieses  Unter- 
schiedes ist  die,  daß  beim  Handlungslehrling  für  die 
Auflösung  eines  Lehrverhältnisses  ein  weiter  Spielraum 
gelassen  ist,  wonach  die  verschiedenartigsten  Umstände 
zur  Auflösung  führen  "können,  während  für  den  Gewerbe- 

1)  Vgl.  Brand  Anm.  4  d  und  e. 

2)  Staub  Anm.  la  und  Brand  Anm.  2  d  bb  zu  §  70. 

3)  So  Brand  Anm.  2d  cc  zu  §  70. 
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lehrling  zwingendes  fest  umschriebenes  Recht  geschaffen 
ist,  so  daß  eine  Vereinbarung  weiterer  als  der  gesetzlich 
vorgeschriebenen  Entlassungsgründe  von  vorneherein^ 
unzulässig  ist.^)  Läßt  sich  also  beim  Gewerbelehrling 
irgend  ein  Fall  nicht  unter  die  detaillierten  Vorschriften 
des  Gesetzes  subsumieren,  so  ist  ein  Recht  zur  Auflösung 
eines  Lehrvertrags  nicht  gegeben;  so  berechtigt  z.  B. 
Unfähigkeit,  Interesselosigkeit  des  Gewerbelehrlings  den 
Lehrherrn  nach  Ablauf  der  Probezeit  nicht  mehr  zur 
Entlassung,  während  der  Handlungslehrling  in  der  Er- 
wägung, daß  diese  Eigenschaften  des  Lehrlings  einen 
wichtigen  Grund  nach  §  70  H.G.B,  bilden,  entlassenr 
werden  kann.  §  626  B.G.B.,  wonach  bei  wichtigen. 
Gründen  ein  Dienstverhältnis  aufgelöst  werden  kann,  kann 
nicht  analog  auf  gewerbliche  Lehrverhältnisse  angewendet 
werden,  einmal,  weil  beim  Lehrvertrag  ein  Dienstver- 
hältnis nicht  vorliegt,  dann  aber  hauptsächHch,  weil  die 
G.G.  eine  vollkommen  erschöpfende  Regelung  der  Be- 
endigungsgründe unter  einzelner  Aufzählung  getroffen  hat. 

a)  Immerhin  sind  mehrere  Beendigungsgründe  so- 
wohl für  den  kaufmännischen  als  den  gewerblichen  Lehr- 
herrn in  gleicher  Weise  gegeben,  so  kann  das  Lehr- 
verhältnis von  dem  Lehrherrn  aufgelöst  werden: 

1.  Wenn  der  Lehrling  untreu  ist  d.  h.  wenn  er 
wiederholt  und  unter  Erschütterung  des  Vertrauens  des 
Lehrherrn  bewußt  die  sittliche  Pflicht  verletzt,  die  Inter- 
essen des  Geschäfts  zu  fördern  und  alles  zu  unterlassen, 
was  sie  gefährdet  ^) ;  wenn  er  wiederholt  unfolgsam,  faul 
ist,  ein  unanständiges  Benehmen  an  den  Tag  legt  und  das  Ver- 
trauen des  Lehrherrn  mißbraucht  (§§,72  Abs.  1  Z.  1  mit  70  und 
77  Abs.  3  H.G.B.,  §§  127  a  Abs.  1  und  127b  Abs.  2  G.G.). 

1)  So  Landmann  Anm.  3  Abs.  2  zu  §  127b. 

2)  So  Staub  Anm.  2  zu  §  72. 
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2.  wenn  er  seinen  Dienst  bezw,  seine  Arbeit  un- 
befugt verläßt  oder  sich  beharrlich  weigert,  seinen  Dienst- 
verpflichtungen nachzukommen  (§  72  Z.  2  H.G.B,  und 
§  127  b  und  §  123  Z.  3  G.O.). 

3.  wenn  er  zur  Fortsetzung  der  Arbeit  unfähig  wird 
z.  B.  durch  anhaltende  Krankheit,  längere  Freiheitsstrafe, 
längere  Abwesenheit,  militärische  Dienstleistung  (§  72 
Z.  3  H.G.B,  und  §  123  Z.  8  G.G.). 

4.  wenn  er  sich  Tätlichkeiten  oder  grobe  Be- 
leidigungen gegen  den  Lehrherrn  oder  dessen  Vertreter 
sowie  gegen  deren  Familienangehörige  (nach  §  70  H.G.B, 
wichtiger  Grund  zur  Entlassung)  zu  schulden  kommen 
läßt  (§  72  Z.  4  und  §  123  Z.  5). 

5.  Weitere  in  §  123  G.G.  vorgeschriebene  Gründe 
für  eine  sofortige  Auflösung  des  Vertrags  wie  Begehung 
eines  Diebstahls-,  Entwendungs-,  Unterschlagungs-,  Be- 
trugsreates  oder  einer  vorsätzlichen  und  rechtswidrigen 
Sachbeschädigung  zum  Nachteil  des  Lehrherrn  oder 
seines  Mitarbeiters,  Führung  eines  liederlichen  Lebens- 
wandels (Z.  2  und  6),  unvorsichtiges  Umgehen  mit  Feuer 
und  Licht  ungeachtet  einer  bereits  erteilten  Verwarnung 
(Z.  4),  Verleiten  von  Familienangehörigen  des  Lehrherrn 
oder  seines  Vertreters  zu  gesetz-  oder  sittenwidrigen 
Handlungen  oder  Vornahme  solcher  Handlungen  mit 
diesen  Personen  (Z.  7),  Hintergehen  des  Lehrherrn  durch 
Vorweisen  falscher  Zeugnisse  oder  Papiere  (Z.  1)  werden, 
wenn  sie  in  der  Person  des  Handlungslehrlings  gegeben 
sind,  auch  dem  kaufmännischen  Lehrherrn  ein  Recht 
zur  sofortigen  Auflösung  des  Vertrags  aus  dem  Gesichts- 
punkt geben,  daß  in  all  den  aufgeführten  Verfehlungen 
stets  ein  wichtiger  Grund  im  Sinn  des  §  70  H.G.B,  zu 
erblicken  ist. 
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b)  Besonderheiten: 

1.  Der  Lehrherr  des  Handlungslehrlings  kann  das 
Lehrverhältnis  auch  dann  auflösen,  wenn  der  Lehrling 
ohne  Einwilligung  seines  Prinzipats  ein  Handelsgewerbe 
betreibt  oder  in  dem  Geschäft  seines  Prinzipals  für  eigene 
oder  fremde  Rechnung  Geschäfte  macht  (§§  60,  72  Z.  1, 
77  Abs.  3  H.G.B.). 

2.  DerLehrherr  des  Gewerbelehrlings  kann  kündigen, 
wenn  der  Lehrling  wiederholt  den  Besuch  der  Fort- 
bildungs-  oder  Fachschule  vernachlässigt  (§  127  b  Abs.  2 

G.  O.)  oder  an  einer  abschreckenden  Krankheit  leidet. 
(§§  127  b  mit  123  Z.  8  G.OO 

IL  Kündigungsrecht  des  Lehrlings. 

Auch  der  Handlungslehrling  kann  sofort  kündigen, 
wenn  „ein  wichtiger  Grund"  vorliegt  (§§  70  und  77 

H.  G.B.).  In  der  Gewerbeordnung  sind  die  einzelnen  dem 
Gewerbelehrling  zustehenden  Kündigungsgründe  be- 
sonders und  erschöpfend  aufgezählt. 

a)  Gemeinsames: 

Der  Lehrling  kann  kündigen: 

1.  wenn  der  Lehrherr  seine  gesetzliche  Pflichten 
gegen  den  Lehrling  in  einer  dessen  Gesundheit,  Sittlich- 
keit oder  Ausbildung  gefährdenden  Weise  vernachlässigt. 
§  77  Abs.  3  H.G.B,  und  §  127  b  Abs.  2  Z.  2  G.O. 

2.  wenn  der  Lehrherr  zur  Erfüllung  der  ihm  ver- 
tragsmäßig obliegenden  Verpflichtungen  unfähig  wird^) 
<§  70  H.G.B,  und  §  127  b  Abs.  2  Z.  2  GG.)  z.B.  wenn 
er  die  Befugnis  zum  Anhahen  und  zur  Ausbildung  von 
Lehrlingen  durch  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
oder  durch  Entziehung  dieser  Befugnis  verliert,  oder 
wenn  das  Haus  und  Geschäft  des  Lehrherrn  abbrennt 

1)  Vgl.  Brand  Anrn.  5  Abs.  3  zu  §  77. 
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und  bis  zur  Wiedererrichtung  längere  Zeit  vergehen 
würde. 

3.  wenn  der  Lehrling  zur  Fortsetzung  seiner  Dienste 
unfähig  wird  §  77  mit  §  71  Z.  1  H.G.B,  und  §  124 
Z.  1  G.O. 

4.  wenn  der  Lehrherr  die  bedungene  Vergütung 
oder  den  Unterhalt  nicht  in  der  vereinbarten  Weise  ge- 
währt §  71  Z.  2  H.G.B,  und  §  124  Z.  4  G.G. 

a)  Besonderes: 

1 .  Der  Gewerbelehrling  kann  das  Verhältnis  fristlos 
kündigen: 

cc)  wenn  der  Lehrherr  das  Recht  der  väterlichen 
Zucht  mißbraucht^)  §  127  b  Abs.  2  Z.  2  G.O. 

ß)  wenn  der  Lehrherr  oder  seine  Vertreter  oder 
Familienangehörige  dieser  Personen  den  Lehrling  oder 
dessen  Familienangehörige  zu  Handlungen  verleiten  oder 
zu  verleiten  suchen  oder  mit  den  Familienangehörigen 
des  Lehrlings  Handlungen  begehen,  welche  wider  die 
Gesetze  oder  guten  Sitten  laufen  §  124  Z.  3  mit  §  127  b  G.O. 

wenn  bei  Fortsetzung  der  Arbeit  das  Leben  oder 
die  Gesundheit  des  Lehrlings  einer  erweislichen  Gefahr 
ausgesetzt  sein  würde,  welche  bei  Eingehung  des  Lehr- 
vertrags nicht  zu  erkennen  war  §  124  Z.  5  mit  §  127  G.O. 

2.  Mit  letzterer  Vorschrift  verwandt  ist  die  für  das 
absolute  Kündigungsrecht  des  Handlungslehrlings  ge- 
troffene Bestimmung,  daß  dieser  dann  zur  Auflösung  des 
Lehrverhältnisses  berechtigt  sein  soll: 

«)  wenn  der  Lehrherr  seiner  Pflicht  zuwider  handelt, 
die  Geschäftsräume  und  die  für  den  Geschäftsbetrieb 
bestimmten  Vorrichtungen  und  Gerätschaften  so  einzu- 
richten und  zu  unterhalten,  auch  den  Geschäftsbetrieb 
und  die  Arbeit  so  zu  regeln,  daß  der  Lehrling  gegen 

1)  Näheres  siehe  oben  §  11  a.  E. 
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eine  Gefährdung  seiner  Gesundheit  geschützt  und  die 
Aufrechterhaltung  der  guten  Sitten  nnd  des  Anstandes 
gesichert  ist.  Ist  der  Handlungslehrling  in  die  häusliche 
Gemeinschaft  aufgenommen,  so  kann  er  kündigen,  wenn 
der  Lehrherr  nicht  die  mit  Rücksicht  auf  die  Gesundheit, 
Sittlichkeit  und  die  Religion  des  Lehrlings  nötigen  Ein- 
richtungen und  Anordnungen  trifft  §§  62,  71  Z.  3,  77 
Abs.  3  H.G.B. 

ß)  Ähnlich  dem  unter  b  1  ß  aufgeführten  Kündigungs- 
recht des  Gewerbelehrlings  steht  dem  Handlungslehrling 
ein  Recht  zur  sofortigen  Kündigung  zu,  wenn  sich  der 
Prinzipal  Tätlichkeiten,  erhebliche  Ehrverletzungen  oder 
unsittliche  Zumutungen  gegen  den  Lehrherrn  zu  schulden 
kommen  läßt  oder  es  verweigert,  den  Lehrling  gegen 
solche  Handlungen  eines  anderen  Angestellten  oder  eines 
Familienangehörigen  des  Prinzipals  zu  schützen  §§  71 
Z.  4  mil  77  Abs.  3  H.G.B. 

III.  Der  „wichtige  Grund*"  des  §  70  H.G.B,  insbesondere. 

Bei  einem  kaufmännischen  Lehrvertrag  haben,  wie 
oben  schon  angedeutet  ist,  beide  Teile  das  Recht  der 
fristlosen  Kündigung,  wenn  ein  wichtiger  Grund  vorliegt. 
Ob  ein  wichtiger  Grund  gegeben  ist,  ist  je  nach  Lage 
der  Sache  in  jedem  Fall  besonders  zu  bestimmen.  Ein 
wichtiger  Grund  wird  dann  immer  anzunehmen  sein 
wenn  Tatsachen  vorliegen,  die  die  Beziehungen  der 
Kontrahenten  zu  einander  derart  ungünstig  beeinflussen, 
daß  bei  verständiger  Würdigung  der  Sachlage  dem 
kündigenden  Teil  die  Fortsetzung  des  Verhältnisses  nicht 
zugemutet  werden  kann.  Daß  ein  Verschulden  in  Mitte 
liegt,  ist  nicht  notwendige  Voraussetzung,  ein  Grund  kann 
auch  dann  wichtig  sein,  wenn  er  sich  nicht  in  der  Person 
des  andern  Teils  ereignet  z.  B.  bei  einer  Kündigung  des 
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Lehrlings  wegen  der  infolge  großer  pekuniärer  Verluste 
unmöglich  gewordenen  weiteren  Fortführung  des  Ge- 
schäftes des  Lehrherrn.  ^)  Auch  dann  kann  ein  wichtiger 
Grund  vorliegen,  wenn  zwar  jeder  einzelne  der  ver- 
schiedenen für  die  sofortige  Auflösung  geltend  gemachten 
Umstände  für  sich  allein  betrachtet  einen  sie  recht- 
fertigenden Grund  nicht  darstellt,  aber  die  Gesamtheit 
der  Umstände  in  ihrer  Vereinigung  den  gesetzlich  not- 
wendigen wichtigen  Grund  abgibt.^)  Kündigungsgründe, 
die  als  verziehen  gelten  müssen;  können  später  nicht 
mehr  vorgebracht  werden. 

IV.  Einfluß  des  Krieges  auf  das  Kündigungsrecht. 

Es  liegt  nahe,  auf  die  Verhältnisse,  wie  sie  der 
Weltkrieg  gezeitigt  hat,  einen  kurzen  Blick  zu  werfen.  Zu 
§  127  b  G.G.  sind  zwei  Kriegsentscheidungen  ergangen, 
die  Interesse  beanspruchen;  so  hat  das  Gewerbegericht 
Berlin  am  L  Oktober  1914  entschieden,  daß  Betriebs- 
einschränkung infolge  des  Krieges  so  lange  kein  Grund 
für  vorzeitige  Lösung  des  Lehrverhältnisses  ist,  als  der 
Betrieb  noch  soweit  aufrecht  erhalten  wird,  daß  eine 
Unterweisung  des  Lehrlings  in  den  Verrichtungen  des 
Gewerbes,  wenn  auch  in  beschränkterem  Umfang,  mög- 
lich ist.  Dieser  Entscheidung  wird  voll  und  ganz  zuzu- 
stimmen sein,  eine  Unfähigkeit  zu  den  dem  Lehrherrn 
vertragsmäßig  obliegenden  Verpflichtungen,  wie  sie  der 
§  127  b  Abs.  3  Z.  2  G.G.  verlangt,  wird  man  unter  den 
gegebenen  Umständen  noch  nicht  annehmen  können. 
Wenn  jedoch  infolge  der  Einziehung  der  zur  Ausbildung 
des  Lehdings  bestimmten  Personen  der  Lehrling  keine 
Anleitung  mehr  erhalten  kann,  so  ist  das  füjr  ihn  ein 

1)  Eine  Reihe  wichtiger  Gründe  gibt  Deiters  S.  62  an. 

2)  Vgl.  Soergel  1905  S.  639  zu  §  70. 
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genügender  Grund,  die  Auflösung  des  Lehrverhältnisses 
zu  verlangen,  so  Entscheidung  des  Gewerbegerichts  Essen 
vom  10.  September  1915.^ 

Die  Literatur  zu  §  70  des  H-G.B.  wegen  der  unter 
dem  Einfluß  des  Krieges  stehenden  Frage  des  Kündigungs-^ 
rechtes  ist  sehr  umfangreich;  sie  ist  bei  Soergel  1914/15 
S.  34  abgedruckt. 

Ich  bin  der  Ansicht,  daß  Kriegsverhältnisse  den 
Lehrvertrag  in  seinem  Bestand  nur  dann  erschüttern 
können,  wenn  entweder  der  Lehrling  oder  der  Lehrherr 
zu  militärischen  Dienstleistungen  einberufen  wird  oder 
der  Lehrherr  sein  Geschäft  wegen  mangelnder  Aufträge 
oder  infolge  der  Unmöglichkeit  der  Herbeischaffung  von^ 
Rohstoffen  schließen  muß.  Ein  Schadenersatzanspruch 
ist  dem  Lehrling  nicht  gegeben,  weil  kein  Verschulden 
vorliegt;  allerdings  wird  der  Lehrherr  sein  Geschäft  im 
Interesse  des  Lehrlings  so  lange  betreiben  müssen,  als 
ihm  dies  irgendwie  möglich  ist. 

Daß  ein  Handlungslehrling,  der  einer  fremden  mit 
dem  Deutschen  Reich  kriegführenden  Macht  angehörte, 
-nach  §§  70,  77  Abs.  3  H.G.B,  ohne  Kündigung  bei 
Ausbruch  des  Krieges  entlassen  werden  konnte,  ist  für 
mich  absolut  zweifellos,  ein  wichtiger  Grund  zur  Auf- 
lösung des  Verhältnisses  ist  dabei  unbedenklich  gegeben.^.) 
Beim  „feindlichen"  Gewerbelehrling  ist  die  Frage  schwie- 
riger zu  entscheiden;  da  es  ja  außer  den  gesetzlichen 
Entlassungsgründen  keinen  weiteren  „wichtigen"  Grund 
gibt.  Ich  neige  der  Ansicht  zu,  daß  die  Erfüllung  eines 
solchen  gewerblichen  Lehrvertrags  für  den  Lehrherrn 

1)  Beide  Entscheidungen  finden  sich  bei  Soergel,  Kriegs- 
rechtsprechung und  Kriegslehre  1914/15  S.  62. 

2)  So  auch  Horrwitz  in  der  „Deutschen  Juristenzeitung"^ 
S.  1338. 
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einen  Verstoß  gegen  die  guten  Sitten  bedeuten  und  ihn 
zur  sofortigen  Unwirksamkeitserklärung  berechtigen  würde. 

V.  Die  wichtigsten  Folgen  der  Kündigung. 

Bei  der  fristlosen  Kündigung  in  den  vorerwähnten 
Fällen  entsteht  für  den  zur  Kündigung  berechtigten  Teil 
ein  Anspruch  auf  Schadenersatz,  wenn  den  andern  Teil 
ein  Verschulden  trifft,  wenn  also  dem  andern  Teil  nicht 
nur  objektive  Vertragswidrigkeit,  sondern  schuldhafte 
Verletzung  der  Vertragspflichten  zur  Last  fällt  (deshalb 
keinen  Schadenersatzanspruch  bei  Entlassung  wegen 
Kriegsausbruchs,  siehe  IV).  Eine  vom  Lehrherrn  zu 
vertretende  Unmöglichkeit,  seine  Pflichten  zu  erfüllen, 
womit  das  Lehrverhältnis  ipso  iure  sein  Ende  findet, 
liegt  beim  Gewerbelehrling  in  den  Fällen  der  §§  126 
und  128  G.O.  und  im  Falle  des  §  81  H.G.B.,  also  dann 
vor,  wenn  der  Lehrherr  die  Befugnis  ,zum  Halten  von 
Lehrlingen  verliert  oder  wenn  er  mehrere  Lehrlinge  aus 
dem  Gesichtspunkt  der  Lehrlingszüchterei  entlassen  muß; 
dann  kann  der  Lehrling  Schadenersatz  wegen  Nicht- 
erfüllung verlangen  (§  325  B.G.B.).  Im  Fall  der  Z.  3 
des  §  72  H.G.B,  (lang  anhaltende  Krankheit  des  Lehr- 
lings, militärische  Dienstleistung,  unverschuldete  längere 
Abwesenheit)  ist  dagegen  mangels  eines  Verschuldens  , 
ein  Schadenersatzanspruch  nicht  möglich. 

Zu  ersetzen  ist  der  Schaden,  den  der  Andere  durch 
die  Aufhebung  des  Lehrverhältnisses  erleidet.  Beim  ge- 
werblichen Lehrvertrag  ist  Grundbedingung  einer  jeden 
Schadenersatzforderung,  daß  der  Vertrag  schriftlich  ab- 
geschlossen worden"  ist;  andernfalls  ist  jeder  Schaden- 
ersatzanspruch ausgeschlossen  §  127f  G.O.  Beim  kauf- 
männischen Lehrvertrag  ist  schriftliche  Form  nur  in  dem 
Fall  Voraussetzung  einer  Schadenersatzforderung,  daß 

6 


—    82  — 


der  Lehrherr  wegen  unbefugten  Austritts  des  Lehrlings 
aus  der  Lehre  (§  72  Z.  2  H.G.B.)  dem  Lehrling  gegen- 
über Schaden  geltend  machen  will.  Sonst  kann  auch 
beim  Fehlen  eines  Lehrvertrags  der  Lehrherr  unbeschränkt 
Schadenersatzansprüche  erheben,  ebenso  natürlich  der 
Lehrling. 

Der  Umfang  des  Schadenersatzes  richtet  sich  nach 
den  Vorschriften  des  B.G.B.  §  242  ff.  Die  Höhe  des 
Schadens  bemißt  sich  nach  dem  Interesse,  welches 
beide  Teile  an  der  Erfüllung  des  Lehrvertrags  hatten, 
man  muß  sich  wohl  dafür  entscheiden,  daß  der  Lehr- 
herr bei  Geltendmachung  eines  Schadens  auch  den  Wert 
der  Arbeitskraft  des  Lehrlings  für  ihn  und  sein  Geschäft 
mit  in  Rechnung  ziehen  darf.  Der  Lehrherr  wird  daher 
Entschädigung  für  die  ihm  während  der  übrigen  Lehrver- 
tragszeit  entzogene  Arbeitskraft  und  Ersatz  des  für  eine 
teuerere  Aushilfe  aufzuwendenden  Betrags  verlangen. 
Umgekehrt  ist  aber  auch  der  Bruch  des  Kontraktes 
seitens  des  Lehrherrn  von  keinem  andern  Gesichtspunkt 
aus  zu  betrachten  als  die  Verletzung  der  Vertragspflichten 
seitens  des  Lehrlings.  Wenn  der  Lehrling  also  bei  einem 
andern  Lehrherrn  für  seine  Ausbildung  mehr  aufwenden 
muß,  so  wird  der  frühere  Lehrherr  diesen  Mehraufwand 
ersetzen  müssen.^) 

Eine  besondere  Schadenersatzregelung  enthält  das 
Gewerbegesetz  für  den  Fall,  daß  der  Gewerbelehrherr  das 
Lehrverhältnis  wegen  unbefugten  Verlassens  der  Lehre 
seitens  des  Lehrlings  aufgelöst  hat.  Hier  hat  der  Lehr- 
herr zwei  Wege,  er  kann  den  Lehrling  polizeilich  zurück- 
führen lassen  (§  127  d  G.G.)  oder  nach  fristloser  Kün- 
digung des  Lehrvertrags  (§§  127  b  Abs.  2  mit  123 


1)  So  auch  Bloch  S.  43  und  44. 
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Abs.  1  Z.  3  G.O.)  und  zwar  nur  innerhalb  einer  vier- 
wöchigen Ausschlußfrist,  beginnend  mit  der  Auflösung 
des  Lehrverhältnisses  (§  127  f  Abs.  2  CO.)  Schaden- 
ersatz verlangen  (§  127  g  G.O.);  Voraussetzung  bei  all 
diesen  Handlungen  ist  schriftlicher  Abschluß  des  Lehr- 
vertrags. Die  Art  und  Höhe  dieses  Schadenersatzes 
ist  gesetzlich  ganz  genau  festgelegt ;  er  besteht,  wenn  in 
dem  Lehrvertrag  von  vorneherein  nicht  ein  geringerer 
Betrag  ausbedungen  ist,  in  einem  Geldbetrag,  welcher 
für  jeden  auf  den  Tag  des  Vertragsbruchs  folgenden 
Tag  der  Lehrzeit,  höchstens  aber  für  sechs  Monate,  bis 
auf  die  Hälfte  des  in  dem  Gewerbe  des  Lehrherrn  den 
Gesellen  oder  Gehilfen  ortsüblich  gezahlten  Lohnes  sich 
belaufen  darf. 

In  dem  Lehrvertrag  kann  ein  höherer  Betrag  als 
der  sich  hienach  ^  berechnende  als  Konventionalstrafe 
nicht  festgesetzt  werden.  Für  die  Zahlung  der  Ent- 
schädigung sind  der  Vater  des  Lehrlings,  soweit  er 
die  Sorge  für  die  Person  des  Lehrlings  hat,  sowie  der 
Arbeitgeber  mitverhaftet,  der  den  Lehrling  zum  Verlassen 
der  Lehre  verleitet  oder  ihn  trotz  seiner  Kenntnis  der 
Verhältnisse  in  die  Lehre  genommen  hat.  Der  frühere 
Lehrherr  kann  sich  also  den  Zahlungsfähigsten  heraus- 
suchen §  127  g  Abs.  2  G.O.  Diese  besondere  Art  des 
Schadenersatzes  kann  aber  nur  in  dem  einen  Fall  des 
unbefugten  Verlassens  der  Lehre  verlangt  werden  ;  wenn 
also  der  Lehrling  die  Lehre  verlassen  hat,  weil  der 
Lehrherr  durch  dessen  vertragswidriges  Verhalten  zur 
fristlosen  Kündigung  gezwungen  worden  war,  so  be- 
rechnet sich  der  von  dem  Lehrherrn  geltend  zu  machende 
Schadenersatz  nach  den  Vorschriften  des  bürgerlichen 
Rechts  (siehe  V  oben). 

6* 
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Kündigt  der  Gewerbelehrling  oder  Gewerbelehrherr, 
so  hat  er  den  Anspruch  auf  Entschädigung  bei  Aus- 
schluß derselben,  wie  schon  erwähnt,  innerhalb  4  Wochen 
nach  Auflösung  des  Lehrverhältnisses  im  Wege  der 
Klage  oder  Einrede  geltend  zu  machen  §  127  f  Abs.  2 
G.G.  Für  die  Frist  ist  die  rechtliche,  nicht  die  tatsäch- 
liche Beendigung  maßgebend. 

Für  die  gleichen  Ansprüche  des  Handlungslehr- 
herrn und  -lehrlings  besteht  eine  solche  Ausschlußfrist 
nicht,  hier  entscheiden  die  gewöhnlichen  Verjährungs- 
vorschriften des  B.G.B. 

2.  §  16.    Sonstige  Beendigungsgründe. 

I.  a)  Die  natürlichste  Beendigung  eines  jeden  Lehr- 
verhältnisses ist  der,  Tod  des  Lehrlings;  die  Gewerbe- 
ordnung hat  diese  Rechtsfolge  besonders  hervorgehoben, 
während  das  Handelsgesetzbuch  hierüber  nichts  sagt, 
allein  auch  im  Handelsrecht  ist  selbstverständlich  mit 
dem  Ende  der  natürlichen  Existenz  des  Lehrlings  auch 
dessen  Verhältnis  zu  seinem  Lehrherrn  aufgehoben,  da 
es  sich  ja  dabei  um  ein  höchst  persönliches  Verhältnis 
handelt.  Schadenersatzansprüche  stehen  dem  kauf- 
männischen Lehrherrn  nach  den  oben  entwickelten 
Grundsätzen  mangels  eines  Verschuldens  natürlich  nicht 
zu.  Dagegen  ist  dem  gewerblichen  Lehrherrn  beim  Tode 
seines  Lehrlings  ein  Recht  auf  Entschädigung  eingeräumt, 
doch  muß  für  diesen  Fall  Art  und  Höhe  der  Ent- 
schädigung im  Lehrvertrag  besonders  vereinbart  sein 
(§§  127  f  Abs.  1  S.  2  und  127  b  Abs.  4  G.G.),  andern- 
falls entstehen  auch  hier  keinerlei  Entschädigungsforde- 
rungen. 

b)  Einen  weiteren  Beendigungsgrund,  der-  oben  in 
§  12  schon  angedeutet  ist,  haben  die  beiden  Arten  von 
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Lehrverhältnissen  insofern  gemeinsam,  als  dann,  wenn 
der  gesetzliche  Vertreter  des  Lehrlings  für  diesen  oder, 
sofern  Letzterer  volljährig  ist,  dieser  selbst  dem  Lehr- 
herrn die  schriftliche  Erklärung  abgibt,  daß  er  zu  einem 
anderen  Gewerbe  oder  Beruf  übergehen  werde,  das 
Lehrverhältnis  spätestens  nach  Ablauf  von  vier  Wochen 
beim  Gewerbelehrling,  von  einem  Monat  beim  Hand- 
ungslehrling, gerechnet  von  der  Abgabe  der  schriftlichen 
Erklärung  ab,  als  beendet  zu  betrachten  ist,  falls  es  nicht 
durch  die  nur  dem  Lehrherrn  hier  zustehende  „Ent- 
lassung" schon  früher  aufgelöst  wird  §§  127e  G.O.  und 
78  H.G.B.  Vorausgesetzt  ist  dabei,  daß  die  Probezeit 
abgelaufen  ist,  denn  während  derselben  darf  ja  der 
Lehrling  ohne  Beschränkung  austreten.  Die  Fristberech- 
nung richtet  sich  nach  §  186  ff.  B.G.B.,  bes.  nach  §§  187 
Abs.  1  und  188  Abs.  2.  Bei  einem  solchen  Berufs- 
wechsel besteht  für  den  Lehrling,  soweit  der  Wieder- 
eintritt in  den  verlassenen  Beruf  in  Frage  kommt,  eine 
Sperrfrist  von  9  Monaten,  gerechnet  von  der  Auflösung 
des  Lehrverhältnisses  d.  h.  von  dem  Tage  des  Austritts 
aus  der  Lehre  an.  Stimmt  der  frühere  Lehrherr  der  vor 
Ablauf  der  Sperrfrist  neuerdings  eingegangenen  Be- 
schäftigung in  demselben  Gewerbe  oder  Beruf  zu,  .so  ist 
natürlich  jede  Schadenersatzforderung  für  den  früheren 
Lehrherrn  ausgeschlossen.  Andernfalls  aber  kann  der 
kaufmännische  Lehrherr,  wenn  der  Lehrling  der  abge- 
gebenen Erklärung  zuwider  vor  Ablauf  der  Sperrfrist  in 
ein  anderes  Geschäft  als  Handlungslehrling  oder  Hand- 
lungsgehilfe eintritt,  von  dem  Lehrling  Schadenersatz 
verlangen,  soweit  ihm  durch  die  Beendigung  des  Lehr- 
verhältnisses ein  Schaden  entstanden  ist.  Dabei  haftet 
der  neue  Prinzipal  als  Gesamtschuldner,  sofern  er  von 
dem  Sachverhalt  tatsächlich  Kenntnis  hat  (§  78  Abs.  2 
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H.G.B.);  Kennenmüssen  genügt  hier  nicht,  um  die  ge- 
samtschuldnerische Haftung  des  neuen  Prinzipals  zu 
begründen.  Die  Schadenersatzpflicht  trifft  auch  dann, 
wenn  der  gesetzliche  Vertreter  im  eigenen  Namen  den 
Vertrag  abgeschlossen  hat,  immer  nur  den  Lehrling; 
könnte  auch  der  gesetzliche  Vertreter  als  mitverhaftet  in 
Betracht  kommen,  dann  hätte  das  Gesetz  den  gesetz- 
lichen Vertreter  in  Abs.  2  a.  a.  0.,  der  die  Haftungs- 
verpflichtung enthält,  ebenso  erwähnt,  wie  es  dies  in 
Abs.  1  getan  hat./^) 

Nicht  so  beim  Gewerbelehrling !  Die  Auflösung  des 
gewerblichen  Lehrvertrags  beim  Berufswechsel  ist  mög- 
lich, das  Gesetz  knüpft  an  die  schriftliche  Erklärung,  in 
der  der  Übergang  zu  einem  neuen  Beruf  dokumentiert 
wird,  die  starre  Folge,  daß  das  Lehrverhältnis  als  auf- 
gelöst zu  betrachten  ist ;  die  Auflösung  ist  damit  zu  einer 
gesetzmäßigen  gestempelt  und  kann,  da  ein  Verschulden 
des  Lehrlings  nie  in  Frage  kommt,  nicht  zum  Gegen- 
stand einer  Schadenersatzforderung  gemacht  werden. 
Hier  ist  eine  Lücke  im  Gesetz,  die  nur  dadurch  ausge- 
füllt werden  kann,  daß  die  Lehrherrn  vorbeugende  Be- 
stimmungen in  den  Lehrvertrag  aufnehmen.  Wer  einen 
Lehrling,  der  wegen  Berufswechsels  ausgetreten  ist  und 
vor  Ablauf  der  Sperrfrist  in  demselben  Gewerbe  wieder 
Stellung  nimmt,  beschäftigt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu 
150  Mk.  bezw.  mit  4  Wochen  Haft  bestraft,  wenn  er 
von  der  Sachlage  Kenntnis  hat.  §  148  Z.  10  G.G.  Eine 
gleiche  Strafvorschrift  für  das  Handelsrecht  besteht  nicht. 

c)  Ein  eigentümlicher  Rechtszustand  tritt  ein,  wenn 
der  Lehrherr  stirbt;  hier  bildet  sich  wieder  eine  Art 


j)  Ebenso  Düringer  -  Hachenb  urg  Anm.  7  zu  §78; 
and.  A.  Staub  Anm.5  zu  §  78  und  Horrwitz  §  35  a.  E.  S.  171. 
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gesetzlicher  Probezeit  insofern,  als  sowohl  der  Lehrling - 
wie  auch  die  Erben  des  Lehrherrn  das  LehrverhäUnis 
innerhalb  eines  Monats  im  Handelsrecht,  von  4  Wochen 
im  Gewerberecht  nach  dem  Todesfall  ohne  Einhaltung 
einer  Kündigungsfrist  auflösen  können  §§  77  Abs.  4 
H.G.B,  und  127  b  Abs.  4  Satz  2  G.G.  Die  ratio  legis 
ist  klar,  denn  es  bilden  sich  nach  dem  Tode  des  Lehr- 
herrn ganz  neue  tatsächliche  Verhältnisse,  die  erst  der 
Beurteilung  der  in  Mitleidenschaft  gezogenen  Teile  unter- 
stehen müssen,  bevor  sie  sich  zu  rechtlich  giltigen 
Situationen  verdichten  können.  Stirbt  bei  einer  offenen 
Handelsgesellschaft  ein  Gesellschafter,  dann  kann  der 
Handlungslehrling  nur  unter  der  Voraussetzung  kündigen, 
daß  seine  Ausbildung  lediglich  oder  hauptsächlich  durch 
den  verstorbenen  Gesellschafter  geleitet  worden  ist  oder 
geleitet  werden  konnte.^) 

d)  Über  die  Frage,  ob  beim  Konkurs  des  Lehrherrn 
der  Lehrling  und  der  Konkursverwalter  ein  Recht  zur 
Auflösung  haben  und  wie  dies  zu  betätigen  ist,  siehe 
oben  §  8  im  letzten  Drittel. 

IL  Von  praktischem  aktuellem  Interesse  ist  die  Be- 
antwortung der  Frage,  ob  ein  nach  dem  Gesetz  vom 
5.  Dezember  1916  zum  vaterländischen  Hilfsdienst  ver- 
pflichteter Lehrling  unter  der  Voraussetzung  des  §  9 
Abs.  3,  wonach  als  ein  wichtiger  Grund  zur  Aufgabe 
eines  Arbeitsverhältnisses  eine  angemessene  Verbesserung 
der  Arbeitsbedingungen  im  vaterländischen  Hilfsdienst 
erscheint,  seine  Lehrstelle  —  die  Zustimmung  seines 
gesetzlichen  Vertreters  während  seiner  Minderjährigkeit 
vorausgesetzt  —  zu  ändern  berechtigt  ist. 

1)  Gl.  Ans.  staub  Anm.  8  und  Brand  Anm.  6  Abs.  2 
zu  §  77. 
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Darüber  kann  kein  Zweifel  entstehen,  daß  der  nicht 
im  Hilfsdienst  tätige  Lehrling  mit  Zustimmung  seines 
gesetzlichen  Vertreters  jederzeit,  auch  ohne  Einverständ- 
nis des  Lehrherrn,  in  eine  hilfsdienstpflichtige  Beschäf- 
tigung, die  anderer  Art  ist  als  seine  bisherige  Lehr- 
lingstätigkeit, eintreten  kann  §  78  H.G.B,  mit  §  127  e  CO. 

Ist  der  Lehrling  jedoch  in  einer  hilfsdienstpflichtigen 
Beschäftigung  gestanden  oder  hat  er  in  einer  solchen 
das  hilfsdienstpflichtige  Alter  von  17  Jahren  erreicht,  so 
kann  er  eine  andere  Lehrstelle  in  einem  Betrieb^  der 
unter  die  hilfsdienstpflichtigen  Betriebsarten  des  §  2 
(Kriegsindustrie,  kriegswirtschaftliche  Organisationen  und 
sonstige  Berufe  und  Betriebe,  die  für  Zwecke  der  Krieg- 
führung oder  der  Volksversorgung  mittelbar  oder  un- 
mittelbar Bedeutung  haben)  fällt  und  gleicher  Art  wie 
der  Betrieb  seiner  früherer  Tätigkeit  ist,  nur  mit  Zu- 
sümmung  seines  Lehrherrn,  also  unter  Vorlage  des  sog. 
Abkehrscheines  (§  9  Abs.  1);  antreten.  Kann  nun  aber 
diese  Zustimmung  des  Lehrherrn  durch  den  im  AbS.  2 
des  §  9  zur  Schlichtung  von  Streitigkeiten  eingesetzten 
Schlichtungsausschuß  bei  der  sonst  normalerweise  be- 
stehenden Unkündbarkeit  des  Lehrvertrags  ersetzt  werden? 
Da  der  Krieg  privatrechtliche  Verträge  im  Großen  und 
Ganzen  nicht  alteriert  hat,  der  Lehrvertrag  aber  nur 
unter  ganz  bestimmten  Voraussetzungen  gekündigt  werden 
kann,  da  andererseits  das  Hilfsdienstgesetz  Lehrverhält- 
nisse sicher  nicht  tangieren  wollte  und  der  Lehrvertrag 
kein  Dienst-  oder  Arbeitsvertrag  im  gewöhnlichen  Sinn 
und  im  Sinn  des  §  9  des  Hilfsdienstgesetzes  ist,  so 
wird  man  zu  dem  Ergebnis  kommen  müssen,  daß  der 
sog.  Schlichtungsausschuß  des  §  9  Abs.  II  die  Zu- 
stimmung des  Lehrherrn  zum  Austritt  des  Lehrlings  aus 
seinem  hilfsdienstpflichtigen  Betrieb  und  zum  Eintritt  in 
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einen  gleichartigen  anderen  hilfsdienstpflichtigen 
Betrieb  nicht  ersetzen,  also  den  Abkehrschein  an  Stelle 
des  Lehrherrn  gegen  dessen  Willen  nicht  ausstellen  kann. 

§  17.    c)  Das  Zeugnis. 

Bei  Beendigung  des  Lehrverhältnisses  hat  der  Lehr- 
herr dem  Lehrling  ein  Zeugnis  auszustellen.  An  diese 
nackten  Worte  der  Gesetze  (H.G.B.  §  80  Abs.  1  und 
G.O.  §  127  c  Abs.  1)  haben  sich  verschiedene  Streit- 
fragen angeschlossen,  so  ist  der  Ausdruck:  „Beendigung" 
lebhaft  umstritten.  Die  einen  Schriftsteller  verstehen 
unter  Beendigung  nur  das  Aufhören  des  rechtmäßigen 
Bestehens^)  und  wollen  dem  Lehrling,  der  ohne  wichtigen 
Grund  den  Dienst  verlassen  hat,  kein  Recht  auf  ein 
Zeugnis  zubilligen.  Andere  sind  der  wohl  richtigen  An- 
sicht, daß  das  Zeugnis  auch  dann  verlangt  werden  kann, 
wenn  der  Lehrling  unbefugt  die  Lehre  verläßt  oder 
durch  vertragswidriges  oder  strafwürdiges  Betragen  dem 
Lehrherrn  einen  wichtigen  Grund  zur  Kündigung  gibt.^) 
„Selbstverständlich  wird  der  Lehrherr  in  diesem  Fall 
das  Verhalten  des  Lehrlings  im  Zeugnis  entsprechend 
charakterisieren."^) 

Der  Lehrling  kann  für  den  Fall  der  normalen  Be- 
endigung des  Lehrverhältnisses  auch  schon  einige  Zeit 
vor  und  nach  dem  Ablauf  des  Vertrags  das  Zeugnis 
verlangen,  dies  ist  dann  von  praktischer  Bedeutung, 
wenn  der  Lehrling  sich  einige  Zeit  vor  Ablauf  seines 

1)  So  Brand  Anm.  2  zu  §  80  und  Landmann  Anm.  2a 
zu  §  127  c. 

2)  So  Staub  Anm.  1  u.  Düringer-Hachenburg  Anm.  1 
•zu  §  80. 

3)  Düringer-Hachenburg  a.  a.  O. 
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Lehrverhältnisses  um  eine  Gehilfenstelle  in  einem  anderen: 
Geschäft  bewerben  will  und  dazu  ein  Zeugnis  vor- 
legen muß. 

it. 

Zur  Ausstellung  des  Zeugnisses  ist  nur  der  Lehr- 
herr berechtigt,  nicht  etwa  sein  Werkmeister  oder  der- 
jenige, dem  der  Lehrherr  die  Ausbildung  des  Lehrlings 
speziell  übertragen  hat.  Dagegen  ist  der  gesetzliche 
Vertreter  des  Lehrherrn,  also  sein  kaufmännischer  bezw. 
gewerblicher  Stellvertreter  ebenfalls  zur  Ausstellung  des 
Zeugnisses  befugt,  aber  nur  dann,  wenn  der  Lehrherr 
tatsächlich  oder  weil  er  keinen  Einblick  in  die  Aus- 
bildung des  Lehrlings  hat  nehmen  können,  nicht  in  der 
Lage  ist,  das  Zeugnis  rechtmäßig  auszustellen.  ^) 

Der  Wortlaut  des  Gesetzes  sowohl  im  Handels-  als 
auch  im  Gewerberecht  läßt  meiner  Ansicht  nach  keinen 
Zweifel  darüber  aufkommen^  daß  der  Lehrherr  in  allen 
Fällen  der  Beendigung  des  Lehrverhältnisses  die  Pflicht 
hat  ein  Zeugnis  auszustellen  und  zwar  auch  dann,  wenn 
der  Lehrling  gar  keines  verlangt.  Ein  Antrag  des  Lehr- 
lings ist  also  nicht  erforderlich;  hätte  der  Gesetzgeber 
dies  gewollt,  so  hätte  er  es  unzweifelhaft  zum  Ausdruck 
gebracht;  wie  er  dies  z.  B.  getan  hat  bei  Beendigung 
des  Dienstverhältnisses  eines  Handlungsgehilfen  §  73 
H.G.B.,  dort  ist  ein  Zeugnis  nur  auf  Anfordern  auszu- 
stellen. Warum  der  Gesetzgeber  eine  Pflicht  zur  Aus- 
stellung begründen  wollte,  geht  klar  aus  dem  Zweck 
der  betreffenden  Vorschriften  hervor,  nämlich  einerseits 
das  Fortkommen  des  Lehrlings  zu  erleichtern,  anderer- 
seits aber  auch  den  Kaufleuten  und  Gewerbetreibenden 
eine  Handhabe  zur  Beurteilung  der  Fähigkeiten  junger 
Leute,  die  bei  ihnen  eintreten  wollen,  zu  geben.  Der 


1)  So  auch  Land  mann  Anm.  2  c  zu  §  127  c. 
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neue  Prinzipal  wird  also  immer  ein  Zeugnis  von  dem 
sich  um  eine  Stelle  bewerbenden  jungen  Gehilfen  oder 
Gesellen  verlangen  können;  hat  dieser  kein  solches 
Zeugnis  aufzuweisen,  so  ist  dieser  Umstand  immer  ver- 
dächtig und  für  den  neuen  Herrn  ein  Grund  vorsichtig 
zu  sein.^) 

Das  Zeugnis  muß  stets  die  Unterschrift  des  Lehr- 
herrn tragen,  da  schriftliche  Form  vorgeschrieben  ist. 

Der  Inhalt  des  Zeugnisses  ist  genau  umrissen  und 
erstreckt  sich  auf  die  Dauer  der  Lehrzeit;  die  während 
derselben  erworbenen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  (Fähig- 
keiten) und  auf  das  während  dieser  Zeit  beobachtete 
Betragen  §§^0  H.G.B,  und  127  c  G.G.  Für  den  Ge- 
werbelehrherrn besteht  außerdem  noch  die  Pflicht,  das 
Gewerbe,  in  welchem  der  Lehrling  unterwiesen  worden 
ist,  genau  zu  bezeichnen.  Dies  versteht  sich  eigentlich 
von  selbst,  jeder  Lehrherr  wird  in  dem  Zeugnis,  das  er 
dem  Lehrling  ausstellt,  Angaben  darüber  machen,  auf 
welchen  Gebieten  des  Handels,  Gewerbes,  der  Industrie 
etc.  der  Lehrling  unterwiesen  worden  ist.  Daneben 
wird,  aber  muß  nicht  unbedingt,  eine  Angabe  über  den 
Grund  des  Austritts  erfolgen.  Auf  jeden  Fall  kann  der 
Lehrherr  den  Inhalt  des  Zeugnisses  noch  erweitern,  je- 
doch nicht  in  einer  die  Interessen  des  Lehrlings,  ins- 
besondere die  Möglichkeit  seines  Fortkommens  schä- 
digenden Weise.  Auf  Ausstellung  eines  Zeugnisses  und 
den  gesetzlich  vorgeschriebenen  Mindestinhalt  desselben 
können  die  Parteien  rechtswirksam  nicht  verzichten. 
Dem  Lehrling  steht  ein  vor  dem  Gewerbe-  bezw.  Kauf- 


1)  So  auch  die  überwiegende  Meinung,  vgl.  Brand  Anm.  3 
zu  §  80  und  die  dort  angegebene  Literatur;  a.  A.  Staub  Anm.  1 
zu  §  80  und  Landmann  Anm.  2  Abs.  1  zu  §  127  c. 
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mannsgerichte  mittels  Klage  geltend  zu  machendes 
Recht  auf  Ausstellung  und  bei  offensichtlicher  Unrichtig- 
keit auch  auf  Berichtigung  des  Zeugnisses  zu.  Für  den 
aus  der  Verweigerung  der  Ausstellung  oder  der  Un- 
richtigkeit des  Inhalts  dem  Lehrling  entstehenden  Schaden 
(Unmöglichkeit  des  Antritts  einer  neuen  Stelle,  Zahlung 
eines  geringeren  Gehaltes  in  Ermangelung  eines  Zeug- 
nisses usw.)  ist  der  Lehrherr  diesem  nach  den  allge- 
meinen Grundsätzen  des  B.G.B.  §  276  verantwortlich. 
Eine  zwischen  den  Parteien  getroffene  Vereinbarung,  wo- 
nach gewisse  Punkte,  die  nach  §  80  bezw.  §  127  c  in 
das  Zeugnis  hineingehören,  unbescheinigt  bleiben  sollen, 
ist  ungiltig,  da  auf  das  Zeugnis  nach  der  Natur  der 
Vorschriften  als  solcher  öffentlichen  Charakters  ebenso 
wenig  verzichtet  werden  kann  wie  auf  den  Inhalt  oder 
einen  Teil  desselben.^)  Natürlich  kann  das  Zeugnis  auch 
-dann  verlangt  werden,  wenn  ein  schriftlicher  Lehrver- 
tag nicht  abgeschlossen  ist.  Dies  gilt  insbesondere 
vom  Zeugnis  des  gewerblichen  Lehrlings,  somit  ist  die 
sonst  allgemein  durchgeführte  Reg^l,  daß  der  schriftliche 
Abschluß  des  gewerblichen  Lehrvertrags  unbedingte 
Voraussetzung  eines  Vorgehens  gegen  den  Lehrherrn 
(und  Lehrling)  ist,  hier  durchbrochen  und  zwar  so  weit 
durchbrochen,  daß  der  Schadenersatzanspruch  aus  einer 
Verweigerung  oder  unrichtigen  oder  unvollständigen  Aus- 
stellung des  Zeugnisses  auch  dann  zur  Entstehung 
kommt,  wenn  die  schriftliche  Form  des  Lehrvertrags 
nicht  eingehalten  worden  ist. 

Das  Zeugnis  kann  beim  Handlungslehrling  auf  An- 
trag und  muß  beim  Gewerbelehrling  von  der  Orts- 
polizeibehörde, in  Bayern  also  von  den  Magistraten  bezw. 


1)  Anders  Staub  Anm.  2  zu  §  80. 
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Gemeindeausschüssen  kosten-  und  stempelfrei  beglaubigt 
werden;  diese  Beglaubigung  bezieht  sich  natürlich  nur 
auf  die  Unterschrift  des  Lehrherrn,  nie  auf  den  Inhalt 
des  Zeugnisses,  deshalb  hat  sich  die  Ortspolizeibehörde 
vor  der  Beglaubigung  zu  überzeugen,  daß  die  Unter- 
schrift auch  vom  Lehrherrn  stammt,  dies  wird  dann  von 
Wichtigkeit  werden,  wenn  bei  größeren  Gemeinden  ein  Ein- 
blick der  bescheinigenden  Behörde  in  die  kaufmännischem 
und  gewerblichen  Lehrverhältnisse  unmöglich  ist. 

Der  Gewerbetreibende,  der  seine  ihm  zur  richtigen 
Ausstellung  eines  Zeugnisses  obliegende  Pflicht  verletzt, 
verfällt  der  Strafvorschrift  des  §  148  Z.  9  G.O.;  eine 
Strafvorschrift  gegenüber  dem  kaufmännischen  Lehrherrr^, 
besteht  nicht. 

Nebenbei  und  der  Vollständigkeit  halber  sei  hier 
erwähnt,  daß  der  Gewerbelehrherr  dem  Lehrling  neben 
dem  Zeugnis  noch  ein  Arbeitsbuch  mitzugeben  hat,  in 
dem  die  Zeit  des  Eintritts  und  Austritts,  die  Art  der 
Beschäftigung  und,  wenn  diese  Veränderungen  erfahren 
hat,  die  Art  der  letzten  Beschäftigung  einzutragen  ist 
§§  107,  III  Abs.  1  G.G.  In  dem  Arbeitsbuch  ist  für 
den  Fall,  daß  ein  Berufswechsel  für  den  Lehrling  in 
Aussicht  genommen  ist,  dieser  Berufswechsel  als  Grund 
der  Auflösung  des  Lehrverhältnisses  anzugeben  §  127  e 
Abs.  1  G.G.  An  Stelle  des  vom  Lehrherrn  auszu- 
stellenden Zeugnisses  treten  im  Gewerbe  sog.  Lehrbriefe, 
die  da,  wo  Innungen  oder  andere  Vertretungen  der 
Gewerbetreibenden  z.  B.  Gewerbevereine  existieren,  von 
diesen  ausgestellt  werden.  Der  Gewerbelehrling  kann, 
wenn  er  einen  Lehrbrief  erhält,  kein  Zeugnis  mehr  ver- 
langen. Umgekehrt  aber  hat  er  das  Recht,  dieses  Zeugnis 
zu  fordern,  wenn  er  von  einer  Innung  etc.  einen  Lehr- 
brief nicht  bekommen  kann. 
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§  18.    d)  Die  Gesellenprüfung  im  Handwerk  insbesondere. 

Während  im  Allgemeinen  das  Lehrzeugnis  den  Ab- 
schluß des  Lehrverhältnisses  darstellt,  besteht  für  das 
Handwerk  mit  Rücksicht  auf  seine  besondere  Bedeutung 
für  das  wirtschaftliche  Leben  noch  eine  weitergehende 
Einrichtung:  Die  Gesellenprüfung.  Der  Zweck  dieser 
Prüfung,  welche  vor  einem  in  der  Regel  auf  drei  Jahre 
bestellten  Prüfungsausschuß  abzulegen  ist,  der  aus  dem 
der  Handwerkskammer  entstammenden  Vorsitzenden  und 
den  je  zur  Hälfte  aus  der  Zahl  der  Gewerbetreibenden 
und  der  Gesellen  zu  entnehmenden  Beisitzern  zusammen- 
gesetzt ist,  äußert  sich  in  dem  Nachweis,  daß  der  Lehr- 
ling die  in  seinem  Gewerbe  gebräuchlichen  Handgriffe 
und  Fertigkeiten  mit  genügender  Sicherheit  ausübt  und 
sowohl  über  den  Wert,  die  Beschaffung,  Aufbewahrung 
und  Behandlung  der  zu  verarbeitenden  Rohmaterialien  als 
auch  über  die  Kennzeichen  ihrer  guten  oder  schlechten 
Beschaffenheit  unterrichtet  ist  §  131  b  Abs.  1  G.G.  Die 
obligatorisch  vorgeschriebene  von  der  höheren  Ver- 
waltungsbehörde, in  Bayern  der  Kreisregierung,  in  Zu- 
sammenarbeit mit  der  Handwerkskammer  und  bei  Diver- 
genz der  Meinungen  dieser  Instanzen  von  den  Staats- 
ministerien des  Äußeren  und  Inneren  für  Kirchen-  und 
Schulangelegenheiten  zu  erlassende  Prüfungsordnung 
regelt  das  bei  den  einzelnen  Prüfungen  zu  beobachtende 
Verfahren,  insbesondere  kann  in  dieser  Prüfungsordnung 
auch  bestimmt  werden,  daß  sich  die  Prüfung  auch  auf 
Kenntnisse  in  der  Buch-  und  Rechnungsführung  zu  er- 
strecken hat. 

Eine  Pflicht,  die  Gesellenprüfung  abzulegen,  hat  das 
Gesetz  nicht  aufgestellt,  obwohl  in  der  Reichstags- 
kommission bei  Behandlung  der  Novelle  von  1908  ver- 
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schiedene  Anträge  eingebracht  worden  waren,  welche 
teils  bezweckten,  die  Gesellenprüfung  obligatorisch  zu 
machen,  teils  die  unbefugte  Führung  des  Gesellen-  und 
Gehilfentitels  verhindern  wollten;  allein  zu  gesetz- 
geberischen Maßnahmen  konnten  diese  Anträge  bei  dem 
entschiedenen  Widerspruch  der  Regierung  nicht  führen. 
Damit  aber  die  mit  der  Einführung  einer  Prüfung  be- 
zweckten Absichten,  einen  vortrefflichen  Nachwuchs  für 
das  Handwerk  heranzuziehen,  auch  wirklich  erreicht 
werden  können,  begründet  die  G.G.  für  die  Innung  und 
den  Lehrherrn  die  moralische  Verpflichtung,  den  Lehr- 
ling zur  Ablegung  der  Gesellenprüfung  nach  Ablauf  der 
Lehrzeit  anzuhalten;  eine  wirksame  Beeinflussung  des 
Lehrlings  ist  dadurch  für  immer  gesichert,  wenn  auch 
eine  mit  gesetzlichen  Zwangsmitteln  durchzusetzende 
Pflicht  des  Lehrherrn  und  Lehrlings  nicht  besteht.  Da- 
neben wird  auch  die  in  allen  Zweigen  des  Wirtschafts- 
lebens zu  Tage  tretende  Konkurrenz,  der  Ehrgeiz  der 
Lehrlinge  und  die  Aussicht,  mit  der  Bestätigung  der  vor- 
schriftsmäßig abgelegten  Gesellenprüfung  ein  gutes  Fort- 
kommen zu  erhalten,  ein  sich  wohl  allgemein  geltend- 
machender Ansporn  zur  Ablegung  der  Gesellenprüfung 
sein.  Wenn  die  Innungen  es  unterlassen,  die  Lehrlinge 
zur  Ablegung  von  Prüfungen  zu  veranlassen,  so  hat  die 
Aufsichtsbehörde,  in  Bayern  die  Distriktsverwaltungs- 
behörde, das  Recht,  die  Innungen  unter  Androhung, 
Festsetzung  und  Vollstreckung  von  Ordnungsstrafen 
gegen  die  Inhaber  der  Innungsämter  und  sogar  gegen 
die  Innungsmitglieder,  zur  Befolgung  der  für  die  Ge- 
sellenprüfung aufgestellten  Grundsätze  zu  zwingen  §  96 
Abs.  2  G.G.  Hat  die  zu  wiederholende  Aufforderung 
der  Aufsichtsbehörde  keinen  Erfolg,  so  kann  die  höhere 
Verwaltungsbehörde,   in    Bayern    die  Kreisregierung, 
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Kammer  des  Innern,  die  Innung  schließen  §  97  Abs.  1 
Z.  2  und  Abs.  2  G.O.  Vernachlässigt  der  Lehrherr  seine 
diesbezüglichen  Pflichten,  so  ist  er  strafbar  (§  148  Z.  9, 
er  verletzt  eine  gesetzliche  Pflicht  gegen  die  ihm  anver- 
trauten Lehrlinge).  Dabei  ist  es  nicht  notwendig,  daß 
er  den  Lehrling  direkt  abhält  seine  Prüfung  zu  machen, 
oder  daß  er  ihm  die  Ablegung  der  Prüfung  erschwert; 
auch  dann,  wenn  er  sich  bloß  passiv  verhält,  verfällt  er 
der  Strafe.  Bei  wiederholter  Pflichtverletzung  kann  ihm 
die  Befugnis  zum  Halten  und  Anleiten  von  Lehrlingen 
entzogen  werden  §  126  a  G.O. 

Das  Gesuch  um  Zulassung  zur  Prüfung  hat  der 
Lehrling  an  den  Prüfungsausschuß  zu  richten;  die  einzige 
Voraussetzung  für  die  Zulassung  zur  Prüfung  ist  der 
Nachweis  über  den  Ablauf  der  für  das  Handwerk  vor- 
geschriebenen Lehrzeit;  dieser  Nachweis  wird  durch 
Vorlage  des  Lehrzeugnisses  bezw.  des  Lehrbriefes  (siehe 
oben  §  17)  geführt.  Daneben  sind  aber  auch  die  Zeug- 
nisse über  einen  etwaigen  Besuch  einer  Fortbüdungs- 
oder  Fachschule  einzureichen.  Das  Ergebnis  der  Prüfung 
wird  auf  diesen  Lehrzeugnissen  bezw.  Lehrbriefen  be- 
urkundet, wobei  irgendwelche  Kosten-  oder  Stempel- 
gebühren nicht  erhoben  werden  dürfen.  Besteht  der 
Lehrling  die  Prüfung  nicht,  so  hat  der  Prüfungsausschuß 
einen  Zeitraum  zu  bestimmen,  vor  dessen  Ablauf  die 
Prüfung  nicht  wiederholt  werden  darf  §  131  c  Abs.  3 
G.O.  Eine  Verlängerung  der  Lehrzeit  tritt  hiedurch  an 
und  für  sich*  nicht  ein,  durch  die  Vorschriften  der  Hand- 
werkskammern oder  Innungen  kann  allerdings  bei  Nicht- 
bestehen der  Prüfung  eine  Verlängerung  der  Lehrzeit 
sich  ergeben.^)   Um  die  Prüflinge  gegen  eine  etwaige 


1)  So  Landmann  Anm.  4  zu  §  131  c. 
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unbillige  Beurteilung  ihrer  Leistungen  zu  schützen,  ist 
dem  Vorsitzenden  der  Prüfungsausschüsse  das  Recht 
eingeräumt  worden,  Beschlüsse  dieses  Ausschusses  mit 
aufschiebender  Wirkung  zu  beanstanden.  Diese  Befug- 
nis des  Vorsitzenden  erstreckt  sich  auf  alle  Beschlüsse 
des  Prüfungsausschusses  sowohl  über  die  Zulassung 
zur  Prüfung  als  auch  über  deren  Ergebnis.  Macht  der 
Vorsitzende  von  diesem  Beanstandungsprivileg  Gebrauch, 
so  tritt  eine  Sistierung  dieser  Beschlüsse  ein,  der  Aus- 
schuß darf  dann  das  Ergebnis  der  Prüfung  auf  dem 
Lehrzeugnis  oder  Lehrbrief  nicht  beurkunden.  Die  zur 
Entscheidung  über  solche  Beanstandungen  zuständige 
Behörde  ist  die  Handwerkskammer  (§  132  CO.),  welche 
wiederum  „Ausschüsse  zur  Entscheidung  über  Bean- 
standungen von  Beschlüssen  der  Prüfungsausschüsse" 
zu  bilden  hat  §  103  e  Z.  6  G.O.  Bei  letzteren  Be- 
schlüssen der  Handwerkskammer  muß  der  Gesellenaus- 
schuß dieser  Kammer  mitwirken  §  103  k  Z.  3  G.O.  Die 
Entscheidung  der  Kammer  ist  eine  endgiltige. 

Zu  bemerken  ist,  daß  weder  dem  Lehrherrn  noch 
dem  Lehrling  irgendein  Beschwerderecht  zugestanden 
ist;  wenn  z.  B.  der  Lehrling  von  dem  Ausschuß  von 
der  Prüfung  ausgeschlossen  wird,  kann  nur  die  Auf- 
sichtsbehörde der  Handwerkskammer  d.  i.  in  Bayern  die 
Kreisregierung,  Kammer  des  Innern,  auf  etwaige  Unregel- 
mäßigkeiten aufmerksam  gemacht  und  von  sich  aus  zum 
Einschreiten  gegen  die  Handwerkskammer  veranlaßt 
werden.  §  103  o  G.G. 

Lehrlinge,  welche  Lehrwerkstätten  oder  gewerbliche 
Unterrichtsanstalten  besuchen  und  dort  Prüfungen  ab- 
legen oder  welche  vor  besonderen  Prüfungsbehörden, 
welche  vom  Staate  für  einzelne  Gewerbe  oder  zum 
Nachweise  der  Befähigung  zur  Anstellung  in  staatlichen 
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Betrieben  eingesetzt  sind,  ihre  Prüfung  bestehen,  brauchen 
sich  besonderen  Gesellenprüfungen  nicht  mehr  zu  unter- 
werfen, vorausgesetzt,  daß  durch  Verfügung  der  Landes- 
zentralbehörde, in  Bayern  des  Staatsministeriums  des 
Äußeren,  den  von  diesen  Anstalten,  Werkstätten  oder 
Prüfungsbehörden  ausgestellten  Prüfungszeugnissen  die 
Wirkung  der  Zeugnisse  über  das  Bestehen  der  Gesellen- 
prüfung beigelegt  ist.  §  131  Abs.  2  G.O. 

V.  Abschnitt. 

§  19.  Prozeßrechtüches. 

Der  Gedanke,  Streitigkeiten  aus  dem  Verhältnis  der 
Arbeiter,  Gehilfen  und  Lehrlinge  zu  ihren  Vorgesetzten 
durch  ein  mit  sachkundigen  Beisitzern  aus  den  Kreisen 
der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  verstärktes  Gericht 
in  einem  vereinfachten,  beschleunigten  und  billigen  Ver- 
fahren zum  Austrag  bringen  zu  lassen,  hat  zunächst 
zum  Erlasse  des  Gewerbegerichtsgesetzes  und  dann  im 
Jahre  1904  auch  zur  Einführung  des  Kaufmannsgerichts- 
gesetzes geführt.  Die  Gewerbe-  und  Handlungslehrlinge 
sowie  deren  Prinzipale  werden  in  den  §§  1  und  6  der 
beiden  Gesetze  mit  ihren  gegenseitigen  Streitigkeiten  vor 
die  ausschließliche  Zuständigkeit  der  Gewerbe-  und 
Kaufmannsgerichte  verwiesen,  aber  selbstverständlich  nur 
dann,  wenn  für  den  Bezirk  der  Wohnsitzgemeinde  oder 
für  mehrere  Gemeinden  gemeinsam  oder  für  den  Bezirk 
eines  weiteren  Kommunalverband  ein  solches  Gewerbe- 
bezw.  Kaufmannsgericht  besteht.  §  1  Abs.  1—4  der 
beiden  Gesetze.  Für  Gemeinden  mit  mehr  als  20  000  Ein- 
wohnern ist  die  Errichtung  von  Gewerbe-  und  Kauf- 
mannsgerichten  obligatorisch;  die  einmal  gegründeten 
Gerichte  bleiben  bestehen,  auch  wenn  die  Einwohnerzahl 
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im  Laufe  der  Zeit  unter  20000  herabsinkt.^)  Die  Zu- 
ständigkeit der  beiden  Gerichte  ist  eine  ausschHeßliche, 
eine  sachliche  Unzuständigkeit  braucht  also  von  den 
Parteien  nicht  besonders  gerügt  zu  werden,  sondern  ist 
von  Amts  wegen  und  zwar  auch  noch  in  der  Berufungs- 
instanz zu  berücksichtigen.  Ist  also  eine  Streitsache  bei 
dem  Amts-  oder  Landgericht  anhängig  gemacht  worden, 
obwohl  dieselbe  vor  das  Gewerbe-  oder  Kaufmanns- 
gericht gehört  hätte,  so  hat  das  ordentliche  Gericht  sich 
von  Amts  wegen  und  zwar  auch  gegen  den  Willen  der 
Parteien  für  unzuständig  zu  erklären  und  die  Sache  an 
das  zuständige  Sondergericht  zu  verweisen.  Ist  dieser 
Überweisungsbeschluß  rechtskräftig  geworden,  dann  ist 
dem  Sondergericht  das  Recht  entzogen,  die  Entscheidung 
des  ordentlichen  Gerichtes  noch  einmal  nachzuprüfen 
§§  16  Abs.  1  K.G.G.  und  28  G.G.G.  Diese  Vorschrift, 
die  sich  auf  §  11  O.P.O.  stützt,  findet  auch  in  dem 
Verhältnis  der  Kaufmannsgerichte  und  der  Gewerbe- 
gerichte Anwendung.  §  16  Abs.  2  K-G.G. 

„Wird  also  bei  dem  Kaufmannsgericht  eine  vor  das 
Gewerbegericht  gehörige  Klage  erhoben,  so  hat  das 
Kaufmannsgericht,  sofern  für  die  Verhandlung  und  Ent- 
scheidung derselben  ein  Gewerbegericht  besteht,  durch 
Beschluß  seine  Unzuständigkeit  auszusprechen  und  den 
Rechtsstreit  an  das  Gewerbegericht  zu  verweisen.  Eine 
Anfechtung  des  Beschlusses  findet  nicht  statt;  mit  der 
Verkündung  des  Beschlusses  gilt  der  Rechtsstreit  als 
bei  dem  Gewerbegericht  anhängig.  Diese  Vorschriften 
finden  entsprechende  Anwendung,  wenn  bei  dem  Ge- 
werbegericht eine  vor  das  Kaufmannsgericht  gehörige 

1)  Vgl.  Kommissionsbericht  und  Drucksachen  des  Reichs 
tags  IL  Session  1900/1902  III.  Anlageband  S.  2057  und  Men- 
zinger-Prenner  Anm.  5  zu  §  2  und  Apt  Anm.  3  zu  §  2. 
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Klage  erhoben  wird.  §  16  Abs.  3  K.G.G.  Wird  dem- 
nach das  ordentliche  Gericht  in  einem  Fall  angerufen, 
für  dessen  Entscheidung  das  Sondergericht  des  Gewerbe- 
oder Kaufmannsgerichts  zuständig  ist,  so  liegt  nach  der 
allgemeinen  Ansicht^)  kein  Fall  der  Unzulässigkeit  des 
Rechtsweges  im  Sinne  des  §  274  Z.  2  C.P.O.  vor, 
sondern  es  handelt  sich  dabei  lediglich  um  sachliche 
Unzuständigkeit  nach  §  274  Z.  1  a.  a.  0.  Die  Er- 
hebung eines  Kompetenzkonfliktes  ist  sonach  ausge- 
schlossen. 

An  und  für  sich  örtlich  unzuständige  Sondergerichte 
können  durch  gegenseitige  Vereinbarung  der  Parteien,, 
wie  dies  nach  den  allgemeinen  zivilprozessualen  Grund- 
sätzen zulässig  ist,  mit  der  Entscheidung  betraut  werden. 

Die  Zuständigkeit  der  Gewerbe-  und  Kaufmanns- 
gerichte ist  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Streit- 
wertes gegeben: 

a)  bei  Streitigkeiten  zwischen  Lehrherrn  und  Lehr- 
lingen über  den  Antritt,  die  Fortsetzung  oder  die  Auf- 
lösung des  Lehrverhältnisses  sowie  über  die  Aushändigung 
oder  den  Inhalt  des  Zeugnisses  und  bei  gewerblichen 
Lehrlingen  auch  des  Arbeitsbuches  §  4  Abs.  1  Ziff.  1 
G.G.G.  und  §  5  Abs.  1  Z.  1  K.G.G. 

b)  bei  Streitigkeiten  über  die  Leistungen  aus  dem 
Lehrverhältnis  §§  4  und  5  Z.  2  der  beiden  Gesetze. 

c)  bei  Streitigkeiten  über  die  Rückgabe  von  Zeug- 
nissen, Legitimationspapieren,  Kautionen  oder  anderen 
Gegenständen,  welche  aus  Anlaß  des  Lehrverhältnisses 
übergeben  worden  sind.  §§  4  und  5  Z.  3  a.  a.  0.  Das 
G.G.G.  zählt  als  solche  Gegenstände,  die  aus  Anlaß  des 
Lehrverhältnisses  übergeben  worden  sind,  weiter  aufr. 

1)  So  Gaupp-Stein  Anm.  IV  Vorbem.  zu  §  1. 
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Bücher,  Urkunden  (z.  B.  Quittungskarten  ^ür  die  Inva- 
lidenversicherung), Gerätschaften  und  Kleidungsstücke. 

d)  bei  Streitigkeiten  über  Ansprüche  auf  Schaden- 
ersatz oder  Zahlung  einer  Vertragsstrafe  wegen  Nicht- 
erfüllung oder  nicht  gehöriger  Erfüllung  der  Verpflich- 
tungen, welche  die  unter  lit.  a— c  bezeichneten  Gegenstände 
betreffen,  sowie  wegen  gesetzwidriger  oder  unrichüger 
Eintragung  in  Zeugnisse,  Krankenkassebücher  oder 
Quittungskarten  für  die  Invalidenversicherung,  bei  ge- 
werblichen Lehrlingen  auch  in  Arbeitsbücher  §§  4  und  5 
Z.  4  a.  a.  0. 

e)  Streitigkeiten  zwischen  Hausgewerbetreibenden 
und  den  Arbeitgebern  im  Gewerberecht  gehören,  soweit 
sie  Fälle  der  unter  lit.  a— d  bezeichneten  Art  umfassen, 
auch  vor  das  Sondergericht,  doch  sind  Lehrlingsver- 
hältnisse in  solchen  Betrieben  nach  der  Natur  der 
Sache  selten. 

f)  Während  die  Streitigkeiten  aus  der  sog.  Konkurrenz- 
klausel d.  i.  der  Vereinbarung,  durch  welche  der  Lehr- 
ling für  die  Zeit  nach  Beendigung  des  Lehrverhältnisses 
in  seiner  gewerblichen  Tätigkeit  insoweit  beschränkt 
wird,  als  er  innerhalb  bestimmter  Zeit  in  Geschäfte 
gleicher  oder  ähnlicher  Art  nicht  eintreten  oder  das  er- 
lernte Gewerbe  nicht  selbständig  ausüben  darf,  beim 
Gewerbelehrling  der  Jurisdiktion  der  ordentlichen  Ge- 
richte belassen  worden  sind  (§  4  Abs.  2  G.G.G.),  ist 
die  Kompetenz  der  Kaufmannsgerichte  im  K.G.G.  §  5 
Z.  6  auch  auf  solche  Streitigkeiten  zwischen  kauf- 
männischem Lehrherrn  und  Handlungslehrling  ausgedehnt 
worden,  so  daß  sich  hier  bei  ganz  gleichen  grundsätz- 
lichen Rechtsverhältnissen  eine  verschiedene  gesetzliche 
Behandlung  findet. 
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*  Die  Aufzählung  unter*  lit.  a— f  ist  eine  absolut  voll- 
ständige, andere  Streitfälle,  die  sich  unter  einen  der 
vorerwähnten  Buchstaben  nicht  einordnen  lassen,  ge- 
hören nicht  mehr  vor  die  Sondergerichte,  sondern 
vor  die  ordentlichen  Gerichte,  also  vor  allem  Streitig- 
keiten der  Lehrlinge  untereinander,  dann  zwischen 
einem  Lehrherrn  und  den  Lehrlingen  eines  andern  Lehr- 
herrn usw.  ^) 

Gegen  die  Urteile  und  Entscheidungen  der  Gewerbe- 
und  Kaufmannsgerichte  sind  die  Rechtsmittel  zulässig, 
welche  in  den  zur  Zuständigkeit  der  Amtsgerichte  im 
ordentlichen  Verfahren  gehörigen  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten stattfinden  (§§  55  Abs.  1  G.G.G.  und  16 
Abs.  1  K.G.G.),  also  die  Zivilkammern  der  Landgerichte, 
in  deren  Bezirk  das  betreffende  Sondergericht  seinen^ 
Sitz  hat;  aber  nur  dann  gibt  es  eine  2.  Instanz,  wenn 
der  Wert  des  Streitgegenstandes  den  Betrag  von  100  Mk. 
im  Gewerberecht  und  von  300  Mk.  im  Handelsrecht 
übersteigt.  Maßgebend  ist  dabei  der  Wert  zur  Zeit  des 
Erlasses  des  erstinstanziellen  Urteils,  nicht  zur  Zeit  der 
Klageerhebung,  weil  bei  beiden  Sondergesetzen  die  Ab- 
sicht des  Gesetzgebers  zweifelsohne  die  ist,  die  Rechts- 
mittel nur  bei  einigermaßen  bedeutenden  Vermögens- 
werten zuzulassen  und  diese  Bedeutung  nicht  schon  bei 
Klageerhebung,  sondern  erst  bei  der  Entscheidung  der 
Streitsache  zu  ersehen  ist.^)  Fraglich  ist,  ob  die  Zu- 
ständigkeit der  Sondergerichte  auch  dann  gegeben  ist, 
wenn  der  in  seiner  Grundgestalt  vor  dieser  Gerichte 
gehörige  Anspruch  schon  vor  Erhebung  der  Klage  auf 

1)  So  auch  Horrwitz  §  36  und  Apt  Anm. 6zu§l  sowie 
Menzinger-Prenne  r  Anm.  3  zu  §  4. 

2)  So  auch  Menzinger-Prenner  Anm.  2  Abs.  2  zut 
55  und  Apt  Anm.  2  zu  §  55  G.G.G.  bei  §  16. 
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einen  Rechtsnachfolger  übergegangen  ist.^)  Apt^)  und 
Horrwitz"^)  sind  der  Ansicht,  daß  die  kaufmännischen 
Sondergerichte  auch  dann  zu  entscheiden  haben,  wenn 
der  erhobene  Anspruch  schon  vor  Erhebung  der  Klage 
einem  Rechtsnachfolger  zugefallen  ist;  beide  Schriftsteller 
stützen  sich  zur  Begründung  ihrer  Auffassung,  die  sich 
sowohl  auf  den  gesetzlichen  als  auch  den  kraft  Rechts- 
geschäfts figurierenden  Rechtsnachfolger  bezieht,  auf  den 
Wortlaut  der  Gesetze,  wonach  „Streitigkeiten  aus  dem 
Lehrverhältnisse"  vor  die  Sondergerichte  gehören.  „Die 
öffentlich-rechüiche  Tendenz  des  Gesetzes  dulde  nicht, 
daß  durch  Zufall  oder  Willkür  an  Stelle  des  ausschließ- 
lichen Kaufmannsgerichts  ein  Gericht  andrer  Art  gesetzt 
und  die  fundamentalste  Absicht  des  Gesetzgebers  ver- 
eitelt werde.  Sonst  wäre  auch  die  Umgehung  des  Ge- 
setzes leicht.  §  1  Abs.  1  verordne  die  Kompetenz  nicht 
für  Streitigkeiten  zwischen  Kaufleuten  einerseits  und 
Handlungsgehilfen  und  -lehrlingen  andrerseits,  sondern 
für  Streitigkeiten  aus  dem  Dienst-  und  Lehrverhältnis 
zwischen  diesen  Personen."  (So  Horrwitz  a.  a.  0.) 
Diese  Ausführungen  sind  zweifellos  richtig,  soweit  das 
Handelsrecht  in  Frage  kommt,  allein  Horrwitz  dehnt 
seine  Meinung  auch  auf  das  Gewerberecht  aus  und  das 
ist  absolut  irrig,  denn  der  Wortlaut  der  beiden  Gesetze 
läßt  gar  keinen  Zweifel  darüber  aufkommen,  daß  eine 
verschiedene  Behandlung  der  Fälle  im  Gewerbe-  und 
im  Handelsrecht  vom  Gesetzgeber  ausdrücklich  gewollt 
ist.    In  der  Begründung  des  Entwurfs  zum  K.G.G.  ist 

1)  Daß  der  Übergang  des  Anspruchs  während  des  Pro- 
zesses, also  nach  Klageerhebung  ohne  Einfluß  auf  die  Zuständig- 
keit bleibt,  ist  klar. 

2)  Apt  Anm.  6  zu  §  1. 

3)  Horrwitz  §  36  IV  S.  173,  174. 
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dies  einwandfrei  ausgesprochen,  indem  es  dort  heißt: 
„durch  die  Wortfassung  des  Abs.  1  des  §  1  wird  zum 
Ausdruck  gebracht,  daß  die  Zuständigkeit  des  Kaufmanns- 
gerichts auch  dann  gegeben  ist,  wenn  der  erhobene 
Anspruch  vor  oder  nach  Erhebung  der  Klage  auf  einen 
Rechtsnachfolger  übergegangen  ist."  ^)  Auch  im  Fall 
der  Rechtsnachfolge  durch  Abtretung  oder  Pfändung  oder 
durch  Überweisung  der  Forderung  hat  „der  Anspruch 
seine  tatsächliche  und  rechtliche  Grundlage  in  dem  Dienst- 
oder Lehrverhältnis  und  es  tritt  nur  der  die  Rechtsnach- 
folge begründende  Vorgang  ein.  Das  Gesetz  hat  aber 
auch  hierüber  die  Entscheidung  dem  Kaufmannsgericht 
zugewiesen  und  dessen  Zuständigkeit  würde  selbst  in 
solchen  Fällen  begründet  sein,  in  denen  der  Anspruch 
aus  dem  Lehrverhältnis  an  sich  unbestritten  ist  und  der 
Streit  nur  den  Übergang  des  Anspruchs  auf  den  Rechts- 
nachfolger betrifft,  da  das  Gesetz  für  solche  Fälle  keine 
Ausnahme  macht."  ^) 

Im  Gegensatz  hiezu  ist  für  das  Gewerberecht  die 
Person  der  Prozeßparteien  für  die  Zuständigkeit  des 
Gewerbegerichts  ausschließlich  maßgebend,  nicht  aber 
der  sachliche  Inhalt  des  Rechtsverhältnisses  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Person  der  prozessierenden  Parteien.^) 
Für  die  Ansicht,  daß  bei  einer  Rechtsnachfolge  im 
Handels-  und  Gewerberecht  verschiedene  Grundsätze 
hinsichtlich  der  Zuständigkeit  der  beiden  Sondergerichte 
herrschen,  spricht  auch  der  Umstand,  daß  der  Wortlaut 
des  Kaufmannsgerichtgesetzes,  das  doch  bedeutend  später 

1)  Vgl.  Drucksachen  des  Reichstags,  11.  Legislaturperiode 
I.  Session  1903/04  Nr.  143. 

2)  Vgl.  die  klare  und  grundlegende  Entscheidung  des  Reichs- 
gerichts vom  19.  Nov.  1907,  R.G.E.  in  Z.S.  Bd.  67  S.  114—117. 

3)  So  auch  R.G.E.  Bd.  51  S.  193-196. 
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als  das  Gewerbegerichtsgesetz  geschaffen  worden  ist, 
sich  dann,  wenn  der  Wille  des  Gesetzgebers  auf  eine 
völlig  gleichartige  Behandlung  dieser  Frage,  wie  dies 
Horrwitz  will,  abgezielt  hätte,  dem  Wortlaut  des  Ge- 
werbegerichtsgesetzes voll  und  ganz  angeschlossen  hätte, 
wie  dies  ja  tatsächlich  bei  verschiedenen  anderen  Materien 
der  beiden  Gesetze  geschehen  ist. 

Etwas  ganz  anderes  ist  die  Frage,  ob  eine  ver- 
schiedene Behandlung  der  Rechtsnachfolger  von  Gewerbe- 
oder Kaufmannslehrlingen  oder  deren  Lehrherrn  in  ihrem 
Recht,  vor  Gericht  Recht  zu  suchen,  zweckmäßig  er- 
scheint. Meines  Erachtens  würde  es  dem  Rechtsgefühl 
entsprechen,  wenn  eine  gleichartige  Behandlung  in  der 
Frage  der  Zuständigkeit  der  Sonder-  oder  ordentlichen 
Gerichte  bei  einer  Rechtsnachfolge  bestehen  würde. 

Die  Zusammensetzung  der  beiden  Sondergerichte 
ist  eine  derartige,  daß  eine  genügende  Vertretung  der 
beiderseitigen  Interessen  gewährleistet  ist;  für  das  Ver- 
hältnis des  Lehrlings  hat  die  Zusammensetzung,  die 
Wahlen  zum  Gericht,  das  Recht  der  Ausschließung  vom 
aktiven  Wahlrecht  u.  dgl.  kein  sonderliches  Interesse, 
weü  eine  aktive  oder  passive  Beteiligung  der  Lehrünge 
nach  der  Natur  der  Sache  ausgeschlossen  ist. 

Für  das  Verfahren  vor  den  Sondergerichten  bildet 
die  Richtschnur  das  im  amtsgerichtlichen  Verfahren 
geltende  Recht  der  C.P.O.  Doch  sind  einzelne  Besonder- 
heiten vorgeschrieben,  die  im  engen  Anschluß  an  die 
Tendenz  und  Natur  der  Sondergerichte  gebildet  worden 
sind.  Für  das  Handelsrecht  bestehen  die  gleichen  prozeß- 
rechtlichen Prinzipien  z.  B.  über  Zuständigkeit,  Aus- 
schluß von  Rechtsanwälten  und  Rechtskonsulenten,  Dauer 
der  Einspruchsfrist:  3  Tage,  Anordnung  und  Erzwingung 
des  persönlichen  Erscheinens  der  Parteien,  Beeidigung 
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der  Zeugen  und  Sachverständigen  nach  Ermessen  des 
Vorsitzenden  usw.  wie  für  das  Gewerberecht  §  16 
Abs.  1  K.G.G. 

Die  Präge  der  Partei-  und  Prozeßfähigkeit  richtet 
sich  nach  den  Vorschriften  der  C.P.O.  Darnach  ist  jeder 
Lehrling,  ob  minder-  oder  volljährig,  ob  männlichen  oder 
weiblichen  Geschlechts,  fähig,  Subjekt  eines  Zivilprozesses 
zu  sein,  jeder  Lehrling  kann  im  eigenen  Namen  klagen 
und  verklagt  werden,  er  hat  die  Fähigkeit,  Subjekt  des 
Mahnverfahrens,  des  Arrestprozesses,  des  eine  einstweilige 
Verfügung  betreffenden  Verfahrens,  des  Zwangsvoll- 
streckungs-  und  Konkursverfahrens  zu  sein,  auch  kann 
jeder  Lehrling  in  einem  Prozeß  als  Nebenintervenient 
auftreten  (§  50  Abs.  1  C.P.O.),  denn  parteifähig  ist,  wer 
rechtsfähig  ist.  Eine  andere  Frage  ist  die,  ob  der  Lehr- 
ling auch  prozeßfähig  d.  h.  in  der  Lage  ist,  prozessuale 
Handlungen  wirksam  vorzunehmen  und  entgegen  zu 
nehmen.^)  Der  Lehrling  ist  nur  insoweit  prozeßfähig, 
als  er  sich  durch  Verträge  selbständig  verpflichten  kann 
§  52  Abs.  1.  Ist  der  Lehrling  eine  verheiratete  Frau, 
so  wird  ihre  Prozeßfähigkeit  von  dem  Bestand  der  Ehe 
in  keiner  Weise  beeinflußt.  §  52  Abs.  2  C.P.O.  Die 
Vorschrift  des  §  52  C.P.Q.  führt  von  selbst  auf  die  Be- 
stimmungen des  B.G.B.  §  113,  wonach  die  Ermächtigung 
des  gesetzlichen  Vertreters,  also  des  Vaters  oder  Vor- 
mundes, zum  Eintritt  in  ein  Arbeitsverhältnis  die  unbe- 
schränkte Geschäftsfähigkeit,  also  auch  die  Prozeßfähig-  ^ 
keit  des  Minderjährigen  für  Streitigkeiten  nach  sich  zieht, 
welche  die  Aufhebung  eines  solchen  Verhältnisses  sowie 
die  Erfüllung  der  sich  aus  einem  solchen  Verhältnis  er- 
gebenden Verpflichtung  (für  beide  Teile)  betreffen.  Diese 


1)  Vgl.  Seuffert  Anm.  1  Abs.  1  zu  §  52. 
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Vorschrift  des  §  113  B.G.B,  findet  auf  den  Lehrvertrag 
keine  Anwendung,  da  derselbe  nicht  unter  den  Begriff 
des  Dienstvertrags  fällt  und  auch  kein  Dienst-  oder 
Arbeitsverhältnis  im  Sinne  jener  Vorschrift  begründet, 
vielmehr  in  erster  Linie  den  Zv^eck  einer  tüchtigen  kauf- 
männischen oder  gewerblichen  Ausbildung  des  Lehriings 
verfolgt.  ^) 

Der  parteifähige  minderjährige  Lehrling  muß  also 
stets  von  seinem  gesetzlichen  Vertreter  vertreten  sein ; 
eine  Klage  ist  zwar  unter  dem  Namen  des  Lehrlings  zu 
fertigen,  aber  stets  mit  dem  Beisatz:  „vertreten  von 
seinem  Vater  .  .     Vormund  .  .  .  etc." 

Hat  der  Vater  oder  Vormund  den  Lehrvertrag  im 
eigenen  Namen  abgeschlossen,  so  ist  unter  Ausschaltung 
des  Lehrlings  auch  nur  der  Vater  oder  Vormund  aktiv 
oder  passiv  legiümiert;  im  Gewerberecht  ist  unter  dieser 
Voraussetzung  das  ordentliche  Gericht,  im  Handelsrecht 
nach  obigen  Ausführungen  das  Sondergericht  des  Kauf- 
mannsgerichts zuständig, 

VL  Abschnitt. 

§20.  Schluß. 

Das  Gewerberecht  enthält  im  Gegensatz  zum  Handels- 
recht außer  den  Vorschriften  in  den  §§  126— 132  a  G.O., 
welche  als  der  Sitz  der  Materie  erscheinen,  eine  reiche 
Fülle  von  weiteren  Bestimmungen,  welche  sich  mit  der 
Regelung  des  Lehriingswesens  befassen.  Insbesondere 
ist  den  gewerblichen  Innungen  ein  ausgedehntes  Be- 
tätigungsfeld in  der  Aufgabe  zugewiesen,  die  schützende 

1)  Zu  dieser  Auffassung  gelangen  die  meisten  Schriftsteller, 
jedoch  auf  verschiedenen  Wegen. 
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und  regelnde  Hand  über  den  geordneten  Gang  der 
Unterweisung,  Erziehung,  Beaufsichtigung  etc.  der  Lehr- 
linge zu  halten.^)  Alle  die  dabei  einschlägigen  Fragen  zu 
erläutern,  konnte  nicht  Aufgabe  dieser  Abhandlung  sein. 
Wichtiges  ist  zudem  im  Vorübergehen  erörtert  worden. 
Viele  wichtige  Punkte  hat  die  Gesetzgebung  im  Laufe 
der  Zeit  geregelt,  „im  Übrigen  aber,  wird  entschieden 
davor  gewarnt  werden  müssen,  den  Schwerpunkt  der 
Fragen  in  den  Apparat  der  Gesetzgebung  verlegen  zu 
wollen  und  darüber  zu  vergessen,  daß  die  beteiligten 
Kreise  vor  allem  selbst  zu  praktischen  Reformmaßnahmen 
schreiten  müssen.  Durch  pflichtbewußtes,  vertrauens- 
volles Zusammenwirken  aller  zur  Mitarbeit  berufenen 
Kräfte  wird  auch  dieser  Teil  der  sozialen  Frage  zum 
Heil  der  Industrie,  des  Handwerks,  Gewerbes  und  Handels 
einer  gedeihlichen  Entwicklung  und  Vollendung  entgegen- 
geführt werden."^) 

1)  Vgl.  §§  81  a  u.  b,  83  Z.  2  u.  10,  87 IV  93  z.  5,  94  ci, 
95n  loon  ioq  c,  lOOfi  Z.  2,  100  gi,  100  p,  100  r,  100  ui,  103  b 
Ziff.  4,  103  e  Z.  1,  2  u.  5,  103  fn  103  g  Z.  4,  103  giv  103  k 
Z.  1  u.  2,  105  bii. 

2)  Aus  einem  Aufsatz  von  Carl  Poellath  in  den  Blättern 
für  administrative  Praxis  1897  Bd.  47  S.  289— 317,  insbesondere 
S.  316  und  317. 


\ 


Lebenslauf. 


Ich,  Konrad  Karl  Raithel,  geboren  am  8.  Oktober 
1885  in  Weigolshausen,  Ufr.  als  Sohn  des  Bahnober- 
expeditorseheleute  Karl  und  Frieda  Raithel,  prot.,  be- 
suchte die  Volksschule  zu  Weigolshausen,  absolvierte 
1902  das  Progymnasium  zu  Wunsiedel,  1905  das  Gym- 
nasium zu  Ansbach,  studierte  von  1905  bis  1907  an  der 
Hochschule  in  Würzburg  jura  und  bestand  das  theoretische 
Schlußexamen  am  26.  Oktober  1909  in  München.  Die 
drei  praktischen  Jahre  verbrachte  ich  an  den  Gerichten 
und  Ämtern  in  Wunsiedel  und  Nürnberg,  im  Dezember 
1912  bestand  ich  den  Staatskonkurs  zu  Bayreuth  und 
wurde  im  Juni  1913  als  Rechtsanwalt  beim  Landgericht 
Ansbach  zugelassen.  Am  26.  September  1914  verheiratete 
ich  mich  mit  der  Akademiedirektorstochter  Edith  Wentz 
verw.  Schleisinger.  Am  1.  März  1915  wurde  ich  als 
Angehöriger  des  ungedienten  Landsturms  beim  k.  19.  InL- 
Regt.  Erlangen  eingezogen,  am  27.  April  1916  als  Unter- 
offizier zum  25.  bayr.  Inf.-Regt.  abgestellt,  wo  ich  am 
29.  August  zum  Offizier  gewählt  wurde.  Am  15.  Sep- 
tember 1916  wurde  ich  bei  Fleury  durch  Granatschuß 
im  rechten  Knie  schwer  verwundet  und  sehe  nunmehr 
meiner  Verabschiedung  wegen  Dienstunbrauchbarkeit  ent- 
gegen. 


